
S
p

ar
d

a-
S

tu
d

ie
 2

0
2

6
  Z

w
is

ch
en

 S
ta

d
t 

u
n

d
 L

an
d

: W
o

h
n

ei
g

en
tu

m
sb

ild
u

n
g

 im
 d

em
o

g
ra

� 
sc

h
en

 W
an

d
el

Zwischen Stadt und Land: 

Wohneigentumsbildung im 
demografischen Wandel
Sparda-Studie

20
26





Zwischen Stadt und Land: 

Wohneigentumsbildung im 
demografischen Wandel
Sparda-Studie 2026



IIn
ha

lt
01

03

04
02

Einleitung und Kernergebnisse	 8

Relevante soziodemografische 
Rahmenbedingungen	 24

3.1	 |	 Altersverteilung im Allgemeinen	 26
3.2	 |	 Wohneigentumsquote	 30
3.3	 |	 Wohnflächenkonsum im Lebensverlauf	 32
3.4	 |	 Zufriedenheit mit der Wohnungsgröße – 

Umschichtungspotenziale zwischen 
Eigentumsformen und Kohorten	 34

Potenzielle Nachfrage nach  
Wohneigentum und latentes 
Wohnraumpotenzial	 38

4.1	 |	 Bundesweite Ergebnisse	 40
4.2	 |	 Regionale Ergebnisse	 43
4.2.1.	 Ost-West-Vergleich	 43
4.2.2.	 Bundesländer	 45
4.2.3.	 Kreisergebnisse	 50

Einordnung in die bestehende Literatur	 14

2.1	 |	 Literaturüberblick	 16
2.2	 |	 Beitrag der vorliegenden Studie	 23

Sparda-Studie Wohneigentumsbildung im demografischen Wandel4



05
0706
08

Überregionale Wohneigentumspotenziale	 64

5.1	 |	 Regionale Wanderungsmuster	 66
5.2	 |	 Stadt-Umland-Potenziale für die 

Wohneigentumsbildung	 71

Wirtschaftliche Lage und 
Wohneigentumsbildung	 94

Wohnungspolitische Handlungsräume	 78

6.1	 |	 Nationale Praxisbeispiele  
zur Aktivierung latenter  
Wohnraumpotenziale	 80

6.1.1.	 Passende Wohnalternativen  
für ältere Eigentümerhaushalte	 80

6.1.2.	 Beratung zu  
Umzug, Umbau und Teilung	 82

6.1.3.	 Übertragbare Ansätze aus dem 
Mietwohnungsbestand	 83

6.1.4.	 Einordnung der  
nationalen Erfahrungen	 86

6.2	 |	 Internationale Praxisbeispiele und 
Reformansätze	 88

6.2.1.	 Direkte Aktivierung selbst  
genutzten Wohneigentums	 88

6.2.2.	 Organisierte Verkleinerung  
im Mietwohnungsbestand	 90

6.2.3.	 Abbau steuerlicher und  
finanzieller Lock-in-Effekte	 91

6.2.4.	 Einordnung der  
internationalen Beispiele	 92

Fazit und Empfehlungen	 100

Literatur	 104

5



Sparda-Studie Wohneigentumsbildung im demografischen Wandel6



Abbildungsverzeichnis

Tabellenverzeichnis

Abbildung 3-1: 	 Altersverteilung im Zeitverlauf	 26

Abbildung 3-2: 	 Altersverteilung auf Kreisebene	 27

Abbildung 3-3: 	 Wohneigentumsquote auf Kreisebene	 30

Abbildung 3-4: 	 Wohnflächenkonsum im Lebenszyklus  
und für Kohorten, nach Eigentumsstatus	 33

Abbildung 3-5: 	 Zufriedenheit mit der Wohnungsgröße  
im Zeitverlauf, alle Altersgruppen	 35

Abbildung 3-6: 	 Zufriedenheit mit der Wohnungsgröße  
im Zeitverlauf, potenzielle Nachfrage nach  
und latentes Angebot von Wohneigentum	 36

Abbildung 4-1: 	 Potenzielle Nachfrage nach Wohneigentum  
und latentes Wohnraumpotenzial liegen  
in ähnlicher Größenordnung	 41

Abbildung 4-2: 	 Altersverteilung nach Eigentumsstatus  
in Ost und West	 44

Abbildung 4-3: 	 Altersverteilung nach Eigentumsstatus  
in den Bundesländern	 46–48

Abbildung 4-4: 	 Kreise – Anteil der Älteren variiert  
regional stark nach Eigentumsstatus	 52–53

Abbildung 4-5: 	 Kreise – Homogenere regionale Muster  
nach Eigentumsstatus bei den Jüngeren	 56–57

Abbildung 4-6: 	 Kreise – Match potenzielle demografische  
Nachfrage und Wohneigentumspotenzial	 60–61

Abbildung 5-1: 	 Wanderungen in der Altersgruppe  
30 bis 49 Jahre	 68–69

Abbildung 5-2: 	 Match potenzielle demografische  
Nachfrage und Wohneigentumspotenzial –  
Stadt-Umland	 74–75

Abbildung 7-1: 	 Veränderung im IW-Regionalranking  
2016 bis 2026 nach Kategorien	 97

Tabelle 1: 	 Zusammenfassung der ausgewählten  
nationalen Praxisbeispiele zur Mobilisierung  
latenten Wohnraumangebots im Bestand	 87

Tabelle 2: 	 Übersicht der ausgewählten internationalen  
Praxisbeispiele zur Mobilisierung latenten  
Wohnraumangebots im Bestand	 93

7



01
8



Einleitung  
und Kernergebnisse



In der öffentlichen Diskussion wird  
teilweise ein „Silver Tsunami“ erwartet: Mit 
dem Altern der geburtenstarken Jahrgänge 
könnten demnach zahlreiche Eigentums
immobilien auf den Markt gelangen und die 
bislang angespannten Wohnungsmärkte 
entlasten. Eine solche Erwartung greift je-
doch zu kurz. Ältere Haushalte weisen eine 
besonders geringe Wohnmobilität auf und 
sind häufig eng mit ihrer Wohnung, ihrem 
sozialen Umfeld und ihrem Quartier ver
bunden. Geringe laufende Wohnkosten, 
hohe Transaktionskosten, fehlende kleinere 
und barrierearme Alternativen sowie der  
organisatorische Aufwand eines Umzugs 
können zusätzlich dazu führen, dass Haus-
halte auch bei einer deutlich verkleinerten 
Haushaltsgröße in ihrer bisherigen Immo
bilie verbleiben.

Die Wohneigentumsbildung ist für viele jüngere Haushalte in Deutschland 
schwieriger geworden. Ein hohes Immobilienpreisniveau, gestiegene Eigenkapitalan-
forderungen, Finanzierungskosten und ein begrenztes Angebot an familiengeeigneten 
Objekten erschweren insbesondere in den wirtschaftlich dynamischen Großstädten 
den Übergang vom Mieten zum Wohneigentum. Gleichzeitig erreicht eine wachsende 
Zahl von Eigentümerhaushalten ein höheres Lebensalter. Viele dieser Haushalte leben 
weiterhin in den während der Familienphase bezogenen Wohnungen und Eigenheimen, 
obwohl die Kinder inzwischen ausgezogen sind und sich die Haushaltsgröße verkleinert 
hat. Daraus ergibt sich die Frage, 

Entscheidend ist zudem nicht allein, 
wie viele ältere Eigentümerhaushalte und 
jüngere Mieterhaushalte es bundesweit 
gibt. Potenzielles Angebot und potenzielle 
Nachfrage müssen auch räumlich zusam-
menpassen. Ein demografischer Angebots-
überhang in einer peripheren Region er-
leichtert die Wohneigentumsbildung in einer 
weit entfernten Großstadt nur begrenzt. 
Umgekehrt kann das direkte Umland für 
junge Haushalte einen relevanten Such-
raum bilden, wenn größere Wohnungen oder 
Eigenheime in der Kernstadt knapp oder 
nicht erschwinglich sind. Die Frage nach den 
Auswirkungen des demografischen Wandels 
auf die Wohneigentumsbildung ist deshalb 
vor allem eine regionale Matching-Frage. 
Wie gut sich solche regionalen Potenziale 
tatsächlich in Wohneigentumsbildung 

 ob der demografische Wandel  
künftig größere Teile des bestehenden Wohneigentums  
für jüngere Haushalte verfügbar machen könnte und  
unter welchen Bedingungen sich dieses latente Potenzial  
mobilisieren ließe.

Sparda-Studie Wohneigentumsbildung im demografischen Wandel10



übersetzen  
lassen, hängt zudem von 

den wirtschaftlichen Perspekti-
ven der jeweiligen Regionen ab.

Die vorliegende Studie untersucht, in 
welchem Umfang und in welchen Regio-

nen sich die potenzielle demografisch 
bedingte Nachfrage jüngerer Mieter-
haushalte nach Wohneigentum und 

das latente Wohnraumpotenzial 
älterer Eigentümerhaushalte 

gegenüberstehen. 

Die Ergebnisse zeigen ein differenzier-
tes Bild. Erstens liegen potenzielle 
Nachfrage und latentes Angebot auf 
Bundesebene zwar in einer ähnlichen 
Größenordnung; von einem massiven 
demografischen Angebotsüber-
hang kann jedoch keine Rede sein. 
Zweitens verbergen sich hinter dem 
bundesweiten Verhältnis erhebliche 
regionale Unterschiede: Rechnerische 

Angebotsüberhänge konzentrieren 
sich vielfach auf kleinere und ländlich 

geprägte Regionen, während die größten 
Nachfrageüberhänge in Großstädten und 
wirtschaftlich dynamischen Zentren auftre-
ten. Drittens verbessert die Einbeziehung 
des direkten Umlands das Matching für 
zahlreiche Großstädte deutlich, reicht aber 
gerade in den großen Metropolen häufig 
nicht aus, um die potenzielle Nachfrage 
rechnerisch zu decken. Der demografische 
Wandel eröffnet damit regional relevante 
Spielräume, ersetzt jedoch weder eine be-
darfsgerechte Neubautätigkeit noch eine 
aktive Nutzung und Weiterentwicklung des 
Wohnungsbestands.

Die Studie ist wie folgt aufgebaut: 
Nach der Einordnung in die bestehende  
Literatur werden zunächst die relevanten 
demografischen Rahmenbedingungen,  
der Wohnflächenkonsum und die subjek-
tive Bewertung der Wohnungsgröße unter-
sucht. Anschließend werden potenzielle 
Nachfrage und latentes Wohnraumpoten-
zial auf Bundes-, Länder- und Kreisebene 
gegenübergestellt. Die Analyse wird da-
nach um regionale Wanderungsmuster  
und Stadt-Umland-Potenziale erweitert. 
Auf dieser Grundlage werden nationale  
und internationale Ansätze zur Aktivierung 
bestehender Wohnraumpotenziale disku-
tiert und abschließend wohnungspolitische 
Empfehlungen abgeleitet.

Informieren Sie sich im  
interaktiven Online-Tool zur 
Studie mit dem regionalen 
Steckbrief über Ihre Region:  
www.sparda-wohnen2026.de

Grundlage ist eine Sonderauswertung des 
Zensus 2022 für die 400 kreisfreien Städte 
und Landkreise in Deutschland. 

Als potenzielle Nachfrage werden  
Mieterhaushalte im typischen wohneigen-
tumsbildenden Alter von 30 bis 44 Jahren 
betrachtet. Das latente Angebot umfasst  
in der weiteren Abgrenzung Eigentümer-
haushalte ab 65 Jahren und in einer konser
vativeren Variante Eigentümerhaushalte ab 
75 Jahren, soweit es sich um Einpersonen-
haushalte oder Paarhaushalte ohne Kinder 
handelt. Ergänzende Auswertungen des  
sozioökonomischen Panels zeigen, wie sich 
der Wohnflächenkonsum und die subjektive 
Bewertung der Wohnungsgröße im Lebens-
verlauf entwickeln und im Zeitverlauf ent-
wickelt haben und motivieren damit die  
Debatte um die effizientere Nutzung beste-
henden Wohnraums.

Über die Betrachtung einzelner Kreise 
hinaus wird das Matching für 70 Großstädte 
um den jeweils direkt angrenzenden Um-
landring erweitert. Dabei wird berücksich-
tigt, dass ein Umlandkreis zum potenziellen 
Suchraum mehrerer Großstädte gehören 
kann. Abschließend werden nationale und 
internationale Praxisbeispiele untersucht, 
die Hinweise darauf geben, unter welchen 
Voraussetzungen latente Wohnraumpoten-
ziale tatsächlich aktiviert werden können.

1Einleitung und Kernergebnisse 11



Der Nettowanderungssaldo zwischen 
den 70 größten kreisfreien Städten und 
den angrenzenden Landkreisen beträgt 

+54.709  
Personen.

28 %
der Eigentümer wohnen subjektiv 
in einer zu großen Wohnung. Bei 
den Eigentümern ab 65 Jahren 
sind es sogar 37 Prozent.

23 %
Das entspricht im Jahr 2025 dem 
Anteil der ab 65-Jährigen an der 
Gesamtbevölkerung. Dreißig Jahre 
zuvor machte dies noch den Anteil 
der Bevölkerung im Alter zwischen 
30 und 44 Jahren aus.  

In München ist der Anteil der jungen Mieter 
zwischen 30 und 44 Jahren an allen Mietern 
mit 29 Prozent deutschlandweit am höchsten, 
in Suhl mit 15 Prozent am geringsten. 

15 bis 29 %

300  
von 400
In drei Vierteln der Kreise ist das 
latente Angebot von Wohneigentum 
größer als die potenzielle Nachfrage. 
Aber: In den 300 Kreisen wohnen 
weniger junge potenzielle Nachfrager 
als in den verbleibenden 100. 

22 bis 38 %
Der Anteil der Eigentümer ab 65 Jahren an allen 
Eigentümern ist mit 38 Prozent in Wilhelmshaven 
am höchsten und mit 22 Prozent in Vechta am 
geringsten. 

Zwischen Stadt und Land:  
Wohneigentumsbildung im demografischen Wandel 

der Sparda-Studie 2026

Kernergebnisse
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Die Zahl der subjektiv zu groß wohnenden Eigen-
tümerhaushalte ab 65 Jahren und der Mieter im Alter 
zwischen 30 und 44 Jahren entspricht sich fast exakt: 

2,6 Millionen

Die höchste Relation aus jungen 
Mietern und älteren Eigentümern 
beträgt:

332 %
In der Südwestpfalz ist das latente 
Angebot an Wohneigentum gut 
viermal so groß wie die potenzielle 
demografische Nachfrage jüngerer 
Mieterhaushalte. 

In

34 von 70
der größten Städte reicht auch das  
latente Umlandpotenzial nicht aus, um  
die potenzielle demografische Nachfrage 
nach Wohneigentum zu decken.

5,3 Millionen
So viele Haushalte bezeichnen jeweils die potenzielle 
Nachfrage nach Wohneigentum (Mieter zwischen 
30 und 44 Jahren) und das latente Angebot von 
Wohneigentum (Eigentümer ab 65 Jahren). 

Kein Silver 
Tsunami
         

1Einleitung und Kernergebnisse 13
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Literaturüberblick
2.1	 	

Die Entscheidung, im höheren Lebens-
alter umzuziehen, wird durch ein komplexes 
Zusammenspiel finanzieller, struktureller, 
sozialer und psychologischer Faktoren ge-
prägt. Gängige Modelle der Wohnmobilität 
gehen davon aus, dass Haushalte ihren 
Wohnort wechseln, wenn sie ihre Wohn-
situation verbessern, ihre Wohnkosten 
senken oder die Erreichbarkeit wichtiger 
Einrichtungen erhöhen möchten. Die empi­
rische Literatur zeigt jedoch, dass die Umzugs­
neigung mit zunehmendem Alter deutlich 
zurückgeht. Viele ältere Menschen verbleiben 
selbst dann in ihrer Wohnung, wenn diese 
aufgrund gesundheitlicher Einschränkungen, 
eines hohen Instandhaltungsaufwands oder 
einer veränderten Haushaltsgröße nicht mehr 
gut zu ihren Bedürfnissen passt (Angelini & 
Laferrère, 2012; de Jong et al., 2018; Lowies 
et al., 2019).

Wohnflächenkonsum und Wohnmobilität 
im Lebensverlauf 

Für die Wohnungsmarktanalyse ist  
dieses Beharrungsvermögen von beson
derer Bedeutung: Bleiben ältere, kleiner  
gewordene Haushalte in vergleichsweise 
großen Wohnungen oder Eigenheimen, 
kann dies die Verfügbarkeit familiengeeig-
neten Wohnraums begrenzen. Zugleich 
steigt die durchschnittliche Wohnfläche je 
Einwohner, ohne dass sich der Wohnungs-
bestand entsprechend vergrößert. Die  
Untersuchung des Wohnflächenkonsums 
im Lebensverlauf liefert daher wichtige  
Hinweise darauf, in welchem Umfang  
demografische Veränderungen und eine 
geringe Wohnmobilität zur ungleichen  
Verteilung des vorhandenen Wohnraums 
beitragen.

Die Abwägung zwischen Wohnqualität 
und Wohnkosten, der Erreichbarkeit von Ak-
tivitäten und Einrichtungen sowie der mit 
einem Standort verbundenen Mobilitäts-
kosten gilt seit Langem als zentral für die 
Umzugsentscheidung und die Wahl eines 
neuen Wohnorts (Lee & Waddell, 2010). 
Einen klassischen Erklärungsansatz bietet 
das zweistufige Modell von Brown & Moore 
(1970). Danach entsteht zunächst Unzu-
friedenheit mit der gegenwärtigen Wohn-
situation; erst in einem zweiten Schritt wird 
entschieden, ob diese Unzufriedenheit tat-
sächlich durch einen Umzug aufgelöst wird. 
Gerade bei älteren Haushalten führt eine 
objektiv oder subjektiv nachlassende Eig-

ziehen seltener um.

Auch wenn die Wohnung nicht mehr zu ihren 
Bedürfnissen passt, bleiben viele ältere 
Menschen oft in ihrem vertrauten Wohnraum 
verwurzelt – sie 

Sparda-Studie Wohneigentumsbildung im demografischen Wandel16



nung der Wohnung jedoch nicht zwangs-
läufig zu einem Wohnungswechsel. Diele-
man (2001) zeigt, dass Wohneigentum, eine 
größere Haushaltsgröße und ein höheres 
Alter jeweils mit geringeren Umzugsraten 
verbunden sind. Während die Wohnmobilität 
insbesondere im frühen Erwachsenenalter 
hoch ist, nimmt sie im weiteren Lebensverlauf 
ab. Dadurch können Wohnsituationen fort-
bestehen, die ursprünglich auf eine größere 
Haushalts- oder Familienkonstellation zu
geschnitten waren.

Beharrungsvermögen im Alter: objektive 
und verhaltensökonomische Gründe

Eine zentrale Herausforderung im Alter 
ist deshalb die zunehmende Diskrepanz 
zwischen dem individuellen Wohnbedarf 
und den Merkmalen der bewohnten Immo-
bilie. Nachlassende Gesundheit und Mobi
lität gehören zu den wichtigsten Gründen, 
einen Umzug in Betracht zu ziehen – insbe-
sondere dann, wenn die Wohnung schwer 
instand zu halten, nicht barrierearm oder 
nicht mehr mit den funktionalen Fähigkei-

ten ihrer Bewohner vereinbar ist (Banks et 
al., 2012; Ewen & Chahal, 2013). Auch der 
Auszug der Kinder kann eine Neubewertung 
des Wohnbedarfs auslösen: Flächen, die 
während der Familienphase benötigt wur-
den, werden anschließend teilweise nicht 
mehr genutzt, sodass grundsätzlich ein An-
reiz zur Verkleinerung besteht (Abramsson 
& Andersson, 2012). Diese Veränderungen 
führen allerdings nicht automatisch zu einer 
höheren Mobilität. Der organisatorische und 
körperliche Aufwand eines Umzugs kann 
selbst eine erhebliche Hürde darstellen, vor 
allem wenn gesundheitliche Einschränkun-
gen seine Durchführung erschweren (Ewen 
& Chahal, 2013).

Zur Erklärung dieses Beharrungsver-
mögens sind neben objektiven Rahmen-
bedingungen auch verhaltensökonomische 
Mechanismen relevant. Aus der Perspektive 
der Prospect Theory können Verlustaversion 
und Risikovermeidung dazu führen, dass 
mögliche Nachteile eines Umzugs stärker 
gewichtet werden als dessen potenzielle 
Vorteile (Kahneman & Tversky, 1979). Ältere 

Hohe Wohn- 
mobilität 
bei jüngeren Haushalten –  
im weiteren Lebensverlauf 
nimmt sie immer mehr ab.

2Einordnung in die bestehende Literatur 17



Menschen bleiben demnach häufig so 
lange in ihrer bisherigen Wohnung, bis ein 
Verbleib kaum noch möglich ist (Ossokina & 
Arentze, 2024). Hinzu kommt der Endowment-
Effekt: Die eigene Wohnung wird gegenüber 
verfügbaren Alternativen tendenziell überbe­
wertet, weil sie bereits zum persönlichen Besitz 
und zur eigenen Lebensgeschichte gehört  
(Ossokina & Arentze, 2024). Morrison & Clark 
(2016) sowie Clark & Lisowski (2017, 2019)  
liefern empirische Hinweise darauf, dass ältere 
Menschen ihre Wohndauer auch aufgrund von 
Risikoaversion verlängern. Diese Befunde 
verdeutlichen, dass eine große Wohnfläche 
im Alter nicht allein als Ergebnis einer aktuel-
len, frei von Anpassungskosten getroffenen 
Nachfrageentscheidung interpretiert wer-
den kann. Sie kann ebenso Ausdruck einer 
über den Lebensverlauf entstandenen und 
nur träge angepassten Wohnsituation sein.

Faktoren der Wohnzufriedenheit

Darüber hinaus sind soziale Einbindung 
und Wohnzufriedenheit eng miteinander 
verknüpft. Fernandez-Portero et al. (2023) 
zeigen anhand einer Untersuchung von 352 
Personen ab 65 Jahren, dass das Zusam-
menleben mit Familienmitgliedern mit stär-
kerer sozialer Integration, höherem Wohl
befinden und größerer Lebenszufriedenheit 
einhergeht. Zugleich unterstreicht die  
Studie die Bedeutung sozialer Teilhabe: Die 
Beteiligung an sozialen Aktivitäten kann 
auch bei alleinlebenden Personen Wohl
befinden und Zufriedenheit fördern. Van  
Assche et al. (2019) finden anhand zweier 
Stichproben niederländischer Erwachsener 
und belgischer Studierender, dass positiv 
wahrgenommene lokale Normen mit einer 
höheren Quartierszufriedenheit und damit 
mit einer geringeren Wegzugsabsicht korre-
lieren. Für ältere Menschen kann ein Umzug 
daher nicht nur den Verlust einer vertrauten 
Wohnung bedeuten, sondern auch etablierte 
soziale Beziehungen und alltägliche Routinen 
gefährden.

Der eigene Wohnraum wird 
gegenüber verfügbaren  
Alternativen tendenziell 
überbewertet und aufgrund 
von Risikoaversion oft auch 
länger beibehalten.

Soziale Einbindung und Wohnzufriedenheit sind eng 
miteinander verknüpft – ein Umzug im Alter kann  
daher neben dem Verlust der vertrauten Umgebung 
auch einen Verlust sozialer Routinen bedeuten.

Endowment-
Effekt

Sparda-Studie Wohneigentumsbildung im demografischen Wandel18



Die Größe der verfügbaren Wohnfläche 
wird grundsätzlich positiv mit Wohnzufrie­
denheit und Lebensqualität in Verbindung ge­
bracht. Kennzahlen wie die Zahl der Räume 
je Person werden deshalb unter anderem 
im „Better Life Index“ der OECD und im 
„European Quality of Life Survey“ als Di-
mension der Lebensqualität verwendet 
(Balestra & Sultan, 2013; Foye, 2017). Der 
zusätzliche Nutzen größerer Wohnflächen 
scheint jedoch abzunehmen. Empirische 
Untersuchungen deuten darauf hin, dass 
zusätzliche Fläche die Wohnzufriedenheit zu­
nächst erhöht, der positive Effekt im Zeitver­
lauf aber schwächer werden kann. Ein Umzug 
in eine größere Wohnung führt daher nicht 
zwangsläufig zu einer dauerhaft höheren 
subjektiven Lebenszufriedenheit (Wolbring, 
2017; Foye, 2017). Umgekehrt folgt daraus 
allerdings nicht, dass eine Verkleinerung 
im Alter ohne Wohlfahrtsverluste möglich 
wäre. Entscheidend ist, ob eine kleinere 
Wohnung hinsichtlich Lage, Barrierearmut, 
Kosten, Ausstattung und sozialem Umfeld 
eine attraktive Alternative darstellt.

Finanzielle Rationalität

Auch finanzielle Faktoren wirken nicht 
eindeutig. Einerseits kann die Verkleinerung 
des Wohnraums Eigentümern ermöglichen, 
gebundenes Immobilienvermögen freizuset-
zen und in Alterseinkommen umzuwandeln 
(Clark & Deurloo, 2006). Andererseits ver
ursacht ein Umzug Transaktionskosten und 
kann mit höheren laufenden Wohnkosten 
sowie einem Verlust finanzieller Planungs
sicherheit verbunden sein. Eigentümer mit 
geringen Wohnkosten und Mieter mit lang lau­
fenden, vergleichsweise günstigen Verträgen 
können nach einem Umzug sogar höhere statt 
niedrigere monatliche Belastungen tragen.  
Unter diesen Bedingungen ist das Verbleiben  
in der bisherigen Wohnung finanziell rational, 
obwohl deren Fläche den Bedarf übersteigt 
(Painter & Lee, 2009; Herbers et al., 2014). Ein 
solcher Lock-in-Effekt ist insbesondere auf 
angespannten Wohnungsmärkten relevant, 
wenn Neuvertragsmieten deutlich über 
den Mieten bestehender Verträge liegen 
oder eine kleinere Ersatzwohnung im ver
trauten Umfeld kaum verfügbar ist.

Höhere Kosten alternativer 
Wohnoptionen binden 

Haushalte an den beste-
henden Wohnraum – das 
Verbleiben ist finanziell  

rational, selbst wenn 
dessen Fläche den eigent-
lichen Bedarf übersteigt.

Mehr Wohnfläche erhöht  zunächst die  
Wohnzufriedenheit, der positive Effekt verliert 

 
im Laufe der Zeit jedoch an Intensität.

Mit zunehmendem Alter gewinnt die 
wohnortnahe Verfügbarkeit von Einkaufs-
möglichkeiten, medizinischer Versorgung 
und sozialen Dienstleistungen an Bedeu-
tung. Damit kann die Lage einer Wohnung 
wichtiger werden als einzelne physische 
Wohnungsmerkmale (Abramsson & Anders-
son, 2012; Burgess & Quinio, 2020). Dies 
kann erklären, weshalb manche ältere  
Menschen in zentralere oder besser er-
schlossene Lagen ziehen, während andere 
– insbesondere bei bereits guter Versor-
gung – bewusst in ihrer bisherigen Woh-
nung bleiben (Andersson et al., 2019). Eine 
gute Infrastruktur kann somit sowohl einen 
Umzug begünstigen als auch das Verblei-
ben am bisherigen Wohnort stabilisieren. 
Die Literatur legt insgesamt nahe, dass eine 
verbesserte Erreichbarkeit allein häufig 
nicht ausreicht, um einen Wohnungswech-
sel auszulösen.
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Mehrere Arbeiten untersuchen zu-
dem, wie demografische Veränderungen 
die aggregierte Wohnungsnachfrage und 
die Immobilienpreise beeinflussen. Gong & 
Yao (2022) analysieren die Auswirkungen 
des demografischen Wandels auf den Woh-
nungsmarkt. Gevorgyan (2019) zeigt ergän-
zend, dass die Altersstruktur und das Be-
völkerungswachstum mit der Entwicklung 
der Immobilienpreise zusammenhängen; 
die Untersuchung bezieht sich damit auf 
aggregierte Preiseffekte und nicht unmit-
telbar auf den Wohnflächenkonsum einzel-
ner älterer Haushalte. Für deutsche Städte 
ermitteln Hiller & Lerbs (2016) einen nega-
tiven Zusammenhang zwischen dem Alte-
rungsprozess und den Preisen für Wohnei-
gentum, während das reale Mietwachstum 
positiv bleibt. Breidenbach et al. (2024) 
kommen zu dem Ergebnis, dass die Immo-
bilienpreise im Jahr 2020 bei unveränderter 
demografischer Struktur gegenüber 2008 
deutlich höher ausgefallen wären. Diese Be­
funde sprechen dafür, dass Alterung nicht nur 
die Nutzung einzelner Wohnungen, sondern 
auch Nachfrage, Verfügbarkeit und Preise auf 
regionalen Wohnungsmärkten beeinflusst.

Wohnungsmarkt Deutschland:  
regionale Ungleichgewichte und  
Optimierung der Bestandsnutzung

Für Deutschland wird die Diskussion 
zusätzlich durch die räumliche Diskrepanz 
zwischen Haushaltsgrößen und Wohnungs-

angebot geprägt. Waltersbacher (2022) 
beschreibt, dass ältere Menschen häufig in 
nur teilweise genutzten Wohnungen oder 
Häusern verbleiben und dadurch familien-
geeigneter Wohnraum gebunden wird. DZ 
HYP (2024) verweist auf einen Mangel an klei­
neren Wohnungen in städtischen Räumen, der 
eine Verkleinerung älterer Haushalte zusätz­
lich erschwert. Auf nationaler Ebene beste-
hen zugleich teilweise Überhänge größerer 
Wohnungen, was auf erhebliche regionale 
Unterschiede zwischen Wohnungsangebot 
und -nachfrage hinweist. Möbert (2024) er-
wartet bei einer nach 2032 schrumpfenden 
Bevölkerung in bestimmten Regionen zu-
nehmende Wohnungsüberhänge, während 
urbane Zentren aufgrund von Wanderungs-
bewegungen voraussichtlich weiterhin 
stark nachgefragt bleiben. Eine effizientere 
Wohnraumnutzung ist daher nicht mit einer 
pauschalen Umverteilung gleichzusetzen, 
sondern muss die regionale Lage und die 
tatsächliche Verfügbarkeit geeigneter Al-
ternativen berücksichtigen.

Neben laufenden Wohnkosten beein-
flussen Transaktionskosten und wohnungs-
politische Rahmenbedingungen die Mo- 
bilität. Abramsson & Andersson (2012)  
identifizieren hohe Transaktionskosten  
als Hindernis für Eigentümer, die eine Ver-
kleinerung erwägen. DiPasquale & Glaeser 
(1999) betonen, dass finanzielle Anreize eine 
effizientere Nutzung des Wohnungsbestands 
unterstützen können, indem sie den Wechsel 
älterer Eigentümer in kleinere und besser  
geeignete Wohnungen erleichtern. Sagner & 
Voigtländer (2023) heben hervor, dass zur 
Verringerung von Marktungleichgewichten 
nicht allein auf Neubau gesetzt werden 
sollte, sondern auch die Nutzung des vor-
handenen Wohnungsbestands optimiert 
werden müsse.

Veränderungsbereitschaft und  
Ortsbindung im Alter

Neueste Forschung zum suffizienten 
Wohnen in Deutschland erweitert diese 
Perspektive. Das Projekt SuWoKu unter-
sucht, unter welchen Bedingungen Men-
schen in der Nachfamilienphase bereit 

Verfügbarkeit Na
ch

fra
ge

Pr
eis

Finanzielle Anreize
können den Wechsel älterer Eigentümer in kleinere und  
bedarfsgerechtere Wohnungen erleichtern und so eine  
effizientere Nutzung des Wohnungsbestands ermöglichen.

Die Altersstruktur der 
Bevölkerung nimmt nicht 
nur  
         Einfluss  
auf die Wohnraumnutzung,  
sondern auch auf Nach-
frage, Verfügbarkeit und 
Preise der regionalen 
Wohnungsmärkte.
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Der Mangel an kleineren Wohnungen in 
städtischen Räumen erschwert älteren Haus-
halten die Verkleinerung ihres Wohnraums.
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Erfolgversprechende Strategien 
müssen daher emotionale, soziale 
und praktische Bedürfnisse ebenso 
berücksichtigen wie finanzielle und 
rechtliche Rahmenbedingungen. Als 
Handlungsoptionen kommen neben 
dem Umzug auch der Umbau, die  
Teilung des Gebäudes, die Unter­
vermietung und gemeinschaftliche 
Wohnformen in Betracht.

sind, ihre Wohn-
fläche zu redu

zieren, ihr Eigenheim  
umzubauen oder zu teilen  

beziehungsweise Teile davon zu 
vermieten (Gabriel et al., 2026). 

Die Ergebnisse zeigen, dass Veränderungs-
bereitschaft insbesondere dann entsteht, 
wenn attraktive und barrierearme Alterna
tiven vorhanden sind und Beratung sowie 
praktische Unterstützung angeboten wer-
den. Zugleich wird das Eigenheim nicht nur 
als funktionale Wohneinheit, sondern als 
biografisch geprägter Ort wahrgenommen. 

Belastung darstellen kann. Zudem nimmt 
die Absicht, im vertrauten Umfeld zu altern 
(„Ageing in Place“), mit steigendem Alter 
zu; je länger Menschen in einer Wohnung 
leben, desto schwieriger wird ein späterer 
Wechsel (Lowies et al., 2019).

Wohnungspolitische Herausforderungen

Neuere Untersuchungen auf Grund-
lage des sozioökonomischen Panels weisen 
ebenfalls auf eine geringe Wohnmobilität 
bei gleichzeitig zunehmenden Diskrepanzen 
in der Wohnflächenverteilung hin. Kowitzke 
(2023) zeigt, dass „Overhousing“, verstan-
den als eine gemessen am Haushalt hohe 
Wohnfläche, insbesondere bei Empty-Nest-
Haushalten verbreitet ist. In nachfrage-
starken Regionen kann dies das effektiv 
verfügbare Angebot für jüngere Familien 
verringern. Waltersbacher (2022) argumen-
tiert entsprechend, dass finanzielle Anreize 
und passende Wohnalternativen Verklei-
nerungsprozesse unterstützen und die 
Nutzung des Bestands verbessern könnten. 
Sagner & Voigtländer (2023) verweisen auf 
den wachsenden Anteil älterer Haushalte, 
die trotz sinkender Haushaltsgröße in ge-
räumigen Wohnungen leben.

Zusammengenommen unterstreichen 
diese Befunde, dass eine effizientere Nut-
zung des Wohnungsbestands nicht allein 
eine Frage individueller Umzugsbereitschaft 
ist. Erforderlich sind zugleich geeignete 
Wohnungen, bezahlbare Umzugsmög
lichkeiten, Beratung und gegebenenfalls  
Alternativen zum vollständigen Wohnungs-
wechsel. Kohl et al. (2026) untersuchen  
auf Grundlage des SOEP die ungleiche  
Verteilung von Wohnraum in Deutschland. 
Sie zeigen, dass Über- und Unterbelegung 
gleichzeitig auftreten und Unterbelegung 
insbesondere bei älteren Eigentümerhaus-
halten verbreitet ist. Die Studie unterstreicht, 
dass die wohnungspolitische Herausforderung 
nicht nur im Umfang, sondern auch in der Ver­
teilung des vorhandenen Wohnraums liegt.

Neben der Menge bildet die 
ungleiche Verteilung des 
vorhandenen Wohnraums 
die eigentliche 

wohnungs-
politische   
         Hürde.

Diese Ergebnisse entsprechen dem  
in der internationalen Literatur hervorge-
hobenen Stellenwert der Ortsbindung. Die 
über Jahrzehnte entstandene emotionale 
Bindung an Wohnung und Wohnumfeld 
macht einen Umzug zu einer tiefgreifenden 
biografischen Entscheidung. Ältere Men-
schen nehmen deshalb teilweise körper-
liche oder finanzielle Belastungen in Kauf, 
um in der vertrauten Umgebung bleiben 
zu können (Evans et al., 2002; Buffel et al., 
2014). Auch der mögliche Verlust gewach-
sener sozialer Beziehungen im Quartier 
wirkt mobilitätshemmend. Ewen & Chahal 
(2013) zeigen, dass die Trauer über den 
Verlust von Wohnung und Gemeinschaft 
insbesondere für Frauen, die in Senioren-
wohnformen wechseln, eine erhebliche 
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Beitrag der vorliegenden Studie
2.2	 	

Die diskutierte Literatur verdeutlicht, 
dass ältere Haushalte ihre Wohnsituation 
häufig nur verzögert an eine veränderte 
Haushaltsgröße und neue Bedürfnisse an-
passen. Zugleich wird darauf hingewiesen, 
dass dadurch insbesondere in größeren 
Wohnungen und Eigenheimen Wohnraum 
gebunden sein kann, der grundsätzlich 
auch für jüngere Haushalte infrage käme. 
Parallel dazu beschäftigt sich eine breite 
wohnungspolitische Debatte mit den er-
schwerten Bedingungen der Wohneigen-
tumsbildung jüngerer Mieterhaushalte. 
Hinzu kommt, dass die demografische  
Entwicklung, die Haushaltsstrukturen  
und die Wohnungsnachfrage regional sehr  
unterschiedlich verlaufen.

Damit treffen drei Debatten aufeinan­
der, die bislang häufig weitgehend getrennt 
betrachtet werden: der hohe Wohnflächen­
konsum älterer Eigentümerhaushalte, die 
begrenzten Möglichkeiten jüngerer Mieter­
haushalte zur Wohneigentumsbildung und 
die ausgeprägten regionalen Unterschiede in 
der demografischen Entwicklung und Woh­
nungsnachfrage. Offen ist insbesondere, in 
welchem Umfang sich aus den Wohn- und 
Haushaltsstrukturen älterer Eigentümer 
überhaupt ein relevantes latentes Angebot 
ableiten lässt und ob es räumlich dort liegt, 
wo eine potenzielle Nachfrage nach Wohn-
eigentum besteht.

Hier setzt die vorliegende Studie an. 
Auf Grundlage einer Sonderauswertung des  
Zensus 2022 wird für die 400 kreisfreien 
Städte und Landkreise in Deutschland  
untersucht, wie und wo sich die potenzielle 
Nachfrage jüngerer Mieterhaushalte nach 
Wohneigentum und das latente Angebot  
älterer Eigentümerhaushalte gegenüber-
stehen. Im Mittelpunkt steht damit nicht  
allein die bundesweite Größenordnung bei-
der Potenziale, sondern vor allem ihr regio-
nales Verhältnis. Nach Kenntnis der Autoren 
liegt bislang keine flächendeckende Unter-
suchung für Deutschland vor, die beide 
Marktseiten auf dieser räumlichen Ebene 
systematisch zusammenführt. Ergänzende 
Auswertungen zum Wohnflächenkonsum 
im Lebensverlauf, zur subjektiven Bewer-
tung der Wohnungsgröße und zu Wande-
rungsbewegungen ordnen die regionalen 
Befunde in einen breiteren wohnungs-
marktpolitischen Zusammenhang ein.

Drei
Faktoren prägen die Wohn-
raumpotenziale: der Wohn-
flächenkonsum älterer 
Haushalte, die Eigentums-
bildung jüngerer Mieter-
haushalte sowie regionale 
Unterschiede in der demo-
grafischen Entwicklung 
und Wohnungsnachfrage.
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Altersverteilung im Allgemeinen
3.1	 	

Deutschland befindet sich in einem 
tiefgreifenden demografischen Wandel.  
Die alternde Bevölkerung verändert auch 
die Struktur des Wohnungsmarktes grund-
legend. Für die vorliegende Studie sind da-
bei zwei Altersgruppen von besonderem  
Interesse: Personen im Alter von 30 bis  
44 Jahren als potenzielle Nachfrager auf 
dem Wohneigentumsmarkt und die älteren  
Eigentümerhaushalte (Bevölkerung ab  

65 Jahren) als latentes Angebot. Wie Abbil-
dung 3-1 zeigt, hat der Anteil der ab 65-jäh-
rigen Personen an der Gesamtbevölkerung 
in Deutschland im Betrachtungszeitraum 
zwischen 1990 und 2025 kontinuierlich zu-
genommen, während der Anteil der 30- bis 
44-jährigen Personen in den 1990er-Jahren 
zunächst zunahm und anschließend zurück-
gegangen ist. Ab 2015 zeigt sich eine Phase 
der Stabilisierung.

   30 bis 44 Jahre        65 Jahre und älter

Abbildung 3-1: 
	❚ Altersverteilung im Zeitverlauf

Anteil der Bevölkerung in der jeweiligen Altersgruppe an der Gesamtbevölkerung, 
Deutschland

Quelle: Destatis (2025), eigene Darstellung.

23 % 
der Gesamtbevölkerung  
im Jahr 2025 sind älter  
als 65 Jahre. 
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Am aktuellen Datenrand ergibt sich 
beim Verhältnis von älterer zu jüngerer 
Bevölkerung auf regionaler Ebene ein diffe-
renzierteres Bild. Abbildung 3-2 zeigt den 
Quotienten aus der Bevölkerung ab 65 Jah-
ren und der Bevölkerung im Alter von 30 bis 
44 Jahren auf Kreisebene und macht damit 

sichtbar, wie stark das Verhältnis dieser  
beiden Altersgruppen räumlich variiert.  
Besonders deutlich tritt dabei das Stadt-Land-
Gefälle hervor. Bundesweit liegt der Quotient 
aus der Bevölkerung ab 65 Jahren und der 
Bevölkerung von 30 bis 44 Jahren im Durch­
schnitt bei 1,19.  

Quelle: Destatis (2025), eigene Darstellung.

Abbildung 3-2: 
	❚ Altersverteilung auf Kreisebene

Quotient aus der Bevölkerung ab 65 Jahren und der Bevölkerung 
im Alter von 30 bis 44 Jahren, 2025

	 ≤ 1,00

	 > 1,00 bis ≤ 1,10

	 > 1,10 bis ≤ 1,19

	 > 1,19 bis ≤ 1,50

	 > 1,50 bis ≤ 2,00

	 > 2,00

Legende: 
Quotient aus der Bevölkerung  
ab 65 Jahren und der 30- bis 
44-Jährigen (2025)

Das Verhältnis der Alters-
gruppen 65+ zu den  
30- bis 44-Jährigen variiert 
räumlich stark und verdeut
licht ein ausgeprägtes

Stadt-Land-  
         Gefälle.

Ø 1,19
So viele Personen ab 65 
Jahren kommen bundes-
weit auf eine Person im  
Alter von 30 bis 44 Jahren.
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Auf Ebene der Kreise und kreisfreien 
Städte weist die thüringische kreisfreie 
Stadt Suhl den deutschlandweit höchsten 
Quotienten auf. Dort kommen auf eine Per-
son im Alter von 30 bis 44 Jahren 2,35 Per-
sonen ab 65 Jahren. Mit den Landkreisen 
Greiz (2,25) und Altenburger Land (2,15) 
folgen auf den Rängen 2 und 3 zwei wei-
tere Regionen aus Thüringen. Insgesamt 
befinden sich unter den 50 Regionen mit 
dem höchsten Quotienten nur vier Städte. 
Neben Suhl sind dies Dessau-Roßlau (2,09) 
auf Rang 8, Gera (1,77) auf Rang 37 sowie 
Frankfurt (Oder), die mit einem Quotienten 
von 1,68 auf Rang 49 liegt.

In lediglich 42 Regionen weist der Alters­
quotient einen Wert von kleiner eins und damit 
ein relatives Übergewicht der jüngeren Bevölke­
rung zwischen 30 und 44 Jahren verglichen zur 
Bevölkerung ab 65 Jahren auf. Unter diesen 42 
Regionen befinden sich mit Freising (0,83), 

Vechta (0,95), Cloppenburg (0,95), Erding 
(0,96) sowie Pfaffenhofen an der Ilm (0,97) 
fünf Landkreise. Alle weiteren Regionen sind 
kreisfreie Städte. Die drei Regionen mit den 
bundesweit geringsten Quotienten und damit 
dem größten relativen Übergewicht der Bevöl­
kerung im potenziell wohneigentumsbildenden 
Alter von 30 bis 44 Jahren gegenüber der Be­
völkerung im potenziellen Angebotsalter ab 
65 Jahren sind die Großstädte Frankfurt am 
Main (0,65), Offenbach am Main (0,68) sowie 
München (0,70).

Ø 2,35 Die thüringische Stadt Suhl hat deutschlandweit den
höchsten Überhang an Personen ab 65 Jahren im Verhältnis zur  
Bevölkerung im potenziell wohneigentumsbildenden Alter.

Neben dem eindeutigen Stadt-
Land-Gefälle lässt sich ein weiteres 
regionales Muster deutlich ablesen: 
Der Quotient fällt in den ostdeut­
schen Regionen vielfach höher aus 
als in den westdeutschen Regionen. 

Nur 42
Regionen verzeichnen  
ein relatives Übergewicht 
der 30- bis 44-Jährigen  
im Verhältnis zur Alters-
gruppe 65+.
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Frankfurt am Main, Offenbach am Main und München  
zählen zu den drei Regionen mit dem bundesweit größten 
Übergewicht der Bevölkerung im potenziell wohneigen-
tumsbildenden Alter von 30 bis 44 Jahren.

3Relevante soziodemografische Rahmenbedingungen 29



Wohneigentumsquote
3.2	 	

Quelle: Destatis (2022a), eigene Darstellung.

Abbildung 3-3: 
	❚ Wohneigentumsquote auf Kreisebene

Eigentumsquote von Wohnungen in Wohngebäuden (ohne Wohnheime), in Prozent, 2022

	 ≤ 24,2

	 > 24,2 bis ≤ 37,6

	 > 37,6 bis ≤ 44,3

	 > 44,3 bis ≤ 55,0

	 > 55,0 bis ≤ 65,0

	 > 65,0

Legende: 
Eigentumsquote von  
Gebäuden mit Wohnraum,  
bewohnten Unterkünften sowie 
den sich darin befindenden  
Wohnungen, in Prozent (2022)

Ländliche  
Räume liegen bei 
der Wohneigentumsquote 
klar vorn – Spitzenreiter ist 
der rheinland-pfälzische 
Landkreis Südwestpfalz 
mit 72,6 Prozent.

Miet-
vertrag

Grund-
buch
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Neben der Altersstruktur ist die Wohn-
eigentumsquote eine weitere zentrale sozio-
demografische Größe, um die derzeitige 
Wohnsituation in Deutschland einzuordnen. 

Es folgen der saarländische Landkreis 
Sankt Wendel (72,0 Prozent) sowie der 
bayerische Landkreis Freyung-Grafenau 
(71,5 Prozent) auf den Rängen 2 und 3. Im 
Bundesland Bayern ist die Wohneigentums-
quote besonders stark ausgeprägt. Unter 
den 20 Regionen mit der höchsten Eigen-
tumsquote befinden sich 15 bayerische 
Landkreise.

Ein vollständig umgekehrtes Bild  
zeigt sich mit Blick auf die Regionen mit den 
niedrigsten Eigentumsquoten. Unter den 
100 Regionen mit dem geringsten Anteil 
eigentümerbewohnter Wohnungen an allen 
bewohnten Wohnungen befinden sich mit 
dem Ennepe-Ruhr-Kreis (37,7 Prozent), dem 
Landkreis Uckermark (39,5 Prozent), dem 
Landkreis Zwickau (39,9 Prozent), dem Kreis 
Recklinghausen (40,6 Prozent) sowie dem 
Landkreis Altenburger Land (40,8 Prozent) 
lediglich fünf Regionen, die keine kreisfreien 
Städte sind. Die drei Regionen mit den bun­
desweit geringsten Eigentumsquoten sind die 
im Osten Deutschlands gelegenen kreisfreien 
Großstädte Leipzig (13,5 Prozent), Rostock 
(14,6 Prozent) und Berlin (16,3 Prozent). Im 
bundesweiten Durchschnitt liegt die Wohn-
eigentumsquote bei 44,3 Prozent.

�Unter den Begriff Wohnungen fallen hier Gebäude mit Wohnraum sowie Wohnungen. Nicht berücksichtigt sind leerstehende Wohnungen, 
Ferien- und Freizeitwohnungen sowie gewerblich genutzte Wohnungen. Die Berechnung der Eigentumsquote erfolgt für Wohnungen in 
Wohngebäuden (ohne Wohnheime).

Im Vergleich der Kreise und 
kreisfreien Städte wird deutlich, 
dass die Wohneigentumsquote in 
ländlichen Regionen bedeutend  
höher ist als in urbanen Räumen. So 
befindet sich unter den 250 Regio­
nen Deutschlands mit der höchsten 
Eigentumsquote lediglich eine ein­
zige kreisfreie Stadt: Das bayerische 
Schwabach rangiert mit einer Quote 
von 49,4 Prozent auf Rang 242. 

3 Regionen 
mit den geringsten Eigen- 
tumsquoten bundesweit.

Neben Leipzig zählen  
Rostock und Berlin zu den

95 der 100 Regionen mit 
den niedrigsten  
Eigentumsquoten sind

kreisfreie 
Städte.

Die bundesweit höchste Wohneigentums­
quote weist der rheinland-pfälzische Landkreis 
Südwestpfalz auf. Dort liegt der Anteil der von 
Eigentümern bewohnten Wohnungen an allen 
bewohnten Wohnungen bei 72,6 Prozent. 

Rang 1 Rang 400

44,3 %

72,6 % 13,5 %
Wohneigentumsquote 
bundesweiter Durchschnitt

rheinland-pfälzischer Landkreis Südwestpfalz 

15 bayerische Landkreise befinden sich unter den 
20 Regionen mit der höchsten Eigentumsquote.

kreisfreie Stadt Leipzig

Unter den 100 Regionen mit der geringsten Eigentumsquote 
 sind nur fünf Regionen, die keine kreisfreien Städte sind.

Abbildung 3-3 (Seite 30) illustriert dabei 
den Anteil der von Eigentümern bewohnten 
Wohnungen1 an allen bewohnten Wohnun-
gen auf Kreisebene. Auch hier zeigen sich 
deutliche Unterschiede zwischen Stadt und 
Land, die im Folgenden näher betrachtet 
werden.
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Wohnflächenkonsum im Lebensverlauf
3.3	 	

Als Ausgangspunkt wird zunächst un-
tersucht, wie sich der Wohnflächenkonsum 
über den Lebensverlauf sowie im Vergleich 
zwischen Mietern und Eigentümern ent
wickelt. Die Betrachtung schafft die empi
rische Grundlage, um jene Lebensphasen 
zu identifizieren, in denen sich Wohnraum-
nutzung und Wohnraumbedarf besonders 
deutlich verändern. Zugleich lässt sich  
prüfen, ob die bekannten lebenszyklischen 
Muster über die Zeit stabil geblieben sind 
oder im Zeitverlauf verschoben haben.

Abbildung 3-4 (Seite 33) zeigt einen 
ausgeprägten Lebenszyklus des Wohn
flächenkonsums. Bei Mietern steigt die Wohn­
fläche je Person im jungen Erwachsenenalter 
zunächst an. In der für die Wohneigentums­
bildung besonders relevanten Altersphase  
zwischen 30 und Mitte 40 geht sie jedoch  
wieder zurück. Im Jahr 2023 verfügen Mieter 
im Alter von etwa 30 Jahren durchschnittlich 
über rund 42 Quadratmeter je Person; bis zum 
Alter von 40 bis 44 Jahren sinkt der Wert auf 
etwa 37 Quadratmeter pro Kopf. Dies dürfte 
insbesondere auf Haushaltsgründung und 
Familienzuwachs zurückzuführen sein, da 
sich nun mehr Personen die oft zunächst 
unverändert bleibende vorhandene Wohn-
fläche teilen.

Ein gegensätzliches Muster zeigt sich 
bei älteren Haushalten, besonders betont 
bei Eigentümern. Ab einem Alter von etwa 
55 Jahren steigt die Wohnfläche je Person 
deutlich, ab diesem Alter macht sich der 
Auszug der Kinder aus dem gemeinsamen 

Haushalt bemerkbar. Ab circa 65 Jahren 
nimmt diese Dynamik im Anstieg der durch-
schnittlichen Wohnfläche pro Kopf etwas 
ab, dieses Alter wird in der weiteren Analyse 
als Beginn des latenten Wohnraumpoten
zials betrachtet. In der jüngsten Erhebungs-
welle liegt die Wohnfläche pro Kopf bei den 
Eigentümern im Alter von 65 Jahren bei 
rund 65 bis 70 Quadratmetern, mit 75 Jah-
ren bei mehr als 70 Quadratmetern und in 
sehr hohen Altersgruppen teilweise bei 
rund 80 Quadratmetern je Person. Mit zu-
nehmendem Alter steigt die Wahrschein-
lichkeit, dass zum ersten Remanenzeffekt – 
dem Verbleib der Eltern in der zuvor gemein-
sam mit den Kindern bewohnten Wohnung 
nach deren Auszug – ein zweiter hinzu-
kommt: der Verbleib einer Person in der  
bisherigen gemeinsamen Wohnung nach 
dem Tod der Partnerin oder des Partners 
(Sagner, 2024). Ältere Eigentümer verfügen  
im Durchschnitt über annähernd doppelt so 
viel Wohnfläche pro Kopf wie Mieter in der  
typischen Phase vor der potenziellen Wohn­
eigentumsbildung.

Neben dem Lebenszykluseffekt zeigt 
die Abbildung eine Verschiebung des Wohn-
flächenkonsums über die Zeit. Die Verläufe 
neuerer Erhebungsjahre liegen bei ver-
gleichbarem Alter überwiegend oberhalb 
der früheren Verläufe. Dies deutet auf Kohor-
ten- beziehungsweise Periodeneffekte hin: 
Personen jüngerer Geburtsjahrgänge be-
wohnen im gleichen Lebensalter tendenziell 
mehr Wohnfläche je Person als frühere Ge-
nerationen. Jedoch zeigt sich in der Tendenz, 

Rund 2-mal
so viel Wohnfläche pro 
Kopf besitzen ältere 
Eigentümer im Vergleich 
zu Mietern in der Phase 
vor einer möglichen 
Wohneigentumsbildung.

In der Altersgruppe der  
40- bis 44-Jährigen ist  
die Wohnfläche pro Kopf  
5 Quadratmeter geringer 
als bei den 30-Jährigen.
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dass es bei jungen Mietern in den vergange-
nen Jahren keinen zusätzlichen Anstieg in 
der Wohnfläche pro Kopf gibt. In Großstäd-
ten ist die Wohnfläche pro Kopf für (junge) 
Mieterhaushalte tendenziell sogar rück
läufig, was regelmäßig als Indikation eines 
angespannten Wohnungsmarktes interpre-
tiert wird (Sagner et al., 2020; Sagner, 2021).

Alter, Haushaltsentwicklung und ein 
langfristig (durchschnittlich) gestiegener 
Wohnflächenkonsum wirken somit zusam-

men. Besonders deutlich treten die Unter-
schiede zwischen Mietern in der Phase der 
Haushalts- und Familiengründung und älte-
ren Eigentümern hervor. An diese Beobach­
tung knüpft die folgende Untersuchung der sub­
jektiven Bewertung der Wohnungsgröße an. Sie 
zeigt, ob die objektiv unterschiedlichen Wohn­
flächen auch mit unterschiedlichen Wahrneh­
mungen des eigenen Wohnraums einhergehen.

Abbildung 3-4: 
	❚ Wohnflächenkonsum im Lebenszyklus und für Kohorten, nach Eigentumsstatus

A) Eigentümer

B) Mieter

Hinweise: Jede Linie repräsentiert eine Erhebungswelle des SOEP zwischen 1984 und 2023. Dargestellt sind gewichtete, LOESS-geglättete 
Verläufe der durchschnittlichen Wohnfläche pro Kopf in Abhängigkeit vom Alter. Dunklere Linien kennzeichnen neuere, hellere Linien ältere 
Erhebungsjahre. Die Beschriftungen 2023 und 1984 markieren die jeweils jüngste und älteste dargestellte Erhebungswelle.  
Quelle: SOEP v40, eigene Darstellung.

Objektive Wohnfläche und individuelle Wahrnehmung 
des Wohnraums – wie ist der Zusammenhang?
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Zufriedenheit mit der Wohnungsgröße – 
Umschichtungspotenziale zwischen 
Eigentumsformen und Kohorten

3.4	 	

Bevor im weiteren Verlauf der Studie 
die regionalen Matching-Potenziale zwi-
schen potenziell wohneigentumsbildenden 
Haushalten und dem latenten Wohnraum-
angebot älterer Eigentümerhaushalte 
untersucht werden, ist zunächst zu dis-
kutieren, ob eine solche intergenerationale 
Wohnraummobilität grundsätzlich auch 
den subjektiven Wohnbedürfnissen der  
betrachteten Gruppen entsprechen könnte. 
Eine effizientere Nutzung des Wohnungs-
bestands ist nicht nur aus ökonomischer 
und wohnungspolitischer Sicht relevant. 
Sie kann auch für ältere Haushalte attrak-
tiv sein, wenn die bisherige Wohnung als 
zu groß empfunden wird und für jüngere 
Haushalte, wenn deren Wohnraum als zu 
klein wahrgenommen wird. Die subjektive 
Einschätzung der Wohnungsgröße zeigt damit, 
ob zwischen den Wohnbedürfnissen älterer 
Eigentümer- und jüngerer Mieterhaushalte 
grundsätzlich ein mobilisierbares Matching-
Potenzial bestehen könnte.

Zunächst wird hierzu der Blick auf die 
Gesamtbevölkerung sowie Eigentümer- 
und Mieterhaushalte über alle Alters
gruppen hinweg gerichtet. Abbildung 3-5 
(Seite 35) zeigt, dass sich die subjektive 
Einschätzung der eigenen Wohnungsgröße 
seit 1990 insgesamt verschoben hat. In  
der Gesamtbevölkerung ist der Anteil der 
Haushalte, die ihre Wohnung als zu groß 
empfinden, von 8 Prozent im Jahr 1990  
auf 19 Prozent im Jahr 2023 gestiegen.  
Der Anteil der Haushalte, die ihre Wohnung 
als zu klein empfinden, verblieb im Zeitver-

lauf jedoch bemerkenswert konstant und 
lag im Jahr 2023 mit 15 Prozent exakt auf 
dem Niveau von 1990. Entsprechend sank 
der Anteil derjenigen, die ihre Wohnung  
als gerade richtig einschätzen, von 77 auf 
66 Prozent. Der gestiegene Anteil der Haus-
halte, die ihre Wohnung als zu groß empfin-
den, passt zum langfristigen Anstieg der 
durchschnittlichen Wohnfläche je Person.

Ein Blick auf die Einschätzungen nach 
Eigentumsstatus zeigt, dass es hier zunächst 
ähnliche Entwicklungen zu geben scheint. 
Sowohl bei den Eigentümern als auch bei 
den Mietern ist der Anteil derjenigen gestie
gen, die ihre Wohnung als zu groß bezeich-
nen: Bei den Eigentümern von 12 Prozent im 
Jahr 1990 sukzessive auf 28 Prozent im Jahr 
2023 – der Anteil hat sich damit mehr als  
verdoppelt. Bei den Mietern ist der Anteil von  
5 Prozent im Jahr 1990 auf 12 Prozent im Jahr 
2023 gestiegen und hat sich damit ebenfalls 
mehr als verdoppelt. Was auch für beide Grup
pen gilt, ist, dass der Anteil derjenigen, die 
ihre Wohnung für zu klein halten, konstant 
blieb: bei Eigentümern bei rund 7 Prozent, 
bei Mietern circa 21 Prozent. Auffällig ist 
hier der inverse Zusammenhang zwischen 
„zu groß“ und „zu klein“ nach Eigentums
status. Der Anteil der Eigentümer, die ihre 
Wohnung für zu groß halten, ist zweieinhalb 
mal so hoch wie bei den Mietern und um
gekehrt ist der Anteil der Mieter, die ihre 
Wohnung für zu klein halten, dreimal größer 
als bei den Eigentümern.

Die subjektive Bewertung 
der Wohnungsgröße deutet 
auf Matching-Potenzial 
zwischen älteren Eigen-
tümern mit viel Wohnraum 
und jüngeren Mietern mit 
Platzbedarf hin.

Mehr als 
verdoppelt
haben sich zwischen 1990 
und 2023 die Anteile von 
Eigentümern und Mietern, 
die ihre Wohnung als zu 
groß empfinden.
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Abbildung 3-5: 
	❚ Zufriedenheit mit der Wohnungsgröße im Zeitverlauf, alle Altersgruppen

B) Eigentümer

C) Mieter

Hinweise: Dargestellt sind die Anteile der Haushalte, die ihre Wohnung als zu klein, gerade richtig oder zu groß einschätzen. Berücksichtigt 
werden alle Altersgruppen in den Jahren 1990, 2000, 2010, 2018 und 2023. Gewichtete Ergebnisse. Abweichungen von 100 % ergeben sich 
durch Rundungen. 
Quelle: SOEP v40, eigene Darstellung.

Wohnungsgröße

   Zu klein    

   Gerade richtig

   Zu groß

A) Gesamt- 
bevölkerung
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1990 2000 2010 2018 2023

26 % 15 % 31 % 25 % 32 % 34 % 33 % 31 % 35 % 37 %

2023

2.550.000 2.570.000

Abbildung 3-6: Zufriedenheit mit der Wohnungsgröße im Zeitverlauf, 
	❚ potenzielle Nachfrage nach und latentes Angebot von Wohneigentum

A) Anteile im Zeitverlauf; Mieterhaushalte im Alter von 30 bis 44 Jahren mit Angabe „zu 
klein“ und Eigentümerhaushalte im Alter ab 65 Jahren mit Angabe „zu groß“

B) Absolute Anzahl an Haushalten im Jahr 2023; Mieterhaushalte im Alter von 30 bis  
44 Jahren mit Angabe „zu klein“ und Eigentümerhaushalte im Alter ab 65 Jahren mit  
Angabe „zu groß“

Hinweise: Dargestellt sind in A) die Anteile der Haushalte, die ihre Wohnung als zu klein (nur Mieter) oder zu groß (nur Eigentümer)  
einschätzen. Mieterhaushalte sind auf das potenziell wohneigentumsbildende Alter von 30 bis 44 Jahren beschränkt. Eigentümer auf das 
Alter ab 65 Jahren. B) Zeigt die absolute Anzahl an Haushalten in der jeweiligen Gruppe im Jahr 2023. Gewichtete Ergebnisse.  
Quelle: SOEP v40, eigene Darstellung.

	 Mieter,  

Wohnungsgröße zu klein

	 Eigentümer,  

Wohnungsgröße zu groß

	 Mieter,  

Wohnungsgröße zu klein

	 Eigentümer,  

Wohnungsgröße zu groß
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Im Durchschnitt über alle Altersgrup-
pen bleiben mögliche altersspezifische Un-
terschiede jedoch verborgen. Im Folgenden 
richtet sich der Blick daher gezielt auf zwei 
für die weitere Analyse zentrale Gruppen: 
Mieterhaushalte im Alter von 30 bis 44 Jah-
ren, die sich typischerweise in der Phase 
der Wohneigentumsbildung befinden, und 
ältere Eigentümerhaushalte ab 65 Jahren, 
bei denen grundsätzlich ein Potenzial zur 
Freisetzung bislang gebundenen Wohn-
raums bestehen kann. 

einem ähnlichen Niveau. Damit zeigt sich 
ein zunehmendes Nebeneinander von als zu 
knapp empfundenem Wohnraum bei poten-
ziell wohneigentumsbildenden Mietern und 
als zu groß wahrgenommenem Wohnraum 
bei älteren Eigentümern.

Teil B verdeutlicht die Größenordnung 
dieses potenziellen Matching-Potenzials. Im 
Jahr 2023 gab es jeweils rund 2,6 Millionen 
Haushalte in den beiden Gruppen: etwa  
2,55 Millionen Mieterhaushalte zwischen 
30 und 44 Jahren, die ihre Wohnung als zu 
klein einschätzten, und rund 2,57 Millionen 
Eigentümerhaushalte ab 65 Jahren, die ihre 
Wohnung als zu groß empfanden. Die nahe-
zu identischen Größenordnungen sind be-
merkenswert. Sie bedeuten zwar nicht, dass 
sich beide Gruppen unmittelbar räumlich, 
preislich oder hinsichtlich der Wohnungs-
merkmale entsprechen. Auch lässt sich  
aus der subjektiven Bewertung der Woh-
nungsgröße keine konkrete Umzugs- oder 
Verkaufsbereitschaft ableiten. Die Ergeb­
nisse zeigen jedoch, dass eine effizientere  
intergenerationale Nutzung des bestehenden 
Wohnraums nicht nur eine theoretische  
Möglichkeit darstellt, sondern auch an die  
subjektiven Wohnbedürfnisse eines quantitativ 
relevanten Teils beider Gruppen anknüpfen 
könnte.

Abbildung 3-6 (Seite 36) zeigt in Teil A 
die Entwicklung der subjektiven Zufrieden-
heit mit der Wohnungsgröße für die Gruppe 
der Mieterhaushalte zwischen 30 und 44 
Jahren sowie der Eigentümer ab 65 Jahren. 
Es zeigt sich zunächst, dass sich die sub
jektiv empfundene Wohnraumsituation der 
beiden betrachteten Gruppen im Zeitver-
lauf deutlich angenähert hat – allerdings 
aus den beiden entgegengesetzten Rich-
tungen. Der Anteil der 30- bis 44-jährigen 
Mieterhaushalte, die ihre Wohnung als zu 
klein einschätzen, stieg von 26 Prozent im 
Jahr 1990 auf 35 Prozent im Jahr 2023.  
Bei den Eigentümerhaushalten ab 65 Jah-
ren erhöhte sich der Anteil, der die eigene 
Wohnung als zu groß empfindet, im selben 
Zeitraum noch stärker – von 15 auf 37 Pro-
zent. Seit 2010 liegen beide Anteile auf  

 2,6 Mio.
Haushalte auf beiden 
Seiten zeigen das Potenzial 
für eine effizientere inter-
generationale Nutzung des 
bestehenden Wohnraums.
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Bundesweite Ergebnisse
4.1	 	

Abbildung 4-1 (Seite 41) verdeutlicht 
zunächst die unterschiedlichen alters- und 
haushaltsstrukturellen Profile von Eigen
tümer- und Mieterhaushalten. Grundlage ist 
eine Sonderauswertung des Zensus 2022, 
die auch für die nachfolgenden regionalen 
Auswertungen genutzt wird.

in der zweiten Lebenshälfte an Bedeutung, 
erreichen jedoch nicht die Größenordnung 
der entsprechenden Eigentümerhaushalte.

Für die Fragestellung einer effizien
teren Wohnraumnutzung im Kontext der 
Wohneigentumsbildung ist insbesondere 
die Gegenüberstellung von potenzieller 
Nachfrage und latentem Wohnraumpoten-
zial relevant. Als potenzielle Nachfrage  
werden Mieterhaushalte im Alter von 30  
bis 44 Jahren betrachtet, da diese Alters-
gruppe typischerweise die Phase der 
Wohneigentumsbildung abdeckt. Dem
gegenüber steht das latente Wohnraum
potenzial von Eigentümerhaushalten ab  
65 Jahren, soweit es sich um Einpersonen-
haushalte oder Paarhaushalte ohne Kinder 
handelt. Diese Gruppe kann perspektivisch 
Wohnraum für nachfolgende Eigentümer-
generationen freisetzen, ohne dass daraus 
direkt abgeleitet werden kann, dass diese 
Haushalte kurzfristig umziehen oder ihre 
Wohnung aufgeben werden.

Der Vergleich zeigt, dass potenzielle 
Nachfrage und latentes Wohnraumpoten-
zial auf Bundesebene in einer ähnlichen 
Größenordnung liegen. Im breiter gefassten 
Nachfrageszenario, in dem Einpersonen-
haushalte vollständig als eigenständige 
Nachfrageeinheiten berücksichtigt wer- 
den (Single-1:1-Szenario), entspricht die 
potenzielle Nachfrage nahezu exakt dem 
rechnerischen Wohnraumpotenzial älterer  
Eigentümerhaushalte. In der engeren Ab-
grenzung, in der Einpersonenhaushalte 

Bei den Eigentümerhaushalten zeigt  
sich ein ausgeprägter Schwerpunkt der Paar­
haushalte ohne Kinder, die auch als Empty-
Nester bezeichnet werden, in den höheren  
Altersgruppen. Besonders stark vertreten sind 
diese Haushalte zwischen 55 und 74 Jahren. 
Dies entspricht der typischen Entwicklung 
im Lebensverlauf, wie sie in Kapitel 3 auf 
Basis der Wohnfläche pro Kopf aufgezeigt 
wurde: Nach dem Auszug der Kinder ver-
bleiben viele Eigentümerhaushalte weiter-
hin in der bisherigen Wohnung oder im bis-
herigen Haus. Auch Einpersonenhaushalte 
im Eigentum gewinnen mit zunehmendem 
Alter an Bedeutung und bleiben bis in hohe 
Altersgruppen hinein quantitativ relevant.

Bei den Mieterhaushalten zeigt sich 
ein anderes Muster. Hier dominieren Ein
personenhaushalte über weite Teile des  
Altersverlaufs. Insbesondere in den jünge-
ren und mittleren Altersgruppen ist die 
Zahl der mietenden Einpersonenhaushalte 
hoch. Paarhaushalte mit Kindern konzent-
rieren sich dagegen deutlich stärker auf  
die Altersgruppen zwischen 30 und 49  
Jahren und gehen anschließend erwar-
tungsgemäß zurück. Paarhaushalte ohne 
Kinder gewinnen im Mietsegment ebenfalls 

    bis 74 
Jahre: In dieser Alters-
gruppe leben besonders 
viele Paare ohne Kinder in 
Eigentümerhaushalten – 
sogenannte Empty-Nester.

55
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Hinweise: Dargestellt sind Personen nach Altersgruppe, Eigentumsform und Haushaltsstruktur. Für den Vergleich in Teil C werden Personen 
in Paarhaushalten durch zwei dividiert, um näherungsweise die Zahl der Haushalte beziehungsweise belegten Wohnungen abzubilden. Die 
potenzielle Nachfrage umfasst Mieter im Alter von 30 bis 44 Jahren in Einpersonenhaushalten sowie in Paarhaushalten mit und ohne Kinder. 
Im 1:1-Szenario werden Einpersonenhaushalte als eigenständige Nachfrageeinheiten gezählt; im Single-zu-Paarhaushalt-Szenario werden 
sie hälftig berücksichtigt. Das latente Angebot umfasst Eigentümer ab 65 Jahren (ab 75 Jahren in der engeren Fassung) in Einpersonenhaus-
halten sowie in Paarhaushalten ohne Kinder. Eigentümer-Paarhaushalte mit Kindern, Alleinerziehende sowie Mehrpersonenhaushalte ohne 
Kernfamilie bleiben unberücksichtigt. Das latente Angebot beschreibt ein rechnerisches Wohnraumpotenzial und ist nicht mit tatsächlich 
kurzfristig verfügbarem Wohnraum gleichzusetzen. 
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, eigene Darstellung.

   Einpersonenhaushalte     

   Paare mit Kind(ern)     

   Paare ohne Kind

   Einpersonenhaushalte     

   Paare mit Kind(ern)     

   Paare ohne Kind

Abbildung 4-1: 
Potenzielle Nachfrage nach Wohneigentum und latentes 
	❚ Wohnraumpotenzial liegen in ähnlicher Größenordnung

A) Altersverteilung der Eigentümer

B) Altersverteilung der Mieter

C) Vergleich der potenziellen Nachfrage nach und des latenten Angebots von  
Wohneigentum in den relevanten Altersgruppen
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hälftig berücksichtigt werden, fällt die po-
tenzielle Nachfrage entsprechend niedriger 
aus. 

Die Ergebnisse sprechen damit gegen die 
Vorstellung eines bereits vorhandenen „Silver 
Tsunami“, also eines massiven Angebotsüber­
hangs durch kurzfristig frei werdenden Wohn­
raum älterer Eigentümerhaushalte. Zwar ist 
das rechnerische Potenzial groß, es über-
steigt die potenzielle Nachfrage jüngerer 
wohneigentumsbildender Haushalte jedoch 
nicht in einer Größenordnung, die auf eine 
grundlegende Marktentspannung oder  

eine breite Entlastung der Wohnungs-
märkte schließen ließe. Vielmehr deutet die 
Gegenüberstellung darauf hin, dass ältere 
Eigentümerhaushalte ein relevantes, aber  
begrenztes Wohnraumpotenzial darstellen.

Zugleich ist die Interpretation der  
Bundeswerte vorsichtig vorzunehmen.  
Die Werte sagen nicht aus, ob potenziell frei  
werdender Wohnraum räumlich dort liegt, wo  
jüngere Haushalte Eigentum bilden möchten, 
ob die Immobilien preislich erreichbar sind 
oder ob sie hinsichtlich Größe, Zustand und 
Gebäudetyp den Präferenzen der Nachfrage­
seite entsprechen. Ebenso bleiben Mobilitäts
hemmnisse älterer Haushalte unberück-
sichtigt. Zunächst wird die bundesweite 
Analyse um eine regionale Perspektive auf 
Ebene der 400 deutschen Landkreise und 
kreisfreien Städte ergänzt.Kein Silver Tsunami

Ein Angebotsüberhang durch kurzfristig frei werdenden 
Wohnraum älterer Eigentümerhaushalte bleibt vorerst aus.

Es bleibt offen, ob frei werdender 
Wohnraum preislich, räumlich  
und qualitativ zu den Wünschen 
jüngerer Haushalte passt.
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Regionale Ergebnisse
4.2	 	

4.2.1.	 Ost-West-Vergleich

Die bundesweiten Ergebnisse könnten 
zunächst den Eindruck erwecken, poten
zielle Nachfrage und latentes Angebot 
seien über Deutschland hinweg annähernd 
gleichmäßig verteilt. Dem ist jedoch nicht 
so, wie die folgenden regionalen Ergebnisse 
zeigen: Einem rechnerischen latenten Ange­
botsüberhang in Teilen Deutschlands stehen 
deutliche Knappheiten in anderen Regionen 
gegenüber.

Zunächst werden die demografischen 
Komponenten des latenten Angebots  
an Wohneigentum und der Nachfrage auf 

Seite der Mieterinnen und Mieter getrennt 
betrachtet. Anschließend werden beide 
Größen regional zusammengeführt. Es  
werden jedoch nicht nur die potenziellen 
Wechselbeziehungen jüngerer Mieter und 
älterer Eigentümer betrachtet, sondern 
auch innerhalb der Eigentumsformen de-
mografische Kohortenvergleiche gezogen. 
Schließlich ist es aus wohnungspolitischer 
Perspektive und auch aus Sicht der Haus-
halte, die über einen potenziellen Wohn
eigentumserwerb nachdenken, relevant, 
wie sich die demografische Verteilung  
innerhalb der Mieterschaft zeigt.

Abbildung 4-2 (Seite 44) zeigt zunächst und Mieterhaushalten zwischen Ost- und 
Westdeutschland. Der Anteil der Haushalte 
ab 65 Jahren liegt unter den Eigentümer-
haushalten in beiden Landesteilen bei rund 
30 Prozent und unterscheidet sich damit 
nur geringfügig. Deutlich größer ist der  
Ost-West-Unterschied innerhalb der Mieter: 
In Ostdeutschland sind knapp 30 Prozent  
der Mieterhaushalte 65 Jahre oder älter, in 
Westdeutschland dagegen nur gut 20 Prozent. 
Die Mieterschaft ist im Osten somit erheblich 
stärker gealtert. 

Regional 
ungleich 
verteilt sind potenzielle 
Nachfrage und latentes  
Angebot: Überhang in  
einigen Regionen, spür-
bare Knappheit in anderen.

die beiden zentralen demografischen Kom-
ponenten, die im Kern der Studie stehen, 
getrennt für Ost- und Westdeutschland. 
Dargestellt sind die Anteile der Haushalte 
im Alter ab 65 Jahren in Teil A und die An-
teile zwischen 30 und 44 Jahren in Teil B,  
jeweils eingegrenzt auf die relevanten 
Haushaltstypen. 

Es zeigen sich zunächst deutliche Unter-
schiede in der Altersstruktur von Eigentümer- 

  

                                8  
%-Punkte  
höher als im Westen.

Der Anteil der Mieter- 
haushalte ab 65 Jahren 
liegt im Osten
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    Latentes Angebot (Eigentümer ab 65 Jahren)          Potenzielle Nachfrage (Mieter zwischen 30 und 44 Jahren)

Hinweise: Anteile bestimmt als approximierte Haushalte der jeweiligen Altersgruppe in Relation zu allen Wohnungen  
innerhalb der jeweiligen Eigentumsform. West einschließlich Berlin. 
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 4-2: 
	❚ Altersverteilung nach Eigentumsstatus in Ost und West

A) Haushalte im Alter ab 65 Jahren als Anteile an allen Haushalten in der Eigentumsform 

   Ost        West

   Ost        West

B) Haushalte im Alter zwischen 30 und 44 Jahren als Anteile an allen Haushalten in der 
Eigentumsform

C) Vergleich der potenziellen Nachfrage nach und des latenten Angebots von  
Wohneigentum in den relevanten Altersgruppen

Mieter

Eigentümer

31 %

30 %

29 %

21 %

Mieter

Eigentümer

17 %

18 %

20 %

24 %

West

Ost

802.177

780.515

4.560.735

4.549.036
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Bei den Haushalten im Alter von 30  
bis 44 Jahren zeigt sich das umgekehrte 
Muster. Ihr Anteil fällt in Westdeutschland 
sowohl unter den Eigentümern als auch  
unter den Mietern höher aus. Unter den 
Mieterhaushalten, die in der weiteren Ana-
lyse als potenziell wohneigentumsbildende 
Gruppe betrachtet werden, beträgt der  
Anteil im Osten rund 20 Prozent und im 
Westen knapp 24 Prozent. Bei den Eigen
tümerhaushalten ist die Differenz mit etwa 
17 gegenüber 18 Prozent geringer.

In absoluten Zahlen liegen das latente 
Angebot älterer Eigentümerhaushalte und 
die potenzielle Nachfrage jüngerer Mieter-
haushalte in beiden Landesteilen nahezu 
gleichauf. In Ostdeutschland stehen rund 
800.000 Eigentümerhaushalte ab 65 Jahren 
etwa 780.000 Mieterhaushalten zwischen 
30 und 44 Jahren gegenüber. In West-
deutschland einschließlich Berlin sind es  
jeweils rund 4,6 Millionen Haushalte. 

Das rechnerische Verhältnis beträgt  
damit im Osten etwa 103 ältere Eigentümer  
je 100 jüngere Mieter und im Westen nahezu 
exakt 100 zu 100. Die unterschiedlichen  
Anteilswerte und die nahezu identischen 
absoluten Größen sind kein Widerspruch. 
Sie ergeben sich aus den unterschiedlich 
großen Eigentümer- und Mietwohnungs
beständen in Ost und West. Auf der aggre­
gierten Ost-West-Ebene erscheint das demo­
grafische Matching daher zunächst nahezu 
ausgeglichen. Im nächsten Schritt wird der 
Vergleich für die Bundesländer gezogen.

Nahezu 1:1  
erscheint das rechnerische Verhältnis von 
jungen Mietern zu älteren Eigentümern bei 
Betrachtung auf Bundesebene.

4.2.2.	 Bundesländer

Abbildung 4-3 (Seite 46) differenziert  in mehreren ostdeutschen Ländern. Deut-
lich stärker variiert die Altersstruktur der 
Mieter: Während ältere Mieterhaushalte  
in Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg 
und Hessen nur rund ein Fünftel der Mie
terschaft ausmachen, liegt ihr Anteil in 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
bei knapp 30 Prozent. Die stärkere Alterung  
der ostdeutschen Mieter zeigt sich damit 
auch auf Länderebene.

Grund-
buch

?

Miet-
vertrag

die zuvor nahezu ausgeglichene Ost-West-
Betrachtung nach Bundesländern und macht 
erhebliche regionale Unterschiede sichtbar. 

Teil A zeigt zunächst, dass der Anteil 
der Eigentümerhaushalte ab 65 Jahren in 
den meisten Ländern bei etwa 28 bis 32 Pro-
zent liegt. Besonders hoch ist er in Bremen 
mit rund 36 Prozent sowie im Saarland und 
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Abbildung 4-3: 
	❚ Altersverteilung nach Eigentumsstatus  
in den Bundesländern

A) Haushalte im Alter ab 65 Jahren als Anteile  
an allen Haushalten in der Eigentumsform

   Eigentümer        Mieter

Hinweise: Anteile bestimmt als approximierte Haushalte der jeweiligen Altersgruppe in Relation zu allen Wohnungen  
innerhalb der jeweiligen Eigentumsform.  
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, und Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.
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Teil B verdeutlicht, dass die 30- bis 
44-Jährigen innerhalb der Mieter in fast  
allen Bundesländern einen größeren Anteil 
stellen als innerhalb der Eigentümerhaus­
halte. Besonders hoch ist ihr Anteil unter 
den Mietern in Berlin, Hamburg, Baden-
Württemberg, Bayern und Hessen mit 
rund einem Viertel. Niedriger fällt er da-
gegen insbesondere in Sachsen-Anhalt, 
Thüringen und dem Saarland aus. Die 
Anteile jüngerer Eigentümerhaushalte 
unterscheiden sich zwischen den Län-
dern weniger stark und bewegen sich 
überwiegend zwischen 16 und 19 Pro-
zent.

Abbildung 4-3: 
	❚ Altersverteilung nach Eigentumsstatus  
in den Bundesländern

B) Haushalte im Alter zwischen 30 und 44 Jahren als Anteile  
an allen Haushalten in der Eigentumsform

   Eigentümer        Mieter

26 %
der Mieter in Berlin sind 30- bis 44-Jährige –  
deutlich mehr als unter Eigentümerhaushalten 
mit nur 19 %.
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Abbildung 4-3: 
	❚ Altersverteilung nach Eigentumsstatus in den Bundesländern

C) Vergleich der potenziellen Nachfrage nach und des latenten Angebots von  
Wohneigentum in den relevanten Altersgruppen

   Latentes Angebot (Eigentümer ab 65 Jahren)        Potenzielle Nachfrage (Mieter zwischen 30 und 44 Jahren) 

   Relation des latenten Angebots zur potenziellen Nachfrage in Prozent

Hinweise: Anteile bestimmt als approximierte Haushalte der jeweiligen Altersgruppe in Relation zu allen Wohnungen  
innerhalb der jeweiligen Eigentumsform.  
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, und Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.
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Teil C macht deutlich, dass sich hinter 
den Anteilswerten erhebliche Unterschiede 
im Verhältnis von latentem Angebot und 
potenzieller Nachfrage verbergen. Darge-
stellt sind die absoluten Zahlen der Haus-
halte aus den jeweiligen Altersgruppen der 
potenziellen Nachfrager unter den Mietern 
und dem latenten Angebot auf Seite der  
älteren Eigentümer. Besonders ausgeprägt 
ist der rechnerische potenzielle Nachfrage-
überhang in den Stadtstaaten: In Berlin  
stehen rund 93.000 ältere Eigentümer
haushalte etwa 434.000 jüngeren Mieter-
haushalten gegenüber, sodass das latente 
Angebot die potenzielle Nachfrage um  
79 Prozent unterschreitet. In Hamburg  
beträgt die Lücke 68 Prozent, in Bremen  
17 Prozent. Auch in Sachsen und Nordrhein-
Westfalen liegt das latente Angebot mit  
23 beziehungsweise 11 Prozent unter der 
potenziellen Nachfrage.

In mehreren Flächenländern zeigt sich 
dagegen ein rechnerischer potenzieller An-
gebotsüberhang. Besonders deutlich fällt 
er im Saarland aus, wo rund 93.000 ältere 
Eigentümerhaushalte etwa 46.000 jüngeren 
Mieterhaushalten gegenüberstehen; das  
latente Angebot liegt damit um 103 Pro-
zent über der potenziellen Nachfrage. Auch 
Rheinland-Pfalz mit 55 Prozent, Niedersach-
sen mit 46 Prozent und Schleswig-Holstein 

mit 37 Prozent weisen vergleichsweise 
hohe potenzielle Angebotsüberhänge auf. 
In Baden-Württemberg, Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen liegen die 
Werte zwischen 18 und 29 Prozent. Nahezu 
ausgeglichen ist das Verhältnis in Mecklen-
burg-Vorpommern, wo sich rund 99.000 
Haushalte auf beiden Seiten gegenüber
stehen. Auch in Hessen mit einem Ange-
botsüberhang von 3 Prozent und Bayern 
mit 8 Prozent liegen beide Größen relativ 
nah beieinander.

Die Länderergebnisse geben somit 
eine erste Indikation dafür, dass das auf 
Bundes- und Ost-West-Ebene nahezu  
ausgeglichene Verhältnis aus potenzieller 
Nachfrage nach und latentem Angebot von 
Wohneigentum erhebliche regionale Unter-
schiede verdeckt. Besonders in den Stadt-
staaten und in einigen stark urban gepräg-
ten Ländern trifft eine hohe potenzielle 
Nachfrage auf ein begrenztes latentes  
Angebot. In mehreren stärker ländlich 
strukturierten Bundesländern übersteigt 
das rechnerische Wohnraumpotenzial da-
gegen die Zahl der potenziell wohneigen-
tumsbildenden Mieterhaushalte. Im nächs-
ten Schritt wird die Analyse auf die Ebene 
der 400 deutschen Landkreise und kreis-
freien Städte übertragen.
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4.2.3.	 Kreisergebnisse

4.2.3.1. Ältere Haushalte nach 
Eigentumsform

Die Darstellung der Kreisergebnisse 
beginnt mit Abbildung 4-4 (Seite 52) und 
zeigt zunächst die Anteile der älteren  
Haushalte innerhalb der jeweiligen Eigen-
tumsform. 

In Teil A zeigt sich zunächst eine er
hebliche regionale Spannweite beim Anteil  
älterer Eigentümerhaushalte. Im bundes­
weiten Mittel sind rund 30 Prozent der Eigen­
tümerhaushalte mindestens 65 Jahre alt; in der 
Hälfte der Kreise bewegt sich der Anteil ver­
gleichsweise eng zwischen 29 und 32 Prozent. 
An den Rändern der Verteilung bestehen je-
doch deutliche Unterschiede: Den höchsten 
Wert weist Wilhelmshaven mit 38 Prozent 
auf, gefolgt von Dessau-Roßlau mit 37 Pro-
zent sowie Baden-Baden, Kempten und  
Bremen mit jeweils 36 Prozent. Am unteren 
Ende liegen Vechta mit 22 Prozent, Cloppen-
burg mit 23 Prozent sowie Erding, Neumarkt 
in der Oberpfalz und Eichstätt mit jeweils  
24 Prozent. Bemerkenswert ist hier, dass sich 
kein eindeutiges Ost-West- oder Stadt-Land- 
Muster zeigt. Hohe Anteile finden sich so-
wohl in ostdeutschen Regionen mit einer 
älteren Bevölkerungsstruktur als auch in 
westdeutschen Küstenstädten, kleineren 
kreisfreien Städten und einzelnen wohl
habenden Standorten. Großstädte weisen 
mit durchschnittlich knapp 32 Prozent zwar 
etwas höhere Anteile auf als die übrigen 
Regionstypen mit jeweils rund 30 Prozent; 
der Zusammenhang zwischen Siedlungs-
struktur und Altersanteil bleibt insgesamt 
jedoch schwach. Auch innerhalb der Groß-
städte bestehen erhebliche Unterschiede. 
Unter den Top-7-Städten reicht die Spann-

weite von 27 Prozent in Frankfurt am Main 
bis 33 Prozent in Stuttgart. Die übrigen Top-
7-Städte liegen zwischen 30 und 31 Prozent. 
Zugleich verdeutlichen die absoluten Haus-
haltszahlen, dass ein mittlerer Anteil in einer 
großen Stadt ein erhebliches rechnerisches 
Wohnraumpotenzial umfassen kann: In  
Berlin leben rund 93.000 Eigentümerhaus-
halte ab 65 Jahren, in Hamburg 63.000, in 
München 57.000 und in Köln 40.000. Dem-
gegenüber stehen hinter den besonders 
hohen Anteilswerten kleinerer Städte und 
Landkreise häufig nur wenige Tausend 
Haushalte. Für die Bewertung des latenten 
Angebots sind daher relative und absolute 
Größen relevant.

In Teil B ist der Anteil der Mieter ab  
65 Jahren an allen Mietern in einer Region 
dargestellt. Hier zeigt sich ein wesentlich 
klareres räumliches Muster als bei den älte-
ren Eigentümern. Die Spannweite reicht von 
14 Prozent in Tübingen, Freising, Erlangen, 
Heidelberg und Mainz bis zu 37 Prozent in 
Suhl. Die höchsten Werte konzentrieren 
sich fast vollständig in Ostdeutschland:  
Neben Suhl weisen Greiz, das Altenburger 
Land und der Erzgebirgskreis Anteile von  
36 Prozent auf, Spree-Neiße und der Vogt-
landkreis jeweils 35 Prozent. Auch in zahl
reichen weiteren ostdeutschen Kreisen 
liegt der Anteil älterer Mieter bei mehr als 
30 Prozent. Im gewichteten Durchschnitt 
beträgt er in Ostdeutschland rund 29 Pro-
zent, in Westdeutschland einschließlich 
Berlin dagegen nur etwa 21 Prozent. Dane-
ben ist ein deutliches Stadt-Land-Muster 
erkennbar. Besonders niedrige Anteile fin-
den sich vielfach in wirtschaftlich dynami-
schen und universitätsgeprägten Städten. 
Zu den Kreisen am unteren Ende gehören 

Rund 30 %  
der Eigentümerhaushalte 
sind mindestens 65 Jahre 
alt. Bemerkenswert: Es ist 
kein eindeutiges Ost-West- 
oder Stadt-Land-Muster 
beim Alter der Eigentümer-
haushalte erkennbar.
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neben Tübingen, Heidelberg und Erlangen 
auch Regensburg, Darmstadt, Münster, Frei
burg und Ingolstadt. In den Top-7-Städten 
liegt der Anteil zwischen 16 Prozent in 
Frankfurt am Main und 21 Prozent in Berlin. 
München und Stuttgart kommen jeweils 
auf 17 Prozent, Köln auf 18 Prozent und 
Hamburg auf 19 Prozent. Im gewichteten 
Durchschnitt weisen die Top-7-Städte mit 
rund 19 Prozent deutlich niedrigere Werte 
auf als das Umland sonstiger Großstädte 
sowie die weiteren Kreise, die weder selbst 
Großstadt sind noch unmittelbar an eine 
Großstadt angrenzen. Dort liegen die An-
teile jeweils bei rund 24 bis 25 Prozent.  

Eigentümerhaushalte ab 65 Jahren

93.000

57.000

63.000

40.000

Berlin

München

Hamburg

Köln

Das Muster wird allerdings von einzelnen 
stark gealterten ostdeutschen Städten wie 
Chemnitz, Magdeburg und Rostock durch-
brochen. Die absoluten Haushaltszahlen  
relativieren erneut die Rangfolge nach An-
teilen. Obwohl ältere Mieter in Berlin ledig-
lich 21 Prozent der Mieterschaft stellen, 
umfasst diese Gruppe dort rund 355.000 
Haushalte. Es folgen Hamburg mit etwa 
146.000, München mit 104.000, die Region 
Hannover mit 76.000 und Köln mit 74.000 
Haushalten. Hinter den höchsten Anteils-
werten kleinerer ostdeutscher Kreise stehen 
dagegen häufig nur wenige Tausend Haus-
halte.
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  *Falls noch nicht in obersten oder untersten Rängen vertreten.  
**Die fünf Großstädte mit den höchsten Werten; wenn eine Großstadt schon in der Liste der obersten oder untersten Ränge  
vertreten ist, wird mit der nächsten Großstadt ergänzt, sodass hier immer mindestens fünf zusätzliche Großstädte ausgewiesen werden. 
 
Hinweise: Anteile bestimmt als approximierte Haushalte in Relation zu Wohnungen innerhalb der jeweiligen Eigentumsform. Absolute  
Werte in der Tabelle bezeichnen die Zahl an Haushalten, gerundet auf 1.000.  
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 4-4: 
	❚ Kreise – Anteil der Älteren variiert regional stark nach Eigentumsstatus

A) Karte und Ranking: Anteil Eigentümer ab 65 Jahren 

Rang Kreis/kreisfreie Stadt Anteil Absolut

Oberste Ränge
1 Wilhelmshaven 38 % 5.000
2 Dessau-Roßlau 37 % 6.000
3 Baden-Baden 36 % 4.000
4 Kempten (Allgäu) 36 % 4.000
5 Bremen 36 % 38.000

Top-7-Städte*
41 Stuttgart 33 % 30.000
175 Hamburg 31 % 63.000
187 Düsseldorf 31 % 22.000
202 München (Stadt) 31 % 57.000
234 Berlin 30 % 93.000
250 Köln 30 % 40.000
353 Frankfurt am Main 27 % 21.000

Großstädte**
6 Koblenz 35 % 6.000
10 Bremerhaven 35 % 6.000
17 Saarbrücken  

(Regionalverband)
34 % 27.000

22 Kassel (Stadt) 34 % 9.000
27 Chemnitz 34 % 8.000

Unterste Ränge
396 Eichstätt (Landkreis) 24 % 9.000
397 Neumarkt i.d. OPf. (Landkreis) 24 % 9.000
398 Erding (Landkreis) 24 % 7.000
399 Cloppenburg (Landkreis) 23 % 9.000
400 Vechta (Landkreis) 22 % 8.000

	 ≤ 28

	 > 28 bis ≤ 29

	 > 29 bis ≤ 30

	 > 30 bis ≤ 31

	 > 31 bis ≤ 32

	 > 32

Legende: 
Anteil Eigentümer ab 65 Jahren an allen Eigentümern  
in Prozent (Zensus 2022)
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	 ≤ 19

	 > 19 bis ≤ 21

	 > 21 bis ≤ 23

	 > 23 bis ≤ 24

	 > 24 bis ≤ 28

	 > 28

Legende: 
Anteil Mieter ab 65 Jahren an allen Mietern in Prozent  
(Zensus 2022)

  *Falls noch nicht in obersten oder untersten Rängen vertreten.  
**Die fünf Großstädte mit den höchsten Werten; wenn eine Großstadt schon in der Liste der obersten oder untersten Ränge  
vertreten ist, wird mit der nächsten Großstadt ergänzt, sodass hier immer mindestens fünf zusätzliche Großstädte ausgewiesen werden. 
 
Hinweise: Anteile bestimmt als approximierte Haushalte in Relation zu Wohnungen innerhalb der jeweiligen Eigentumsform. Absolute  
Werte in der Tabelle bezeichnen die Zahl an Haushalten, gerundet auf 1.000.  
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 4-4: 
	❚ Kreise – Anteil der Älteren variiert regional stark nach Eigentumsstatus

B) Karte und Ranking: Anteil Mieter ab 65 Jahren

Rang Kreis/kreisfreie Stadt Anteil Absolut

Oberste Ränge
1 Suhl 37 % 5.000
2 Greiz (Landkreis) 36 % 8.000
3 Altenburger Land (Landkreis) 36 % 10.000
4 Erzgebirgskreis 36 % 32.000
5 Spree-Neiße (Landkreis) 35 % 10.000

Top-7-Städte*
266 Berlin 21 % 355.000
327 Düsseldorf 20 % 52.000
340 Hamburg 19 % 146.000
368 Köln 18 % 74.000
375 München (Stadt) 17 % 104.000
376 Stuttgart 17 % 36.000
386 Frankfurt am Main 16 % 51.000

Großstädte**
28 Chemnitz 31 % 35.000
68 Bottrop 28 % 10.000
70 Rostock (Stadt) 27 % 28.000
79 Magdeburg 27 % 30.000
81 Mülheim an der Ruhr 26 % 15.000

Unterste Ränge
396 Mainz 14 % 12.000
397 Heidelberg 14 % 8.000
398 Erlangen 14 % 6.000
399 Freising (Landkreis) 14 % 6.000
400 Tübingen (Landkreis) 14 % 8.000
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bis 23 % 
reicht der Anteil der 30- bis 44-jährigen Eigentümer-
haushalte – vor allem familiengeprägte, wirtschaftlich 
dynamische Landkreise weisen hohe Werte auf.

Von 13
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4.2.3.2. Jüngere Haushalte nach 
Eigentumsform

Abbildung 4-5 (Seite 56) zeigt die regio-

179.000

14.000

5.000

München

Offenbach am Main

Dessau-Roßlau

Mieterhaushalte zwischen 30 und 44 Jahren 

nale Verteilung der Haushalte zwischen 30 
und 44 Jahren getrennt nach Eigentums-
status. Im Vergleich zu den älteren Haushal-
ten ähneln sich die räumlichen Muster von 
Eigentümern und Mietern deutlich stärker.

Bei den Eigentümerhaushalten in Teil A 
reicht der Anteil der 30- bis 44-Jährigen von 
rund 13 Prozent in Dessau-Roßlau, Goslar, 
Suhl, Lüchow-Dannenberg und Ostholstein  
bis zu 23 Prozent in Cloppenburg und Eich­
stätt. Hohe Werte finden sich insbesondere  
in familiengeprägten und wirtschaftlich dyna­
mischen Landkreisen. Neben Cloppenburg, 
Eichstätt und Vechta gehören hierzu zahl-
reiche Regionen in Bayern sowie Teile des 
nordwestlichen Deutschlands. Unter den 
Großstädten weisen Frankfurt am Main,  
Ingolstadt und Wolfsburg mit jeweils rund 
21 Prozent vergleichsweise hohe Anteile 
auf. Die übrigen Top-7-Städte liegen zwi-
schen 17 und 19 Prozent.

Bei den Mieterhaushalten in Teil B ist 
das räumliche Grundmuster ähnlich, die 
Konzentration auf wirtschaftlich dynami-
sche Groß- und Universitätsstädte jedoch 
stärker ausgeprägt. Die höchsten Anteile 
erreichen München, Stuttgart und Frank-
furt am Main mit jeweils rund 29 Prozent, 
gefolgt von Freising und Offenbach am 
Main mit jeweils etwa 28 Prozent. Auch 
Düsseldorf, Köln, Berlin und Hamburg  
weisen mit 26 bis 27 Prozent hohe Werte 
auf. Am unteren Ende liegen vor allem ost-
deutsche Regionen mit älterer Bevölke-
rungsstruktur: In Suhl beträgt der Anteil 
rund 15 Prozent, in Spree-Neiße und der 
Uckermark 16 Prozent sowie im Altenburger 
Land und in Dessau-Roßlau 17 Prozent.
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	 ≤ 16

	 > 16 bis ≤ 17

	 > 17 bis ≤ 18

	 > 18 bis ≤ 19

	 > 19 bis ≤ 20

	 > 20

Legende: 
Anteil Eigentümer zwischen 30 und 44 Jahren an allen  
Eigentümern in Prozent (Zensus 2022)

  *Falls noch nicht in obersten oder untersten Rängen vertreten.  
**Die fünf Großstädte mit den höchsten Werten; wenn eine Großstadt schon in der Liste der obersten oder untersten Ränge vertreten ist, 
wird mit der nächsten Großstadt ergänzt, sodass hier immer mindestens fünf zusätzliche Großstädte ausgewiesen werden. 
 
Hinweise: Anteile bestimmt als approximierte Haushalte in Relation zu Wohnungen innerhalb der jeweiligen Eigentumsform. Absolute  
Werte in der Tabelle bezeichnen die Zahl an Haushalten, gerundet auf 1.000.  
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 4-5: Kreise – 
	❚ Homogenere regionale Muster nach Eigentumsstatus bei den Jüngeren

A) Karte und Ranking: Anteil Eigentümer zwischen 30 und 44 Jahren

Rang Kreis/kreisfreie Stadt Anteil Absolut

Oberste Ränge
1 Cloppenburg (Landkreis) 23 % 10.000
2 Eichstätt (Landkreis) 23 % 9.000
3 Vechta (Landkreis) 22 % 8.000
4 Pfaffenhofen a. d. Ilm  

(Landkreis)
22 % 7.000

5 Neumarkt i.d. OPf. (Landkreis) 22 % 8.000

Top-7-Städte*
17 Frankfurt am Main 21 % 16.000
85 Berlin 19 % 59.000
147 München (Stadt) 18 % 34.000
190 Hamburg 18 % 36.000
232 Stuttgart 17 % 16.000
242 Köln 17 % 23.000
243 Düsseldorf 17 % 12.000

Großstädte**
20 Ingolstadt 21 % 5.000
21 Wolfsburg 21 % 5.000
43 Offenbach am Main 20 % 3.000
47 Fürth (Stadt) 20 % 4.000
52 Ludwigshafen am Rhein 20 % 6.000

Unterste Ränge
396 Ostholstein (Kreis) 13 % 7.000
397 Lüchow-Dannenberg  

(Landkreis)
13 % 2.000

398 Suhl 13 % 1.000
399 Goslar (Landkreis) 13 % 4.000
400 Dessau-Roßlau 13 % 2.000
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	 ≤ 19

	 > 19 bis ≤ 21

	 > 21 bis ≤ 22

	 > 22 bis ≤ 23

	 > 23 bis ≤ 24

	 > 24

Legende: 
Anteil Mieter zwischen 30 und 44 Jahren an allen Mietern 
in Prozent (Zensus 2022)

  *Falls noch nicht in obersten oder untersten Rängen vertreten.  
**Die fünf Großstädte mit den höchsten Werten; wenn eine Großstadt schon in der Liste der obersten oder untersten Ränge vertreten ist, 
wird mit der nächsten Großstadt ergänzt, sodass hier immer mindestens fünf zusätzliche Großstädte ausgewiesen werden. 
 
Hinweise: Anteile bestimmt als approximierte Haushalte in Relation zu Wohnungen innerhalb der jeweiligen Eigentumsform. Absolute  
Werte in der Tabelle bezeichnen die Zahl an Haushalten, gerundet auf 1.000.  
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 4-5: Kreise – 
	❚ Homogenere regionale Muster nach Eigentumsstatus bei den Jüngeren

B) Karte und Ranking: Anteil Mieter zwischen 30 und 44 Jahren

Rang Kreis/kreisfreie Stadt Anteil Absolut

Oberste Ränge
1 München (Stadt) 29 % 179.000
2 Stuttgart 29 % 62.000
3 Frankfurt am Main 29 % 90.000
4 Freising (Landkreis) 28 % 13.000
5 Offenbach am Main 28 % 14.000

Top-7-Städte*
17 Düsseldorf 27 % 71.000
18 Köln 27 % 111.000
31 Berlin 26 % 434.000
35 Hamburg 26 % 198.000

Großstädte**
11 Ingolstadt 27 % 12.000
12 Heilbronn (Stadt) 27 % 10.000
16 Mainz 27 % 22.000
23 Leipzig (Stadt) 26 % 76.000
24 Ulm 26 % 11.000

Unterste Ränge
396 Dessau-Roßlau 17 % 5.000
397 Altenburger Land (Landkreis) 17 % 5.000
398 Uckermark (Landkreis) 16 % 6.000
399 Spree-Neiße (Landkreis) 16 % 4.000
400 Suhl 15 % 2.000
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4.2.3.3. Matching von potenzieller 
demografischer Nachfrage und 
latentem Angebot

Abbildung 4-6 (Seite 60) stellt das 
regionale Verhältnis zwischen der poten
ziellen demografischen Nachfrage nach 
Wohneigentum und dem latenten Angebot 
älterer Eigentümerhaushalte auf Ebene der 
400 Landkreise und kreisfreien Städte dar. 
Die Nachfrageseite bleibt in beiden Vari
anten unverändert und umfasst Mieter-
haushalte im Alter von 30 bis 44 Jahren. 
Das latente Angebot wird dagegen in zwei  
Abgrenzungen betrachtet. In der weiteren 
Fassung in Teil A werden Eigentümerhaus-
halte ab 65 Jahren einbezogen, in der enge-
ren Fassung in Teil B ausschließlich Eigen-
tümerhaushalte ab 75 Jahren. Auf diese 
Weise wird sichtbar, wie sensibel das regio-
nale Matching auf die Abgrenzung des  
potenziellen Angebots reagiert.

Die ausgewiesene Relation entspricht 
der prozentualen Abweichung des latenten 
Angebots von der potenziellen Nachfrage. 
Ein Wert von 0 Prozent bedeutet, dass beide 
Gruppen rechnerisch gleich groß sind. Posi-
tive Werte kennzeichnen einen Angebots-
überhang: Bei einem Wert von 100 Prozent 
ist das latente Angebot doppelt so groß wie 
die potenzielle Nachfrage. Negative Werte 
weisen dagegen auf einen Nachfrageüber-
hang hin; ein Wert von −50 Prozent bedeutet, 
dass das latente Angebot nur halb so groß 
ist wie die potenzielle Nachfrage. Ergänzend 
zeigt die absolute Differenz, wie viele Haus-
halte rechnerisch zwischen beiden Grup-
pen liegen. Ein Wert von −10.000 bedeutet 
beispielsweise, dass es 10.000 ältere Eigen-
tümer weniger gibt als jüngere Mieter.

Teil A zeigt zunächst, dass das latente 
Angebot in einem großen Teil Deutschlands 
rechnerisch zu überwiegen scheint. 
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In 300 der 400 Landkreise und kreisfreien 
Städte gibt es mehr Eigentümerhaushalte ab 
65 Jahren als Mieterhaushalte zwischen 30 
und 44 Jahren. Die hohe Zahl dieser Kreise 
darf jedoch nicht mit einem flächendeckenden 
demografischen Angebotsüberhang gleichge­
setzt werden. Viele Kreise mit einem positi-
ven Verhältnis weisen nur eine vergleichs-
weise geringe Zahl potenzieller Nachfrager 
auf, während sich die Nachfrageüberhänge 
auf große und bevölkerungsreiche Städte 
konzentrieren. So leben rund 2,8 Millionen 
jüngere Mieterhaushalte in Kreisen, in  
denen ihre Zahl die der älteren Eigentümer-
haushalte übersteigt. Rund 2,5 Millionen  
leben dagegen in Kreisen mit einem rech-
nerischen Überhang älterer Eigentümer. 
Trotz positiver Relationen in drei Vierteln  
aller Kreise lebt damit eine Mehrheit der  
potenziellen Nachfrager in Regionen mit  
einem demografischen Angebotsdefizit; zu-
gespitzt gilt also: Flächenmäßig dominiert 
der potenzielle latente Angebotsüberhang, 
nach Zahl der betroffenen Haushalte inner-
halb der jeweiligen Regionen dagegen 
nicht.

Besonders hohe relative Angebotsüber-
hänge finden sich überwiegend in kleineren, 
ländlich geprägten Regionen. In der Süd
westpfalz liegt das latente Angebot um 332 
Prozent über der potenziellen Nachfrage, in 
Kusel um 274 Prozent und in St. Wendel um 
256 Prozent. Auch Kronach und Freyung-
Grafenau weisen mit 241 beziehungsweise 
221 Prozent sehr hohe Werte auf.

Die Karte macht dabei ein deutliches 
Stadt-Land-Muster sichtbar. Rechnerische 
Angebotsüberhänge konzentrieren sich vor 
allem in ländlichen Teilen von Rheinland-
Pfalz, dem Saarland, Nordbayern, Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein sowie in 
einzelnen ostdeutschen Regionen. Nach
frageüberhänge treten dagegen besonders 
häufig in Großstädten und wirtschaftlich 
dynamischen Zentren auf. Unter den größe-
ren Städten bilden Saarbrücken (Regional-
verband) und Salzgitter mit positiven Rela-
tionen von 29 beziehungsweise 27 Prozent 
Ausnahmen. In Wolfsburg und Heilbronn 
fällt das rechnerische Defizit mit 9 und  
14 Prozent noch vergleichsweise gering aus.

In 300
von 400 
Kreisen übersteigt die Zahl  
der Eigentümerhaushalte ab 
65 Jahren die der jüngeren 
Mieterhaushalte, ohne dass 
daraus ein flächendeckender  
Angebotsüberhang folgt.
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	 ≤ –51

	 > –51 bis ≤ –29

	 > –29 bis ≤ 0

	 > 0 bis ≤ 51

	 > 51 bis ≤ 100

	 > 100

Legende: 
Relation Eigentümer ab 65 Jahren zu Mietern zwischen  
30 und 44 Jahren (Zensus 2022)

  *Falls noch nicht in obersten oder untersten Rängen vertreten.  
**Die fünf Großstädte mit den höchsten Werten; wenn eine Großstadt schon in der Liste der obersten oder untersten Ränge vertreten ist, 
wird mit der nächsten Großstadt ergänzt, sodass hier immer mindestens fünf zusätzliche Großstädte ausgewiesen werden. 
 
Hinweise: Relation > 0 bedeutet mehr ältere Eigentümer als junge Mieter. Absolute Werte in der Tabelle bezeichnen die Differenz der  
Zahl an Haushalten, gerundet auf 1.000.   
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, und Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 4-6: Kreise – 
	❚ Match potenzielle demografische Nachfrage und Wohneigentumspotenzial

A) Weite demografische Fassung des Angebots; Relation Eigentümer ab 65 Jahren zu Mie-
tern zwischen 30 und 44 Jahren; Karte und Ranking: Relation; Abs. Diff.: absolute Differenz

 Rang Kreis/kreisfreie Stadt Relation Abs. Diff.

Oberste Ränge
1 Südwestpfalz (Landkreis) 332 % 8.000
2 Kusel (Landkreis) 274 % 5.000
3 St. Wendel (Landkreis) 256 % 7.000
4 Kronach (Landkreis) 241 % 4.000
5 Freyung-Grafenau (Landkreis) 221 % 5.000

Top–7–Städte*
371 Stuttgart –51 % –31.000
386 Köln –64 % –72.000
391 Hamburg –68 % –135.000
392 Düsseldorf –68 % –48.000
393 München (Stadt) –68 % –123.000

Großstädte**
258 Saarbrücken  

(Regionalverband)
29 % 6.000

260 Salzgitter 27 % 2.000
313 Wolfsburg –9 % –1.000
314 Hamm –13 % –1.000
315 Heilbronn (Stadt) –14 % –1.000

Unterste Ränge
396 Dresden –77 % –48.000
397 Frankfurt am Main –77 % –70.000
398 Berlin –79 % –341.000
399 Potsdam –79 % –16.000
400 Leipzig (Stadt) –83 % –63.000
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	 ≤ –49

	 > –49 bis ≤ –24

	 > –24 bis ≤ 0

	 > 0 bis ≤ 10

	 > 10 bis ≤ 23

	 > 23

Legende: 
Relation Eigentümer ab 75 Jahren zu Mietern zwischen  
30 und 44 Jahren (Zensus 2022)

  *Falls noch nicht in obersten oder untersten Rängen vertreten.  
**Die fünf Großstädte mit den höchsten Werten; wenn eine Großstadt schon in der Liste der obersten oder untersten Ränge vertreten ist, 
wird mit der nächsten Großstadt ergänzt, sodass hier immer mindestens fünf zusätzliche Großstädte ausgewiesen werden. 
 
Hinweise: Relation > 0 bedeutet mehr ältere Eigentümer als junge Mieter. Absolute Werte in der Tabelle bezeichnen die Differenz der  
Zahl an Haushalten, gerundet auf 1.000.   
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, und Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 4-6: Kreise – 
	❚ Match potenzielle demografische Nachfrage und Wohneigentumspotenzial

B) Engere demografische Fassung des Angebots; Relation Eigentümer ab 75 Jahren zu Mie-
tern zwischen 30 und 44 Jahren; Karte und Ranking: Relation; Abs. Diff.: absolute Differenz

 Rang Kreis/kreisfreie Stadt Relation Abs. Diff.

Oberste Ränge
1 Südwestpfalz (Landkreis) 118 % 3.000
2 Kusel (Landkreis) 75 % 1.000
3 St. Wendel (Landkreis) 71 % 2.000
4 Kronach (Landkreis) 70 % 1.000
5 Hof (Landkreis) 61 % 2.000

Top–7–Städte*
356 Stuttgart –71 % –44.000
382 Köln –81 % –90.000
384 München (Stadt) –82 % –146.000
386 Hamburg –82 % –162.000
388 Düsseldorf –83 % –58.000
395 Frankfurt am Main –88 % –79.000

Großstädte**
252 Saarbrücken  

(Regionalverband)
–34 % –7.000

255 Salzgitter –34 % –2.000
302 Wolfsburg –50 % –4.000
308 Heilbronn (Stadt) –52 % –5.000
312 Bremen –54 % –24.000

Unterste Ränge
396 Rostock (Stadt) –88 % –20.000
397 Dresden –88 % –55.000
398 Berlin –89 % –384.000
399 Potsdam –90 % –18.000
400 Leipzig (Stadt) –92 % –70.000
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Besonders ausgeprägt ist der Nachfrage-
überhang in den Top-7-Städten. Selbst in  
Stuttgart, das innerhalb dieser Gruppe das 
günstigste Verhältnis aufweist, liegt das laten­
te Angebot 51 Prozent unter der potenziellen 
Nachfrage. In Köln beträgt die Lücke 64 Pro-
zent, in Hamburg, Düsseldorf und München 
jeweils rund 68 Prozent. Frankfurt am Main 
erreicht einen Wert von −77 Prozent und 
Berlin von −79 Prozent. Noch stärker fällt 
der relative Nachfrageüberhang in Leipzig 
mit −83 Prozent aus; auch Potsdam und 
Dresden gehören zu den Kreisen mit den 
niedrigsten Relationen.

Die absoluten Differenzen illustrieren 
zugleich, dass hohe relative Angebotsüber-
hänge in kleineren Kreisen häufig nur einige 
Tausend Haushalte umfassen. In der Süd-
westpfalz beträgt der rechnerische Über-
schuss rund 8.000 Haushalte, in Kusel rund 
5.000 und in Kronach etwa 4.000. Die Nach-
frageüberhänge der Großstädte sind dage-
gen auch absolut erheblich: In Berlin fehlen 
rechnerisch rund 341.000 ältere Eigentü-
merhaushalte gegenüber der potenziellen 
Nachfrage, in Hamburg rund 135.000, in 
München 123.000 und in Köln 72.000. Die 
weitere demografische Fassung zeigt damit 
ein ausgeprägtes räumliches Auseinander-
fallen beider Marktseiten: Relativ große  
latente Potenziale liegen vielfach außerhalb 
der Regionen mit der höchsten potenziellen 
Wohneigentumsnachfrage.

Die engere demografische Fassung in 
Teil B verändert das Bild deutlich. Werden 
nur Eigentümerhaushalte ab 75 Jahren als 
latentes Angebot berücksichtigt, weisen  
lediglich noch 91 der 400 Kreise einen  
rechnerischen Angebotsüberhang auf. In 
309 Kreisen ist die Zahl der Mieterhaus-
halte zwischen 30 und 44 Jahren dagegen 
größer. Damit überwiegt die potenzielle 

Nachfrage nun in mehr als drei Vierteln aller 
Kreise. Noch eindeutiger ist die Verteilung der 
Nachfrager: Rund 4,9 Millionen beziehungs­
weise 92 Prozent der jüngeren Mieterhaushalte 
leben in Kreisen mit einem Nachfrageüberhang. 
Nur etwa 410.000 leben in Regionen, in  
denen die Zahl der Eigentümerhaushalte  
ab 75 Jahren größer ist. Die verbliebenen 
Angebotsüberhänge konzentrieren sich 
überwiegend auf kleinere und ländlich ge-
prägte Kreise. Am höchsten fällt die Rela-
tion in der Südwestpfalz aus: Dort liegt das 
latente Angebot um 118 Prozent über der 
potenziellen Nachfrage. Es folgen Kusel  
mit 75 Prozent, St. Wendel mit 71 Prozent, 
Kronach mit 70 Prozent und Hof mit 61 Pro-
zent. Räumliche Schwerpunkte finden sich 
vor allem in Teilen von Rheinland-Pfalz und 
dem Saarland, in Nordbayern sowie ver
einzelt in Niedersachsen und Schleswig-
Holstein. Die absoluten Überschüsse blei-
ben jedoch meist gering und umfassen 
selbst in den führenden Kreisen nur rund 
1.000 bis 3.000 Haushalte.

Die engere Abgrenzung ist damit als 
konservativere, potenziell zeitnaher ver
fügbare Fassung des latenten Angebots  
zu verstehen. Während die weite Abgren-
zung ab 65 Jahren in vielen Kreisen noch 
ein rechnerisches Potenzial erkennen lässt, 
reicht die Zahl der Eigentümerhaushalte ab 
75 Jahren nur in wenigen, überwiegend 
ländlichen Regionen an die potenzielle 
Nachfrage heran. Zugleich leben dort nur 
vergleichsweise wenige der jüngeren Mie-
terhaushalte. Das grundsätzliche räumliche 
Auseinanderfallen von potenzieller Nach-
frage und latentem Angebot tritt dadurch 
noch deutlicher hervor.

                92 % 
der jüngeren Mieterhaushalte – rund 4,9 Millionen –  
leben in Kreisen mit einem Nachfrageüberhang.

−51 %
beträgt der Abstand 
zwischen dem latenten An-
gebot und der potenziellen 
Nachfrage selbst in Stutt-
gart, der günstigsten der 
Top-7-Städte.
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Erkenntn sse

Die Erkenntnisse aus diesem Kapitel 
legen ein differenziertes Bild nahe: Der 
demografische Wandel schafft ein subs-
tanzielles latentes Wohnraumpotenzial, 
insbesondere bei einer weiteren Abgren-
zung ab 65 Jahren. Dieses Potenzial reicht 
jedoch in vielen nachfragestarken Regio-
nen nicht aus, um die dortige potenzielle 
Wohneigentumsnachfrage zu decken. Die 
Ergebnisse sprechen daher gegen die Vor­
stellung eines flächendeckenden „Silver  
Tsunami“, bei dem altersbedingt kurzfristig 
und nahezu überall große Mengen an Wohn­
eigentum auf den Markt gelangen. Vielmehr 
handelt es sich um ein räumlich ungleich 
verteiltes und nur unter bestimmten Vor-
aussetzungen auch kurzfristig mobilisier-
bares Potenzial. Hinzu kommt, dass die 
tatsächliche Freisetzung weder zeitlich 
gesichert ist noch jede Immobilie hin-

sichtlich Preis, Lage, Zustand und Gebäu-
detyp zur Nachfrage jüngerer Haushalte 
passt.

Die bisherige Analyse bleibt allerdings 
auf das Matching innerhalb desselben 
Landkreises beziehungsweise derselben 
kreisfreien Stadt beschränkt. Gerade in 
Großstädten entspricht diese administrative 
Abgrenzung nicht dem tatsächlichen Such­
raum potenzieller Erwerber. Junge Mieter, 
für die Wohneigentum in der Kernstadt kaum 
erschwinglich oder verfügbar ist, können auf 
angrenzende Landkreise ausweichen. Ein 
rechnerischer Nachfrageüberhang in einer 
Stadt muss deshalb nicht vollständig in-
nerhalb der Stadt ausgeglichen werden, 
wenn im erreichbaren Umland ein rele-
vantes Wohneigentumspotenzial besteht.

Der tatsächliche Suchraum 
junger Erwerber reicht 
über die Kernstadt hinaus 
– ins angrenzende Umland, 
wo Wohneigentum eher 
erschwinglich und verfüg-
bar ist.

Kein Silver Tsunami 
in der Fläche: Das Wohneigentum älterer Generationen 
kommt nicht kurzfristig und überall in großem Umfang 
auf den Markt.
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Regionale Wanderungsmuster
5.1	 	

Dieses Kapitel untersucht anschlie-
ßend an Kapitel 4.2.3 die räumliche Mobi
lität der Einwohner von 30 bis 49 Jahren 
rund um die 70 größten Städte, also die 
besonders nachfragestarken Regionen. 
Grundlage für diese Untersuchung ist die 
amtliche Kreiswanderungsmatrix (Statis-
tische Ämter des Bundes und der Länder, 
2025), die die Wanderungsbewegungen 
zwischen allen 400 Landkreisen und kreis-
freien Städten in Deutschland innerhalb 
eines Jahres erfasst. Die zurzeit verfügbare 
Matrix deckt das Berichtsjahr 2024 ab. Das 
Kapitel soll also prüfen, ob eine Ausweitung 
des Suchraums der potenziellen Nachfrager 
in das Umland der Städte empirisch zu 
rechtfertigen ist.2 

Aus folgenden Gründen ist eine Analyse 
der regionalen Wanderungsströme dafür 
notwendig: 

	� Wohnungsmärkte orientieren  
sich nicht an Verwaltungsgrenzen:  
Pendelstrecken, Wege im Alltag und Um
zugsentscheidungen sind nicht von Verwal-
tungsgrenzen abhängig. Vielmehr bilden 
eine kreisfreie Stadt und angrenzende 
Landkreise häufig einen eng verflochte- 
nen Lebensraum und Wohnungsmarkt.  
Wanderungsbewegungen können Umzugs-
entscheidungen offenlegen.

	� Wanderungssalden quantifizieren 
die Stärke der räumlichen Mobilität:  
Die Salden zeigen den Umfang, in dem die 
relevante Altersgruppe von der Stadt in um-
liegende Landkreise (und umgekehrt) zieht. 
Das erlaubt einzuschätzen, wo Haushalte 
besonders mobil sind und der Blick auf das 
Umland damit besonders relevant.54.709 Personen

beträgt der Nettowanderungssaldo zwischen den 70 größten 
kreisfreien Städten und den angrenzenden Landkreisen. 

�Aus Gründen der Datenverfügbarkeit wird in diesem Kapitel die Altersgruppe 30 bis 49 Jahre als Proxy für die Altersgruppe 30 bis 44 Jahre 
verwendet.

Sparda-Studie Wohneigentumsbildung im demografischen Wandel66



Dortmund und der Ennepe-Ruhr-Kreis bilden, wie viele  
andere kreisfreie Städte und angrenzende Landkreise, einen 
eng verflochtenen Lebensraum und Wohnungsmarkt.
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	 ≤ –10,0

	 > –10,0 bis ≤ –5,0

	 >  –5,0 bis ≤ 0,0

	 > 0,0 bis ≤ 5,0

	 > 5,0 bis ≤ 10,0

	 > 10,0

Legende: 
Wanderungssaldo der 30- bis 49-Jährigen  
je 1.000 Einwohner der Altersgruppe (2024)

  *Falls noch nicht in obersten oder untersten Rängen vertreten.  
**Die fünf Großstädte mit den höchsten Werten; wenn eine Großstadt schon in der Liste der obersten oder untersten Ränge vertreten ist, 
wird mit der nächsten Großstadt ergänzt, sodass hier immer mindestens fünf zusätzliche Großstädte ausgewiesen werden. 
 
Hinweis: Berücksichtigt werden nur Wanderungsströme zwischen den 70 größten kreisfreien Städten sowie den angrenzenden Landkreisen 
in der Altersgruppe 30 bis 49 Jahre. Das Umland wird in der Analyse weiter gefasst als die unmittelbar angrenzenden Kreise. Berücksichtigt 
werden teilweise auch Kreise im erweiterten räumlichen Einzugsbereich der Großstädte. Die Abgrenzung bildet damit einen potenziellen 
Stadt-Umland-Suchraum ab und ist nicht direkt auf administrative Nachbarschaften beschränkt.  
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2025), eigene Darstellung.

Abbildung 5-1: 
	❚ Wanderungen in der Altersgruppe 30 bis 49 Jahre

Wanderungssaldo zu angrenzenden kreisfreien Städten bzw.  
Wanderungssaldo zu angrenzenden Landkreisen (Altersgruppe 30 bis 49 Jahre) 
A) Karte und Ranking: Wanderungssalden je 1.000 Einwohner der Altersgruppe

 Rang Kreis/kreisfreie Stadt Saldo

Oberste Ränge
1 Trier-Saarburg (Landkreis) 28,6
2 Havelland (Landkreis) 22,9
3 Barnim (Landkreis) 21,5
4 Potsdam-Mittelmark (Landkreis) 20,5
5 Eifelkreis Bitburg-Prüm 19,6

Top-7-Städte*
182 Berlin –5,9
192 Hamburg –8,1
199 München (Stadt) –9,3
200 Düsseldorf –9,3
205 Köln –10,3
206 Frankfurt am Main –10,3
215 Stuttgart –13,0

Großstädte**
77 Hamm (Stadt) 5,0
88 Ingolstadt 4,3
149 Solingen (Klingenstadt) –0,4
152 Mülheim an der Ruhr (Stadt) –0,7
153 Saarbrücken (Regionalverband) –1,3

Unterste Ränge
217 Freiburg im Breisgau –14,5
218 Fürth (Landkreis) –15,0
219 Regensburg (Stadt) –15,6
220 Heidelberg –19,7
221 Trier –56,7
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  *Falls noch nicht in obersten oder untersten Rängen vertreten.  
**Die fünf Großstädte mit den höchsten Werten; wenn eine Großstadt schon in der Liste der obersten oder untersten Ränge vertreten ist, 
wird mit der nächsten Großstadt ergänzt, sodass hier immer mindestens fünf zusätzliche Großstädte ausgewiesen werden. 
 
Hinweis: Berücksichtigt werden nur Wanderungsströme zwischen den 70 größten kreisfreien Städten sowie den angrenzenden Landkreisen 
in der Altersgruppe 30 bis 49 Jahre. Das Umland wird in der Analyse weiter gefasst als die unmittelbar angrenzenden Kreise. Berücksichtigt 
werden teilweise auch Kreise im erweiterten räumlichen Einzugsbereich der Großstädte. Die Abgrenzung bildet damit einen potenziellen 
Stadt-Umland-Suchraum ab und ist nicht direkt auf administrative Nachbarschaften beschränkt.  
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2025), eigene Darstellung.

Abbildung 5-1: 
	❚ Wanderungen in der Altersgruppe 30 bis 49 Jahre

Wanderungssaldo zu angrenzenden kreisfreien Städten bzw.  
Wanderungssaldo zu angrenzenden Landkreisen (Altersgruppe 30 bis 49 Jahre) 
B) Karte und Ranking: Wanderungssalden absolut

 Rang Kreis/kreisfreie Stadt Saldo

Oberste Ränge
1 München (Landkreis) 1.609
2 Kreis Mettmann 1.554
3 Rhein-Erft-Kreis 1.525
4 Rhein-Sieg-Kreis 1.377
5 Rhein-Neckar-Kreis 1.104

Top-7-Städte*
214 Düsseldorf –1.724
216 Stuttgart –2.347

Großstädte**
82 Hamm 229
90 Ingolstadt 177
149 Solingen –17
151 Mülheim an der Ruhr –29
153 Wolfsburg –66

Unterste Ränge
217 Frankfurt am Main –2.458
218 Köln –3.080
219 München (Stadt) –4.357
220 Hamburg –4.502
221 Berlin –6.652

	 ≤ –1.000

	 > –1.000 bis ≤ –500

	 >  –500 bis ≤ 0

	 > 0 bis ≤ 500

	 > 500 bis ≤ 1.000

	 > 1.000

Legende: 
Wanderungssaldo der 30- bis 49-Jährigen absolut (2024)
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Lediglich zwei der 70 Städte gewinnen 
in der Altersgruppe Einwohner aus dem Um
land. Diese zwei Städte sind Hamm und  
Ingolstadt (Wanderungssaldo von 5,0 bzw. 
4,3 je 1.000 Einwohner der Altersgruppe). 
Alle weiteren Städte verlieren in der Alters-
gruppe Einwohner an das Umland (siehe 

Abschnitt B von Abbildung 5-1 (Seite 
69) zeigt die absoluten Wanderungssalden. 

Der absolute Nettowanderungs­
saldo in der Altersgruppe von 30 bis 
49 Jahren zwischen den 70 größten 
kreisfreien Städten und den angren­
zenden Landkreisen beträgt +54.709 
Personen. Es gibt also einen starken 
Wanderungsstrom von den Städten 
in das Umland. Die stärksten Wanderungs­

verluste zeigen die größten Städte 
Deutschlands nach der Gesamtein­
wohnerzahl. Die sieben Metropolen 
zusammen verlieren allein zum Um­
land netto über 25.000 Einwohner  
in der Altersgruppe.

Die Analyse in diesem Kapitel zeigt 
deutliche Nettowanderungsbewegungen 
der Altersgruppe von 30 bis 49 Jahren von 
den Städten in die angrenzenden Land-
kreise. Diese Wanderungsbewegungen  
fallen regional unterschiedlich stark aus. 
Diese regionalen Wanderungsmuster wer-
den als Proxy für die Nachfrageverlagerung 
aus den Städten in das Umland gesehen 
und motivieren somit das Kapitel 5.2.

Durch die unterschiedliche Besiedlungs-
dichte und Größe der Regionen ändern sich 
die Ergebnisse damit zum Teil deutlich. Die 
stärksten Gewinne erfahren nun nicht mehr 
der Landkreis Trier-Saarburg und der Eifel-
kreis Bitburg-Prüm sowie brandenburgische 
Regionen, sondern Kreise in Nordrhein-
Westfalen (Kreis Mettmann, Rhein-Erft-
Kreis, Rhein-Sieg-Kreis) sowie der Landkreis 
München und der Rhein-Neckar-Kreis. In 
Summe gewinnen diese fünf Regionen netto 
über 7.100 Einwohner in der Altersgruppe.

* je 1.000 Einwohner der Altersgruppe

2 von 70  
Hamm und Ingolstadt sind 
die einzigen beiden Städte, 
die einen Einwohnergewinn 
aus dem Umland in der  
Altersgruppe der 30- bis 
49-Jährigen verzeichnen. 
Alle anderen Städte, ein-
schließlich der Metropolen,  
                           verlieren sie.

Abbildung 5-1 A (Seite 68)). Das inkludiert 
die sieben Metropolen Berlin, Hamburg, 
München, Düsseldorf, Köln, Frankfurt am 
Main und Stuttgart.

Die Regionen mit den größten relati
ven Wanderungsgewinnen sind allesamt 
Landkreise. Diese sind Trier-Saarburg (28,6*), 
Havelland (22,9*), Barnim (21,5*), Potsdam-
Mittelmark (20,5*) sowie der Eifelkreis Bit-
burg-Prüm (19,6*). Zusammen gewinnen 
diese fünf Landkreise knapp 4.700 30- bis 
49-Jährige.

Trier (−56,7*), Heidelberg (−19,7*),  
Regensburg (−15,6*), der Landkreis Fürth 
(−15,0*) und Freiburg im Breisgau (−14,5*) 
verzeichnen die größten relativen Wande-
rungsverluste.
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Stadt-Umland-Potenziale  
für die Wohneigentumsbildung

5.2	 	

Die Wanderungsbewegungen der jun-
gen Haushalte zeigen, dass die räumliche 
Suche nach familiengerechtem Wohnraum  
und Wohneigentum nicht an den Grenzen der 
Kernstadt endet. Gerade Haushalte in der  
Familiengründungs- und Familienphase ver­
lassen Großstädte häufig in Richtung Umland, 
weil dort größere Wohnungen und Einfamilien­
häuser eher verfügbar und vielfach erschwing­
licher sind (Sagner et al., 2026). Für die 
Frage, ob der demografische Wandel die 
Wohneigentumsbildung jüngerer Haushalte 
erleichtern kann, reicht es deshalb nicht 
aus, das potenzielle Angebot und die poten-
zielle Nachfrage innerhalb einzelner Kreise 
isoliert gegenüberzustellen. Insbesondere 

in Großstädten mit hohen Mieteranteilen 
und begrenztem Eigentumsbestand kann 
das unmittelbar angrenzende Umland  
einen wesentlichen Teil des relevanten 
Suchraums bilden.

Im Folgenden wird daher untersucht, 
in welchem Umfang das demografisch be-
dingte Angebotspotenzial in den Großstäd-
ten und ihren unmittelbar angrenzenden 
Kreisen rechnerisch zur Wohneigentums
bildung jüngerer Mieterhaushalte beitragen 
kann. Für das latente Angebot wird die  
weitere Abgrenzung mit Eigentümerhaus-
halten ab 65 Jahren verwendet. Die Ana-
lyse konzentriert sich auf die 70 größten 

Fakt
Junge Haushalte ziehen 
häufig aus der Großstadt 
ins Umland, weil dort 
größerer familiengerechter 
Wohnraum eher verfügbar 
und erschwinglicher ist.
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Städte (Abgrenzung auf Basis der Land-
kreise) und den jeweils ersten Umlandring. 
Dieser umfasst ausschließlich die direkt  
an die Kernstadt angrenzenden Kreise. Die 
Abgrenzung ist bewusst restriktiv gewählt: 
Sie bildet einen stadtnahen und grundsätz
lich plausiblen Suchraum ab, ohne sehr weit 
entfernte Regionen einzubeziehen. Für  
die Umlandkreise wird nicht der gesamte 
Bestand älterer Eigentümerhaushalte als 
Entlastungspotenzial angesetzt. Zunächst 
wird die potenzielle Nachfrage der dort  
lebenden jungen Mieterhaushalte abge
zogen. Für jeden Umlandkreis ergibt sich 
damit ein verbleibendes Potenzial als posi-
tive Differenz zwischen älteren Eigentümer-
haushalten und jungen Mieterhaushalten. 
Kreise, in denen die Zahl der jungen Mieter-
haushalte mindestens ebenso hoch ist wie 
die Zahl der älteren Eigentümerhaushalte, 
tragen nicht zur rechnerischen Entlastung 
der Kernstadt bei. Negative Salden werden 
jedoch nicht auf die Großstadt übertragen, 
da ein lokales Defizit im Umland nicht auto-
matisch eine zusätzliche Nachfrage in der 
Kernstadt auslöst. Für die Kernstadt selbst 
wird berücksichtigt, dass ein Teil der poten­
ziellen Nachfrage bereits durch das demo­

grafische Angebot innerhalb der Kernstadt  
gedeckt werden könnte. Nur die danach ver-
bleibende Nachfrage müsste rechnerisch 
durch das Umland aufgefangen werden.

Angebots-Nachfrage-Relation zwischen 
Kernstadt und Umland

Da einzelne Umlandkreise mehreren 
Großstädten zugeordnet sein können,  
werden zwei Varianten berechnet. In der 
Bruttobetrachtung wird jeder Großstadt 
das vollständige verbleibende Potenzial  
aller unmittelbar angrenzenden Umland-
kreise zugerechnet. Diese Variante be-
schreibt das grundsätzlich erreichbare  
Potenzial aus Sicht der jeweiligen Kern-
stadt, enthält bei überlappenden Stadt
regionen jedoch Mehrfachzuordnungen.  
In einer zweiten, konkurrenzbereinigten  
Variante wird das Restpotenzial eines Umland­
kreises gleichmäßig auf alle ihm zugeordneten 
Großstädte verteilt. Damit wird berücksichtigt, 
dass beispielsweise ein Umlandkreis im Rhein­
land oder im Ruhrgebiet nicht exklusiv einer 
einzelnen Kernstadt zur Verfügung steht, son­
dern zum potenziellen Suchraum mehrerer 
Städte gehört.

Umland-
kreise gehören oft 
zum Suchraum mehrerer 
Kernstädte zugleich, nicht 
nur einer.

Ein Teil der potenziellen 
Nachfrage lässt sich 
bereits innerhalb der 

Kernstadt
auffangen.
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Die Berechnung ist gleichbedeutend 
mit der Frage, ob das Potenzial im Umland 
ausreicht, um die nach Berücksichtigung 
des innerstädtischen Angebots verbleiben-
de Nachfrage zu decken. Die Kennziffer 
wird als Abweichung vom rechnerischen 
Gleichgewicht ausgewiesen. Eine Relation 
von 0 Prozent markiert daher die zentrale 
Schwelle: Negative Werte bedeuten, dass das 
rechnerische latente Angebot in Kernstadt und 
Umland hinter der Zahl der potenziell nachfra­
genden jungen Mieterhaushalte zurückbleibt. 
Positive Werte zeigen, dass das Potenzial die 
städtische Nachfrage rechnerisch übersteigt. 
Eine Relation von beispielsweise minus  
20 Prozent bedeutet, dass das latente  
Angebot 20 Prozent unterhalb der poten
ziellen Nachfrage liegt.

Wie die zuvor für die einzelnen Regio-
nen bestimmte Kennziffer ist auch diese 
Relation als theoretisches demografisches 
Struktur- und Matching-Potenzial zu verste-
hen. Sie bildet weder die Zahl künftig tat-
sächlich angebotener Immobilien noch die 
zu erwartenden Umzüge oder Eigentums
erwerbe ab. Unberücksichtigt bleiben unter 
anderem die Verkaufs- und Umzugsbereit-
schaft älterer Eigentümer, der Zeitpunkt  

einer möglichen Freisetzung, Größe und  
Zustand der Immobilien, deren Preise sowie 
die konkreten Standortpräferenzen und  
finanziellen Möglichkeiten der jungen  
Haushalte. Die Analyse zeigt vielmehr, in 
welchen Stadtregionen die demografischen 
Strukturen grundsätzlich größere oder klei-
nere Spielräume für die Wohneigentums
bildung im Stadt-Umland-Raum eröffnen.

Konkurrenzbereinigte Matching- 
Potenziale für die Wohneigentumsbildung

Abbildung 5-2 zeigt die Ergebnisse  

Bei 0 % liegt  
die zentrale Schwelle: Hier 
sind verfügbares Potenzial 
und verbleibende Nach-
frage im Gleichgewicht.

für die Bruttopotenziale in Teil A (Seite 74) 
und die konkurrenzbereinigten Potenziale  
in Teil B (Seite 75). Im Folgenden werden 
die konkurrenzbereinigten Ergebnisse disku
tiert, da sie berücksichtigen, dass einzelne 
Umlandkreise zum potenziellen Einzugs
bereich mehrerer Großstädte gehören.

Für die 70 betrachteten Großstädte  
ist zunächst festzuhalten, dass das demo-
grafische Potenzial innerhalb der Kernstadt 
rechnerisch lediglich in Salzgitter und im 
Regionalverband Saarbrücken ausreichen 
würde, um die Zahl der jungen Mieterhaus-
halte auszugleichen. 
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	 ≤ –50

	 > –50 bis ≤ –25

	 > –25 bis ≤ 0

	 > 0 bis ≤ 50

	 > 50 bis ≤ 100

	 > 100

Legende: 
Relation des demografischen Potenzials in Kernstadt und  
angrenzendem Umland zu den Mieterhaushalten zwischen 30 und  
44 Jahren in der Kernstadt

*Falls noch nicht in obersten oder untersten Rängen vertreten. Das Umland wird in der Analyse weiter gefasst als die unmittelbar angrenzen-
den Kreise. Berücksichtigt werden teilweise auch Kreise im erweiterten räumlichen Einzugsbereich der Großstädte. Die Abgrenzung bildet 
damit einen potenziellen Stadt-Umland-Suchraum ab und ist nicht direkt auf administrative Nachbarschaften beschränkt. 
 
Hinweise: Relation von 0 bedeutet, dass das demografische Potenzial in Kernstadt und Umland rechnerisch der Zahl der jungen Mieterhaus-
halte in der Kernstadt entspricht. Negative Werte zeigen eine Unterdeckung, positive Werte einen rechnerischen Überschuss. In der Brutto-
variante wird den Kernstädten das vollständige Restpotenzial der angrenzenden Umlandkreise zugerechnet; in der konkurrenzbereinigten 
Variante wird dieses bei Mehrfachzuordnungen gleichmäßig auf die betreffenden Großstädte verteilt. Die absoluten Werte in der Tabelle 
bezeichnen die Differenz der Zahl an Haushalten, die verbleibt, gerundet auf 1.000.   
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, und Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 5-2:  
Match potenzielle demografische Nachfrage und 
	❚ Wohneigentumspotenzial – Stadt-Umland

A) Brutto-Matching im Stadt-Umland-Raum; Relation des demografischen Potenzials in 
Kernstadt und angrenzendem Umland zu den Mieterhaushalten zwischen 30 und 44 Jahren 
in der Kernstadt; Karte und Ranking: Relation; Abs. Diff.: absolute (verbleibende) Differenz

 Rang Kreisfreie Stadt Relation Abs. Diff.

Oberste Ränge
1 Salzgitter 409 %           24.000
2 Koblenz 280 % 28.000
3 Ludwigshafen am Rhein 243 % 33.000
4 Heilbronn (Stadt) 226 % 22.000
5 Wolfsburg 197 % 17.000

Top-7-Städte*
44 Stuttgart 14 % 8.000
58 Köln –26 % –29.000
61 Düsseldorf –40 % –28.000
64 Hamburg –48 % –95.000
65 Frankfurt am Main –48 % –44.000

Unterste Ränge
66 Leipzig (Stadt) –52 % –40.000
67 Dresden –56 % –35.000
68 Gelsenkirchen –60 % –13.000
69 München (Stadt) –65 % –117.000
70 Berlin –71 % –308.000
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	 ≤ –50

	 > –50 bis ≤ –25

	 > –25 bis ≤ 0

	 > 0 bis ≤ 50

	 > 50 bis ≤ 100

	 > 100

Legende: 
Relation des demografischen Potenzials in der Kernstadt zuzüglich des 
gleichmäßig auf konkurrierende Großstädte verteilten Restpotenzials  
im angrenzenden Umland zu den Mieterhaushalten zwischen 30 und  
44 Jahren in der Kernstadt

*Falls noch nicht in obersten oder untersten Rängen vertreten. Das Umland wird in der Analyse weiter gefasst als die unmittelbar angrenzen-
den Kreise. Berücksichtigt werden teilweise auch Kreise im erweiterten räumlichen Einzugsbereich der Großstädte. Die Abgrenzung bildet 
damit einen potenziellen Stadt-Umland-Suchraum ab und ist nicht direkt auf administrative Nachbarschaften beschränkt. 
 
Hinweise: Relation von 0 bedeutet, dass das demografische Potenzial in Kernstadt und Umland rechnerisch der Zahl der jungen Mieterhaus-
halte in der Kernstadt entspricht. Negative Werte zeigen eine Unterdeckung, positive Werte einen rechnerischen Überschuss. In der Brutto-
variante wird den Kernstädten das vollständige Restpotenzial der angrenzenden Umlandkreise zugerechnet; in der konkurrenzbereinigten 
Variante wird dieses bei Mehrfachzuordnungen gleichmäßig auf die betreffenden Großstädte verteilt. Die absoluten Werte in der Tabelle 
bezeichnen die Differenz der Zahl an Haushalten, die verbleibt, gerundet auf 1.000.   
Quelle: Destatis, Sonderauswertung des Zensus 2022, und Destatis (2022b), eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 5-2:  
Match potenzielle demografische Nachfrage und 
	❚ Wohneigentumspotenzial – Stadt-Umland

B) Konkurrenzbereinigtes Matching im Stadt-Umland-Raum; Relation des demografischen 
Potenzials in der Kernstadt zuzüglich des gleichmäßig auf konkurrierende Großstädte  
verteilten Restpotenzials im angrenzenden Umland zu den Mieterhaushalten zwischen  
30 und 44 Jahren in der Kernstadt; Karte und Ranking: Relation; Abs. Diff.: absolute (ver
bleibende) Differenz

 Rang Kreisfreie Stadt Relation Abs. Diff.

Oberste Ränge
1 Koblenz 246 % 25.000
2 Salzgitter 244 % 14.000
3 Saarbrücken  

(Regionalverband)
165 % 34.000

4 Heilbronn (Stadt) 163 % 16.000
5 Trier 125 % 12.000

Top-7-Städte*
35 Stuttgart 4 % 2.000
62 Köln –51 % –57.000
63 Hamburg –53 % –104.000

Unterste Ränge
66 Leipzig (Stadt) –60 % –46.000
67 Düsseldorf –62 % –44.000
68 Frankfurt am Main –64 % –57.000
69 München (Stadt) –65 % –117.000
70 Berlin –72 % –314.000
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Unter den Städten ist Salzgitter die einzige Stadt, in der das latente 
Wohneigentumsangebot bereits innerhalb der Kernstadt ausreicht – 
wird das Umland einbezogen, liegt das Potenzial mit  
                                                weit über der potenziellen Nachfrage.

244 
%
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Durch die Einbeziehung des direkten  
Umlands erhöht sich die Zahl der Städte 
mit einem nicht negativen Matching um 
weitere 34 auf insgesamt 36. Umgekehrt 
reicht das latente Wohneigentumspotenzial 
in der Kernstadt und im konkurrenzbereinigt 
zugerechneten Umland in 34 der 70 Städte 
weiterhin nicht aus. Das direkte Umland  
erweitert die demografischen Spielräume 
damit erheblich, führt aber keineswegs  
flächendeckend zu einem rechnerischen 
Ausgleich.

Die höchsten Potenziale zeigen sich in  
Koblenz und Salzgitter. Dort liegt das demo­
grafische Potenzial in Kernstadt und Umland 
um 246 beziehungsweise 244 Prozent über  
der potenziellen Nachfrage der Kernstadt. Es 
folgen der Regionalverband Saarbrücken 
mit 165 Prozent, Heilbronn mit 163 Prozent 
und Trier mit 125 Prozent. In absoluten Grö-
ßen entsprechen diese Relationen rechneri-
schen Überschüssen zwischen rund 12.000 
Haushalten in Trier und 34.000 Haushalten 
im Regionalverband Saarbrücken. Hohe  
positive Werte finden sich damit vor allem 
in kleineren und mittleren Großstädten.  
Am unteren Ende des Rankings stehen dage­
gen überwiegend große und nachfragestarke  
Metropolen. In Berlin bleibt das Potenzial  
um 72 Prozent beziehungsweise rund 314.000 
Haushalte hinter der potenziellen Nachfrage 
zurück. Auch in München beträgt die Unter-
deckung 65 Prozent oder rund 117.000 
Haushalte. Es folgen Frankfurt am Main mit 
−64 Prozent, Düsseldorf mit −62 Prozent so-
wie Leipzig und Gelsenkirchen mit jeweils 
rund −60 Prozent. Unter den Top-7-Städten 
erreicht lediglich Stuttgart mit einer Rela-
tion von 4 Prozent knapp einen rechneri-
schen Ausgleich. Köln, Hamburg, Düssel-
dorf, Frankfurt am Main, München und  
Berlin weisen dagegen durchweg deutliche 
Unterdeckungen auf.

Räumlich differenzierte Matching
Potenziale und ihre Aktivierung

Die Ergebnisse verdeutlichen damit  
ein räumlich differenziertes Bild. Besonders 
günstig ist das Matching tendenziell in eher 
monozentrischen Stadtregionen, in denen der 
Kernstadt ein relativ großes und weniger stark 
umkämpftes Umlandpotenzial gegenübersteht. 
In großen Metropolräumen sowie in polyzent­
rischen Regionen fällt das konkurrenzberei­
nigte Potenzial dagegen häufig geringer aus. 
Dort trifft eine hohe Zahl potenziell nach-
fragender junger Mieterhaushalte auf ein 
Umland, dessen Restpotenzial zugleich 
mehreren Großstädten zugerechnet werden 
muss. Gerade für diese Regionen relativiert 
die Konkurrenzbereinigung die Vorstellung, 
dass das demografische Angebotspotenzial 
im Umland die angespannte Nachfragesitu-
ation der Kernstädte umfassend auflösen 
könnte.

314.000
Haushalte fehlen in Berlin, um die potenzielle Nachfrage  
zu decken – damit steht Berlin wie viele andere Metropolen 
am unteren Ende des Rankings.

+ 
Monozentrische  

Stadtregionen bieten der 
Kernstadt ein größeres  

Umlandpotenzial – wesent-
lich geringer ist es in  

polyzentrischen Regionen.

− 
Wohnungspolitische Handlungsspiel-

räume liegen daher weniger in der bloßen 
Erwartung eines demografisch bedingten 
Angebotszuwachses als in der gezielten  
Aktivierung bestehender Potenziale. Dazu 
zählen insbesondere Maßnahmen zur För-
derung von Umzügen und Wohnflächenmo-
bilität, der Abbau von Transaktionshemm
nissen sowie eine bessere Verknüpfung  
von Kernstadt und Umland. Der folgende 
Abschnitt untersucht, mit welchen Instru-
menten diese strukturellen Potenziale  
wirksamer erschlossen werden könnten.

Aus den Ergebnissen folgt je­
doch nicht, dass sich diese demo­
grafischen Potenziale ohne Weiteres 
am Markt realisieren. Entscheidend 
ist vielmehr, ob ältere Eigentümer­
haushalte tatsächlich zu einem Um­
zug bereit sind, geeignete kleinere 
und barrierearme Wohnungen ver­
fügbar sind und junge Haushalte die 
frei werdenden Immobilien finanziell 
und räumlich erreichen können. 
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Nationale Praxisbeispiele zur 
Aktivierung latenter Wohnraum
potenziale

6.1	 	

Die Mobilisierung bislang unterge-
nutzten Wohnraums wird in Deutschland 
bislang vor allem durch kommunale, landes-
eigene oder projektbezogene Ansätze ver-
folgt. Die Instrumente unterscheiden sich 
dabei deutlich. Einige Projekte schaffen 
gezielt kleinere und barrierearme Wohnun-
gen für ältere Eigentümerhaushalte, damit 
größere Häuser für Familien frei werden. 
Andere setzen auf Beratung, finanzielle 
Umzugsanreize oder die Vermittlung einer 

Im folgenden Abschnitt werden wohnungspolitische Handlungsräume mit Blick  
auf die Aktivierung latenten Wohnraumangebots diskutiert. Dabei werden sowohl  
nationale Beispiele als auch internationale Praktiken berücksichtigt und hinsichtlich  
ihrer Potenziale eingeordnet.

geeigneten Ersatzwohnung. Ein weiterer 
Teil der Programme richtet sich bislang 
ausschließlich an Mieterhaushalte. Diese 
Ansätze lassen sich zwar nicht unmittelbar 
auf das Wohneigentumssegment über-
tragen, liefern aber wichtige Hinweise da-
rauf, welche Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen, damit Haushalte ihre Wohnfläche 
freiwillig reduzieren. Im Folgenden werden 
ausgewählte Praxisbeispiele diskutiert und 
schließlich Ableitungen eingeordnet.

6.1.1.	 Passende Wohnalternativen  
für ältere Eigentümerhaushalte

Wie bereits im Literaturüberblick ge-
zeigt, ist ein entscheidender Hemmschuh, der 
die Umzugsmobilität im Alter hemmt, der Man­
gel an passenden Wohnalternativen. Diesen 
Umstand adressiert beispielsweise das Pro-
jekt „Pfrondorfer Neschtle“ in Tübingen. 
Das Anfang 2025 bezogene Modellprojekt 
umfasst acht barrierefreie Apartments für 

ältere Menschen sowie gemeinschaftlich 
nutzbare Flächen. Es wurde gezielt in einem 
durch Eigenheime geprägten Stadtteil er-
richtet. Älteren Eigentümern soll dadurch 
ermöglicht werden, im vertrauten Umfeld 
zu bleiben und zugleich aus einem zu groß 
gewordenen Haus in eine kleinere, alters
gerechte Wohnung umzuziehen. Das bishe-

Keine  
passende 
Alternative
Der Mangel an passendem 
Wohnraum hemmt die 
Umzugsmobilität älterer 
Menschen.

?? ?
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rige Eigenheim muss nicht verkauft werden; 
auf Wunsch kann eine Tochtergesellschaft 
der Projektträgerin dessen Verwaltung 
übernehmen. Damit adressiert das Projekt 
nicht nur das fehlende Angebot geeigneter 
Ersatzwohnungen, sondern auch die Sorge 
vor dem endgültigen Verlust des bisherigen 
Hauses sowie den organisatorischen Auf-
wand einer anschließenden Vermietung 
(nestbau AG, 2026).

Eine ähnliche Grundidee verfolgt das 
Bonner Pilotprojekt „Wohnungstausch in 
Bonn“. Die kommunale Wohnungsbauge-
sellschaft VEBOWAG stellte in der Stein-
straße in Plittersdorf 30 barrierefreie Zwei- 
und Drei-Zimmer-Wohnungen bereit. Sie 
richten sich an Haushalte, die in einer für  
ihren Bedarf zu großen Wohnung oder 
einem zu großen Haus leben und sich 
verkleinern möchten. Der dadurch frei 
werdende größere Wohnraum soll an-
schließend Familien zugutekommen. Das 
2023 fertiggestellte Projekt verbindet die 
Aktivierung vorhandenen Wohnraums da-
mit unmittelbar mit dem Neubau einer ziel-
gruppengerechten Alternative. Gerade für 
ältere Haushalte ist dabei relevant, dass die 
neuen Wohnungen barrierefrei erreichbar 
und unter anderem mit bodengleichen Du-
schen sowie Balkonen oder Terrassen aus-
gestattet sind (VEBOWAG, 2021; 2022).

Entscheidend: die richtige Umgebung

Die Projekte in Tübingen und Bonn  
betonen, dass ein Umzug erst dann zu einer 
realistischen Option werde, wenn kleinere 
Wohnungen hinsichtlich Lage, Barriere
armut, Ausstattung und Wohnqualität eine  
attraktive Alternative zum bisherigen Eigen-
heim darstellen. Von besonderer Bedeutung 
ist die räumliche Nähe: 

Bleiben soziale Kontakte,  
Alltagswege und die vertraute  
Umgebung erhalten, sinken wesent­
liche nichtfinanzielle Kosten des 
Wohnungswechsels.
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teilen

6.1.2.	 Beratung zu  
Umzug, Umbau und Teilung

Einen breiteren Ansatz verfolgt die 
Wohnraumagentur der Stadt Göttingen.  
Ihr Beratungsangebot richtet sich unter an-
derem an Eigentümer, die ihren Wohnraum 
effizienter nutzen möchten. Im Rahmen des 
Angebots „FreiRaum“ werden Möglichkeiten 
wie der Umzug in eine kleinere Wohnung, 
die Aufteilung eines Eigenheims, der alters-
gerechte Umbau, die Untervermietung ein-
zelner Räume und gemeinschaftliche Wohn
formen erörtert. Die Beratungen werden 
gemeinsam mit Fachleuten aus dem Archi-
tektur- und Sozialbereich angeboten und 
sind für die Haushalte kostenlos (Stadt  
Göttingen, 2026). Der Göttinger Ansatz ist 
für die Aktivierung latenter Wohneigentums-

potenziale besonders relevant, weil er nicht 
ausschließlich auf einen vollständigen Auszug 
und Verkauf ausgerichtet ist. Gerade bei einer 
starken emotionalen Bindung an das Eigen­
heim können eine bauliche Teilung, die Ein­
richtung einer Einliegerwohnung oder eine  
Untervermietung eher akzeptiert werden als 
ein vollständiger Wohnungswechsel. Dadurch 
kann zusätzlicher Wohnraum entstehen, 
ohne dass ältere Eigentümer ihr vertrautes 
Wohnumfeld verlassen müssen. Beratung 
übernimmt hierbei eine koordinierende 
Funktion, da neben persönlichen Entschei-
dungen häufig baurechtliche, architektoni-
sche, finanzielle und vermietungsbezogene 
Fragen zu klären sind.

Emotionale 
Bindung  
bewahren
durch Einliegerwohnung, 
Untervermietung oder Tei-
lung des Wohneigentums 
statt Wohnraumwechsel.
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6.1.3.	 Übertragbare Ansätze aus dem 
Mietwohnungsbestand

Wohnungswechsel mit Mietstabilität

Im Mietwohnungssegment bestehen 
bereits weitergehende Erfahrungen mit 
organisierten Wohnungswechseln. Das 
Programm „ZukunftZuhause 55+“ der 
Wohnbau Mainz richtet sich an Mieter ab 
55 Jahren, die innerhalb des Bestands des 
kommunalen Unternehmens in eine klei-
nere Wohnung wechseln. Voraussetzung 
ist, dass die neue Wohnung mindestens 

ein Zimmer kleiner ist. Die Wohnbau unter-
stützt die Suche nach einer altersgerechten 
oder barrierearmen Alternative und sichert 
den Mietern eine langfristige Mietstabilität. 
Auf diese Weise sollen größere Wohnungen 
für Familien und Mehrpersonenhaushalte 
verfügbar werden, ohne dass der umziehen- 
de Haushalt durch den Wechsel in einen 
Neuvertrag finanziell schlechter gestellt 
wird (Wohnbau Mainz, 2026).
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Tauschprämie für weniger Wohnfläche

Eine andere Ausgestaltung findet sich 
in Mannheim. Dort können Mieter einer frei  
finanzierten, deutlich unterbelegten Wohnung 
eine Wohnraumtauschprämie erhalten, wenn 
sie innerhalb der Stadt in eine Wohnung zie­
hen, die mindestens ein Zimmer und mindes­
tens 15 Quadratmeter kleiner ist. Die Förde-
rung beträgt zurzeit pauschal 1.500 Euro 
zuzüglich 500 Euro für jedes aufgegebene 
Zimmer, wobei dieser zusätzliche Betrag 
auf 1.500 Euro begrenzt ist. Das Programm 
setzt somit einen unmittelbar an die tat-
sächliche Wohnflächenreduktion geknüpf-
ten finanziellen Anreiz. Die Beschaffung  
einer geeigneten Ersatzwohnung bleibt  
jedoch grundsätzlich Aufgabe der privaten 
Haushalte (Stadt Mannheim, 2026).

Das Mannheimer Programm kann 
direkt auf Fördermittel des Landes zugrei-
fen, wenn der erfolgreiche Umzug gelingt: 
Denn der Wohnflächenbonus Baden-Würt-
temberg setzt auf der kommunalen Ebene 
an. Städte und Gemeinden erhalten für 
einen von ihnen unterstützten Wohnungs-
wechsel, bei dem ein Mieterhaushalt seine 
Wohnfläche um mindestens 15 Quadrat-
meter reduziert, eine Grundprämie von 
3.000 Euro. Für jeden darüber hinaus auf-
gegebenen Quadratmeter kommen 100 
Euro hinzu; insgesamt sind bis zu 7.500 
Euro je Wohnungswechsel möglich. Die 
Mittel können von den Kommunen flexibel 
verwendet werden, beispielsweise für Bera-
tungsangebote, Umzugshilfen oder eigene 
Prämienprogramme. Damit belohnt das 
Land nicht lediglich das Vorhandensein  
eines kommunalen Konzepts, sondern 
einen tatsächlich realisierten Wohnungs-
wechsel. Das Instrument ist bislang aller-
dings auf Mietverhältnisse und Umzüge 
innerhalb derselben Gemeinde begrenzt 
(Ministerium für Landesentwicklung und 
Wohnen Baden-Württemberg, 2026).

Umfassende Förderung nur selten genutzt

Bereits seit 1980 besteht das Frankfur-
ter Programm zum Wohnungstausch (Stadt 
Frankfurt am Main, 2018). Es richtet sich an 

Mieter größerer, unterbelegter geförderter 
Wohnungen. Neben einer Umzugsprämie 
können Umzugs- und Renovierungskosten 
übernommen werden; die Gesamtförderung 
ist auf 7.500 Euro begrenzt. Auf Wunsch 
vermittelt das Amt für Wohnungswesen 
eine kleinere geförderte Wohnung. Das Pro-
gramm verbindet damit einen finanziellen 
Anreiz mit praktischer Unterstützung und 
dem Zugang zu einer Ersatzwohnung. Die 
dokumentierten Fallzahlen zeigen jedoch 
nur eine geringe Reichweite: Die Zahl der 
geförderten Wohnungswechsel bewegt 
sich lediglich im niedrigen einstelligen bis 
niedrigen zweistelligen Bereich. In den zu­
letzt einzeln ausgewiesenen Jahren waren es 
beispielsweise 14 Bewilligungen im Jahr 2018 
und acht realisierte Wechsel im Jahr 2024  
(ntv, 2025). 

−15 m2 

Dies spricht dafür, dass selbst 
die Kombination aus finanzieller För­
derung, Kostenerstattung und Ver­
mittlung bislang nur eine begrenzte 
Zahl von Haushalten zu einem Woh­
nungswechsel bewegt.

und mindestens ein  
Zimmer weniger: Dann 
greift die Wohnraum-

tauschprämie für Mieter 
frei finanzierter, deutlich 

unterbelegter Wohnungen, 
die innerhalb Mannheims 

umziehen.
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kleinere Wohnung führt nicht automatisch 
zu einer höheren Miete aufgrund eines 
neuen Vertrags zu aktuellen Konditionen. 
Das Portal richtet sich allerdings nicht 
speziell an ältere Haushalte, sondern steht 
sowohl Haushalten offen, die sich verklei-
nern, als auch solchen, die sich vergrößern 
möchten. Im Jahr 2024 wurden bei den 
landeseigenen Wohnungsunternehmen 
insgesamt 327 neue Mietverträge durch 
Wohnungstausch abgeschlossen; 309 da-
von wurden über das gemeinsame Portal 
initiiert. Die gestiegene Zahl realisierter 
Tausche zeigt, dass ein unternehmensüber-
greifender Ansatz bei einem ausreichend 
großen Wohnungsbestand grundsätzlich 
relevante Vermittlungsmöglichkeiten er-
öffnet. 

Nur 8

Unverändert

Gemessen an der Größe des 
landeseigenen Bestands bleibt die 
Reichweite jedoch begrenzt. Ein  
wesentlicher Grund liegt in der  
Notwendigkeit eines direkten 
Tauschpartners: Wohnungsgröße, 
Lage, Ausstattung und Zeitpunkt 
des Umzugs müssen für beide Haus­
halte zusammenpassen. 

Wohnungstausch mit Mietpreisstabilität

Ein bundesweit häufig angeführtes 
Beispiel ist das Wohnungstauschportal  
der Berliner landeseigenen Wohnungs-
unternehmen (inberlinwohnen.de, 2026). 
Das seit September 2018 bestehende 
Portal ermöglicht es Bestandsmietern, ihre 
Wohnung auch über die Grenzen der einzel-
nen Gesellschaften hinweg zum Tausch 
anzubieten. Voraussetzung ist, dass sich zwei 
Haushalte mit komplementären Wohnbedürf­
nissen finden und beide Wohnungsunterneh­
men dem Tausch zustimmen. Ein zentraler 
Vorteil besteht darin, dass die Nettokaltmieten 
der beiden Wohnungen durch den Tausch un­
verändert bleiben. Damit wird insbesondere 
für kleinere Haushalte ein wichtiger Lock- 
in-Effekt vermieden: Der Umzug in eine  

Im Vergleich zum Frankfurter Modell 
setzt Berlin somit stärker auf die direkte 
Zusammenführung zweier Haushalte und 
die Portabilität bestehender Mietkondi-
tionen. Frankfurt ergänzt die Vermittlung 
einer kleineren Wohnung dagegen durch 
eine Umzugsprämie sowie die Erstattung 
von Umzugs- und Renovierungskosten. Das 
Berliner Beispiel verdeutlicht vor allem den 
Nutzen eines großen, unternehmensüber-
greifenden Bestands und stabiler Miet-
konditionen. Zugleich zeigt es die Grenzen 
eines reinen Tauschmodells: Fehlt ein  
passendes Gegenangebot, kommt trotz 
grundsätzlicher Veränderungsbereitschaft 
kein Wohnungswechsel zustande (Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung, Bauen 
und Wohnen Berlin, 2026).

realisierte Wohnungs-
tausche im Jahr 2024 in 
Frankfurt – trotz finanzieller 
Anreize, praktischer Unter-
stützung und der Vermitt-
lung einer Ersatzwohnung.

bleibt die Nettokaltmiete für 
beide Haushalte – Voraus-
setzung ist ein Wohnungs-
tausch bei komplementären 
Wohnbedürfnissen.
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6.1.4.	 Einordnung der  
nationalen Erfahrungen

Tabelle 1 (Seite 87) fasst die diskutier- In Frankfurt bleibt die Zahl der geförderten 
Wechsel trotz Prämie, Kostenerstattung 
und Vermittlung gering. Das Berliner Portal 
erreicht zwar mehr Haushalte und verhin-
dert durch die Beibehaltung der Nettokalt-
miete eine finanzielle Verschlechterung, 
setzt jedoch einen passenden direkten 
Tauschpartner voraus. Finanzielle Anreize 
und Tauschplattformen können einen Woh-
nungswechsel somit erleichtern, fehlende 
geeignete Angebote aber nicht ersetzen.

Für ältere Eigentümer sollte Wohn-
raummobilisierung zudem nicht auf Verkauf 
und vollständigen Auszug verengt werden. 
Auch Vermietung, Gebäudeteilung, Ein
liegerwohnungen oder Untervermietung 
können Wohnraum aktivieren. Beratungs-
ansätze wie in Göttingen tragen dem Rech-
nung, indem sie unterschiedliche Lösungen 
auf die individuelle und bauliche Situation 
abstimmen. Wie die vorliegende Studie jedoch 
unterstreicht: Die höchsten potenziellen demo­
grafischen Matching-Potenziale liegen zwi­
schen Kernstadt und Umland. Mögliche neue 
Instrumente sollten deshalb versuchen, diese 
überregionalen Potenziale auszuschöpfen.

Ein wirksamer Werkzeug-
kasten braucht unterschied-
liche Instrumente, weil 
verschiedene Hemmnisse 
jeweils eigene Lösungen 
erfordern.

Besonders erfolgversprechend 
erscheinen daher Ansätze, die eine 
passende Wohnung im vertrauten 
Umfeld mit Beratung, Umzugsunter­
stützung und finanzieller Planungs­
sicherheit verbinden. 

Die Erfahrungen aus Frankfurt und  
Berlin verdeutlichen zugleich die begrenzte 
Reichweite einzelner Instrumente.  

ten nationalen Praxisbeispiele zusammen. 
Es zeigt sich, dass unterschiedliche Hemm­
nisse jeweils unterschiedliche Instrumente  
erfordern. Fehlende kleinere und barriere-
arme Wohnungen lassen sich nicht durch 
Umzugsprämien ausgleichen, während  
attraktive Ersatzwohnungen allein finan
zielle, organisatorische oder mietrechtliche 
Lock-in-Effekte nicht beseitigen. 

Matching-Potenzial
entsteht vor allem im Zusammenspiel von  
Kernstadt und Umland.

Das höchste potenzielle demografische
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Zielgruppe und Segment Zentrales Instrument Aktivierungsmechanismus
Bezug zum latenten  
Wohneigentumspotenzial

Pfrondorfer Neschtle, Tübingen
Ältere Haushalte aus  
einem durch Eigenheime 
geprägten Stadtteil

Acht barrierefreie Apartments, 
Gemeinschaftsflächen und optionales 
Management des bisherigen Hauses

Eine kleinere, altersgerechte Wohnung im ver
trauten Umfeld erleichtert den Auszug aus einem zu 
groß gewordenen Eigenheim. Das bisherige Haus 
kann verkauft oder vermietet werden.

Direkter Bezug

Wohnungstausch Steinstraße, Bonn
Haushalte, die in einer zu 
großen Wohnung oder 
einem zu großen Haus leben

30 barrierefreie Zwei- und  
Drei-Zimmer-Wohnungen

Der gezielte Neubau kleinerer Wohnungen 
ermöglicht die Freisetzung größerer Wohnungen 
und Einfamilienhäuser für Familien.

Direkter Bezug

Wohnraumagentur Göttingen
Eigentümer und Mieter mit 
Interesse an einer veränder-
ten Wohnraumnutzung

Kostenlose Beratung zu Umzug, Um-
bau, Gebäudeteilung, Untervermietung 
und gemeinschaftlichem Wohnen

Wohnraum kann durch einen vollständigen Umzug, 
aber auch durch die Teilung oder teilweise Vermie-
tung des bisherigen Eigenheims aktiviert werden.

Direkter oder 
mittelbarer Bezug

ZukunftZuhause 55+, Mainz
Mieter ab 55 Jahren Vermittlung einer mindestens  

ein Zimmer kleineren Wohnung, 
Übertragung des bisherigen 
Quadratmetermietpreises, Umzugs- 
und Renovierungsunterstützung

Größere Wohnungen werden durch einen  
freiwilligen Wechsel innerhalb des Unternehmens-
bestands für größere Haushalte freigesetzt.

Übertragbarer Ansatz 
aus dem Mietsegment

Wohnraumtauschprämie Mannheim
Mieter unterbelegter frei 
finanzierter Wohnungen

Grundprämie von 1.500 Euro sowie 
500 Euro je aufgegebenem Zimmer, 
insgesamt maximal 3.000 Euro

Die Förderung ist an einen Umzug in eine 
mindestens ein Zimmer und 15 Quadratmeter 
kleinere Wohnung gebunden.

Übertragbarer Ansatz 
aus dem Mietsegment

Wohnflächenbonus Baden-Württemberg
Städte und Gemeinden,  
die Wohnungswechsel  
von Mieterhaushalten 
unterstützen

Erfolgsabhängige Landesförderung 
von 3.000 bis 7.500 Euro je realisierter 
Wohnflächenreduktion

Kommunen erhalten Mittel für Beratung, 
Vermittlung, Umzugshilfen oder eigene 
Prämienprogramme. Gefördert wird ein tatsächlich 
realisierter Wechsel in eine kleinere Wohnung.

Übertragbares Förder- 
und Steuerungsmodell

Frankfurter Programm zum Wohnungstausch
Mieter großer, unterbelegter 
geförderter Wohnungen

Umzugsprämie, Übernahme von 
Umzugs- und Renovierungskosten 
sowie Vermittlung einer kleineren 
geförderten Wohnung

Finanzielle und organisatorische Umzugshürden 
werden reduziert; die Gesamtförderung beträgt 
höchstens 7.500 Euro.

Übertragbarer Ansatz 
aus dem Mietsegment

Wohnungstauschportal der landeseigenen Wohnungsunternehmen, Berlin
Bestandsmieter der Berliner 
landeseigenen Wohnungs-
unternehmen

Unternehmensübergreifendes digitales 
Tauschportal und Beibehaltung der 
bisherigen Nettokaltmieten

Haushalte mit komplementären Wohnbedürfnissen 
werden direkt zusammengeführt. Die Portabilität der 
Miete verhindert eine finanzielle Verschlechterung 
durch den Tausch.

Übertragbarer Ansatz 
aus dem Mietsegment

Tabelle 1: Zusammenfassung der ausgewählten nationalen Praxisbeispiele 
	❚ zur Mobilisierung latenten Wohnraumangebots im Bestand

Praxisbeispiele

Quellen: nestbau AG (2026); VEBOWAG (2021; 2022); Stadt Göttingen (2026); Wohnbau Mainz (2026); Stadt Mannheim (2026); Ministerium 
für Landesentwicklung und Wohnen Baden-Württemberg (2026); Stadt Frankfurt am Main (2018); inberlinwohnen.de (2026); Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen Berlin (2026). 
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Internationale Praxisbeispiele und 
Reformansätze

6.2	 	

Auch international wird versucht, 
untergenutzten Wohnraum besser zu mobi-
lisieren und älteren Haushalten eine Anpas-
sung ihrer Wohnsituation zu erleichtern. Die 
Instrumente unterscheiden sich allerdings 
erheblich hinsichtlich ihrer Zielgenauigkeit. 
Einige Programme setzen eine tatsäch-
liche Verkleinerung voraus und knüpfen 
daran einen finanziellen Vorteil. Andere er-
möglichen die Vermietung des bisherigen 

Eigenheims oder erleichtern den Zugang 
zu einer kleineren Ersatzwohnung. Eine 
dritte Gruppe reduziert steuerliche und 
finanzielle Nachteile eines Umzugs, ohne 
die Förderung unmittelbar an eine Wohn-
flächenreduktion zu binden. Im Folgenden 
werden daher direkte Aktivierungsinstru-
mente, organisierte Wechselprogramme im 
Mietwohnungsbestand sowie allgemeine 
Mobilitätsanreize unterschieden.

6.2.1.	 Direkte Aktivierung selbst 
genutzten Wohneigentums

Zielgenau für Eigentümer ab 55+

Ein besonders zielgenaues Instrument 
ist der „Silver Housing Bonus“ in Singapur. 
Das Programm richtet sich an Haushalte, 
bei denen mindestens ein Eigentümer sin-
gapurischer Staatsbürger und mindestens 
55 Jahre alt ist. Voraussetzung ist, dass die 
bisherige Immobilie verkauft und anschlie-
ßend eine Wohnung mit höchstens drei 
Zimmern erworben wird. Ein Teil der frei 
werdenden Mittel muss dem individuellen 
Altersvorsorgekonto im Central Provident 
Fund zugeführt werden. Seit Dezember 
2025 beträgt der Bonus, der dabei ausge-
zahlt wird, bis zu 40.000 Singapur-Dollar  

je Haushalt; der Höchstbetrag wird bei 
einem Wechsel in eine Wohnung mit höchs-
tens zwei Zimmern erreicht. Das Programm 
verbindet damit drei Ziele unmittelbar mit­
einander: die tatsächliche Verkleinerung der 
Wohnfläche, die Freisetzung einer größeren Im­
mobilie und die Stärkung der Alterssicherung 
(Housing & Development Board Singapore, 
2025; 2026). Die institutionellen Rahmen-
bedingungen Singapurs unterscheiden sich 
deutlich vom deutschen Wohnungsmarkt. 
Ein großer Teil des Wohneigentums befin-
det sich dort in staatlich entwickelten  
Wohnungsbeständen, während auch die 
Altersvorsorge wesentlich stärker über 
zweckgebundene Konten organisiert ist. 

3 Ziele
werden in Singapur unmit-
telbar miteinander verbun-
den: kleinere Wohnfläche, 
freigesetzte Immobilie und 
gestärkte Alterssicherung.
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Verkauf

Der Grundmechanismus ist dennoch über-
tragbar: Eine finanzielle Unterstützung wird 
nicht allein an einen Immobilienverkauf, son-
dern an eine nachweisbare Verkleinerung 
und eine klar definierte Verwendung eines 
Teils der frei werdenden Mittel geknüpft. 

festgelegte Miete an den Eigentümer ge-
zahlt. Die Zahlungsverpflichtungen von JTI 
werden zusätzlich über einen staatlich ge-
stützten Fonds abgesichert. Die Weiterver-
mietung erfolgt in der Regel über befristete 
dreijährige Mietverträge. Dadurch können 
die Eigentümer das Haus später wieder 
selbst nutzen oder veräußern, ohne dauer-
haft die Verfügung darüber zu verlieren. 

Aktivierung 
ohne Verkauf
Latente Wohnraumpoten-
ziale lassen sich aktivieren, 
ohne dass der Eigentümer 
seinen größeren Wohnraum 
verkaufen muss.

Für Deutschland wäre beispiels­
weise ein Bonus denkbar, der für die 
Herstellung von Barrierefreiheit in der 
neuen Wohnung, den Aufbau einer 
Pflegerücklage oder eine zusätzliche 
Altersvorsorge eingesetzt wird.

Das Programm adressiert damit 
zentrale Vorbehalte älterer Eigen­
tümer gegenüber einer Vermietung: 
das Leerstandsrisiko, mögliche  
Konflikte mit Mietern, den Verwal­
tungsaufwand und die Sorge, das 
Haus endgültig – und potenziell  
zu früh – aufgeben zu müssen. 

Wohnraum aktivieren ohne Verkauf

Einen anderen Ansatz verfolgt das  
japanische „My Home Leasing System“ des 
Japan Trans-Housing Institute (JTI) (Japan 
Trans-Housing Institute, 2026a; 2026b). 
Das Programm richtet sich grundsätzlich an 
Eigentümer ab 50 Jahren, die ihr bisheriges 
Haus nicht mehr selbst bewohnen, es aber 
auch nicht verkaufen möchten. JTI mietet 
die Immobilie an und vermietet sie im eige-
nen Namen weiter. Die Organisation über-
nimmt damit die Auswahl und Betreuung 
der Mieter sowie die Abwicklung möglicher 
Konflikte. Nachdem erstmals ein Mieter 
gefunden wurde, wird grundsätzlich auch 
während späterer Leerstandszeiten eine 

Das japanische Beispiel erweitert den 
Blick auf die Aktivierung latenter Wohnraum­
potenziale. Ein größerer Wohnraum kann auch 
dann anderen Haushalten zugänglich gemacht 
werden, wenn der bisherige Eigentümer nicht 
zu einem Verkauf bereit ist. Für eine Übertra-
gung auf Deutschland käme daher ein insti-
tutionell abgesichertes Vermietungsmodell 
infrage, bei dem Wohnungsunternehmen, 
Genossenschaften oder spezialisierte Träger 
das bisherige Eigenheim anmieten, verwal-
ten und an Familien weitervermieten.
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6.2.2.	 Organisierte Verkleinerung  
im Mietwohnungsbestand

Kleiner wohnen mit Vorrang und Zuschuss

Das Amsterdamer Programm „Van 
Groot naar Beter“ richtet sich an kleine 
Haushalte, die eine große Sozialwohnung 
bewohnen und innerhalb Amsterdams in 
eine kleinere Sozialwohnung wechseln 
möchten. Haushalte mit höchstens drei 
Mitgliedern können für die Wohnungssuche 
einen Vorrang erhalten, wenn ihre bisherige 
Wohnung mindestens vier Zimmer auf-
weist. Die neue Wohnung darf grundsätz-
lich höchstens 60 Quadratmeter groß sein 
oder muss als Senioren- beziehungsweise 
altersgerechte Wohnung ausgewiesen sein. 
Ergänzend zahlt die Stadt eine Umzugsbei
hilfe, deren Höhe nach der Zahl der aufge
gebenen Räume gestaffelt ist und zwi-
schen maximal 4.000 und 6.200 Euro liegt 
(Gemeente Amsterdam, 2026). 

Organisierte Wohnungswechsel 
ohne höhere Mietbelastung

Auch die Wiener „Aktion 65 Plus“  
erleichtert älteren Mietern den Wechsel  
in eine kleinere Wohnung. Das Angebot 
richtet sich an Hauptmieter ab 65 Jahren,  
die seit mindestens zehn Jahren in einer 
kommunalen Wohnung mit mindestens 65 
Quadratmetern leben. Sie erhalten Zugang 
zur Wohnungssuche und können eine klei-
nere oder besser an ihre persönlichen und 
gesundheitlichen Bedürfnisse angepasste 
Gemeindewohnung auswählen. Für Haus­
halte mit einem besonders günstigen Altver­
trag kann die neue Wohnung zu einem um  
35 Prozent reduzierten Richtwertmietzins 
angeboten werden (Wiener Wohnen, 2023). 
Damit wird ein wesentlicher finanzieller 
Lock-in-Effekt adressiert: Der Umzug in eine 
kleinere Wohnung führt nicht zwangsläufig 
zu einer deutlich höheren Miete. Zugleich 
verbleiben die Haushalte innerhalb des 
kommunalen Bestands und können eine 
Wohnung auswählen, die hinsichtlich Lage, 
Barrierefreiheit und Größe besser zu ihrer 
Lebenssituation passt. 

Ein wesentlicher finanzieller 
Lock-in-Effekt: Der Umzug  
in eine kleinere Wohnung 
führt nicht zwangsläufig 
zu einer deutlich höheren 
Miete. Möglich ist ein Richt-
wertmietzins von bis zu Das Programm verbindet somit 

den finanziellen Ausgleich von Um­
zugskosten mit einem bevorzugten 
Zugang zu einer geeigneten Ersatz­
wohnung. Gerade diese Kombina­
tion ist relevant: Eine Umzugsprämie 
kann die Veränderungsbereitschaft 
unterstützen, löst aber nicht das 
Problem fehlender kleinerer und be­
zahlbarer Wohnungen.

Amsterdam und Wien zeigen 
daher, dass organisierte Wohnungs­
wechsel insbesondere dann funktio­
nieren können, wenn ein ausrei­
chend großer Wohnungsbestand 
vorhanden ist und die Anbieter so­
wohl die bisherige als auch die neue 
Wohnung kontrollieren.

Der Amsterdamer Ansatz zeigt zudem, 
dass die Höhe der Unterstützung an den 
tatsächlich mobilisierten Wohnraum ge
koppelt werden kann.

In ihrer Struktur sind sie damit sehr 
ähnlich wie die obig diskutierten Frankfurter 
und Berliner Modelle.

−35 % 
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6.2.3.	 Abbau steuerlicher und 
finanzieller Lock-in-Effekte

Vom Eigenheim in die Altersvorsorge

Australien setzt mit der „Downsizer  
Superannuation Contribution“ auf die Ver-
bindung von Immobilienverkauf und Alters-
vorsorge (Australian Taxation Office, 2026). 
Personen ab 55 Jahren können aus dem Erlös 
des Verkaufs einer seit mindestens zehn Jahren 
gehaltenen selbst genutzten Immobilie bis zu 
300.000 australische Dollar je Person zusätz­
lich in ihre steuerlich begünstigte Altersvor­
sorge einzahlen. Australien gewährt älteren 
Eigentümern also keinen direkten Zuschuss, 
eröffnet ihnen aber einen besonderen Zu-
gang zur steuerlich begünstigten Alters
vorsorge, ohne dass die üblichen jährlichen 
Einzahlungshöchstgrenzen greifen. Dadurch 
kann ein größerer Teil des bislang in der  
Immobilie gebundenen Vermögens für die 
Finanzierung des Ruhestands genutzt wer-
den. Trotz der Bezeichnung (Downsizer = 
Verkleinerer) setzt das Instrument keine tat-
sächliche Verkleinerung voraus. Die Begüns
tigten müssen nach dem Verkauf weder 
eine kleinere Immobilie noch überhaupt eine 
neue Immobilie erwerben. Das Programm 
erleichtert damit vor allem die steuerlich 
vorteilhafte Umwandlung von Immobilien-
vermögen in Altersvorsorgevermögen. Es 
kann einen Verkauf attraktiver machen, ist 
aber weniger zielgenau auf die Freisetzung 
großer Immobilien und den Wechsel in klei-
nere Wohnungen ausgerichtet, begünstigt 
dies aber höchstwahrscheinlich passiv.

Steuervorteil für mehr Wohnmobilität

Ein steuerlicher Hebel zur Mobilisie-
rung von Wohnraum wird auch in Kalifornien 
genutzt. Aufgrund begrenzter Neubewer-
tungen können langjährige Eigentümer 
eine deutlich geringere Grundsteuer zahlen 
als Käufer einer vergleichbaren Immobilie. 
Ein Umzug könnte deshalb selbst bei einem 
Wechsel in ein kleineres Haus zu einem  
erheblichen Anstieg der laufenden Steuer
belastung führen. Die seit 2021 geltende 
„Proposition 19“ ermöglicht Eigentümern 
ab 55 Jahren, den steuerlichen Basiswert 
ihrer bisherigen Hauptwohnung bis zu drei-
mal auf eine neue Hauptwohnung innerhalb 
Kaliforniens zu übertragen (California State 
Board of Equalization, 2021). Die neue  
Immobilie muss innerhalb von zwei Jahren 
vor oder nach dem Verkauf erworben bezie-
hungsweise fertiggestellt werden. Bei einer 
gleich teuren oder günstigeren Ersatzimmo
bilie wird der bisherige steuerliche Basis-
wert grundsätzlich vollständig übernommen. 
Ist die neue Immobilie teurer, wird lediglich 
die Wertdifferenz hinzugerechnet. Das Ins
trument beseitigt damit einen erheblichen 
Umzugsnachteil, ist aber ebenfalls nicht an 
eine Verkleinerung gebunden. Auch der Er-
werb einer größeren oder teureren Immobi-
lie kann begünstigt werden. Proposition 19 
ist deshalb eher als allgemeines Mobilitäts
instrument denn als gezielte Maßnahme 
zur effizienteren Wohnflächenverteilung 
einzuordnen.

Ca. 186.000 €  
(300.000 AU$) können in  
Australien Eigentümer ab  
55 Jahren aus dem Immo
bilienverkauf zusätzlich  
steuerbegünstigt in ihre  
Altersvorsorge einzahlen.

sold
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Ein für Deutschland besonders nahe-
liegender steuerlicher Ansatz bestand  
bis Ende 2023 in der belgischen Region 
Flandern. Dort konnte die bei einem frühe-
ren Immobilienerwerb gezahlte Grund
erwerbsteuer bis zu einer Obergrenze von 
13.000 Euro teilweise auf die Steuer beim 
Kauf einer neuen Wohnung angerechnet 
werden (Vlaamse Overheid, 2022). Dadurch 
wurde verhindert, dass Haushalte bei jedem 
Wechsel innerhalb des selbst genutzten Wohn­
eigentums erneut vollständig mit der Grund­
erwerbsteuer belastet wurden. Das Modell 
war weder altersabhängig noch an eine 
Verkleinerung geknüpft und wurde zum  
1. Januar 2024 abgeschafft. Es bleibt  
jedoch als historisches Beispiel für eine 
portable Grunderwerbsteuer relevant. 

6.2.4.	 Einordnung der  
internationalen Beispiele

Die internationalen Erfahrungen zeigen 
zunächst, dass latentes Wohnraumpotenzial 
nicht mit kurzfristig verfügbarem Wohnraum 
gleichzusetzen ist. Wohnungspolitik kann 
und sollte Umzüge nicht erzwingen, wohl aber 
die finanziellen, organisatorischen und institu­
tionellen Hürden einer freiwilligen Anpassung 
der Wohnsituation verringern. Entscheidend 
ist dabei das Zusammenspiel aus einer attrak­
tiven Wohnalternative, Planungssicherheit und 
praktischer Unterstützung. Breite steuerliche 
Vergünstigungen können die allgemeine 
Mobilität erhöhen, sind aber häufig wenig 
zielgenau. Größere wohnungspolitische 
Wirkungen mit Blick auf die effizientere 
Nutzung bestehenden Wohnraums sind 
eher von Instrumenten zu erwarten, die an 
eine tatsächliche Freisetzung oder zusätz
liche Nutzung von Wohnraum anknüpfen.

Zugleich legen die Beispiele eine  
dezentrale Umsetzung nahe. Ob eine  
Verkleinerung, Vermietung oder Teilung 
sinnvoll und realistisch ist, hängt von der 
regionalen Nachfrage, der Struktur des  
Gebäudebestands und der Verfügbarkeit 
kleinerer, barrierearmer Wohnungen ab. 
Ziel sollte daher nicht eine möglichst hohe 
Zahl an Umzügen sein, sondern eine bessere 
Passung zwischen Wohnraum und Haus
haltsbedürfnissen. Die in der vorliegenden 
Studie ermittelten regionalen Matching- 
Potenziale können dazu beitragen, Maß
nahmen räumlich zu priorisieren und dort 
einzusetzen, wo von einer Aktivierung des 
Bestands die größten Entlastungswirkungen 
zu erwarten sind. Tabelle 2 (Seite 93) fasst 
die internationalen Beispiele zusammen.

Eine zusätzliche Begünstigung wäre 
denkbar, wenn die neue Immobilie kleiner, 
barrierearm oder altersgerecht ist und die 
bisherige größere Immobilie veräußert oder 
dauerhaft vermietet wird.

Wohnungs-
politik wirkt vor  
allem im Zusammenspiel 
von passender Wohnalter
native, Planungssicherheit 
und praktischer Unter
stützung.

Für Deutschland ließe sich  
daraus ein stärker zielgerichtetes 
Modell entwickeln. Bereits gezahlte 
Grunderwerbsteuer könnte bei  
einem Wechsel zwischen zwei  
selbst genutzten Immobilien teil­
weise angerechnet werden.

Eine portable Grund-
erwerbsteuer verhindert, 
dass Eigentümer bei jedem 
Wohnungswechsel erneut 
vollständig besteuert 
werden.
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Zielgruppe und Segment Zentrales Instrument Aktivierungsmechanismus
Tatsächliche Verkleine-
rung vorausgesetzt?

Singapur: Silver Housing Bonus
Eigentümerhaushalte  
ab 55 Jahren

Bonus von bis zu 40.000 Singapur-
Dollar und Überführung eines Teils der 
Verkaufsmittel in die Altersvorsorge

Verkauf der bisherigen Immobilie und Erwerb einer 
Wohnung mit höchstens drei Zimmern

Ja

Japan: My Home Leasing System
Grundsätzlich Eigentümer 
ab 50 Jahren

Institutionelle Anmietung, Weiter
vermietung, Verwaltung und teilweise 
Absicherung des Leerstandsrisikos

Das bisherige Eigenheim wird anderen Haushalten 
zur Verfügung gestellt, ohne dass es verkauft 
werden muss

Nein; Auszug und  
Vermietung genügen

Niederlande: Van Groot naar Beter
Kleine Haushalte in  
großen Amsterdamer 
Sozialwohnungen

Bevorzugter Zugang zu einer kleineren 
Wohnung und Umzugsbeihilfe von bis 
zu 6.200 Euro

Größere Sozialwohnungen werden durch den 
Umzug kleiner Haushalte freigesetzt

Ja

Österreich: Aktion 65 Plus
Mieter ab 65 Jahren  
in größeren Wiener 
Gemeindewohnungen

Vermittlung einer kleineren Wohnung 
und Schutz vor einem starken 
Mietanstieg

Wechsel innerhalb des kommunalen 
Wohnungsbestands

Ja

Australien: Downsizer Superannuation Contribution
Eigentümer ab 55 Jahren Zusätzliche Einzahlung von bis zu 

300.000 australischen Dollar je  
Person in die Altersvorsorge

Steuerlich begünstigte Umwandlung von 
Immobilien- in Altersvorsorgevermögen

Nein

USA/Kalifornien: Proposition 19
Eigentümer ab 55 Jahren Übertragung des bisherigen 

steuerlichen Immobilienwerts auf  
eine neue Hauptwohnung

Verringerung des Grundsteueranstiegs nach einem 
Wohnungswechsel

Nein

Belgien/Flandern: Portabilität der Grunderwerbsteuer
Wechselnde Eigentümer-
haushalte; bis Ende 2023

Teilweise Anrechnung einer früher 
gezahlten Erwerbsteuer

Verringerung der Transaktionskosten beim Wechsel 
zwischen selbst genutzten Immobilien

Nein

Tabelle 2:  
Übersicht der ausgewählten internationalen Praxisbeispiele 
	❚ zur Mobilisierung latenten Wohnraumangebots im Bestand

Praxisbeispiele nach Land und Programm

Quellen: Housing & Development Board Singapore (2025; 2026); Japan Trans-Housing Institute (2026a; b); Gemeente Amsterdam (2026); 
Wiener Wohnen (2023); Australian Taxation Office (2026); California State Board of Equalization (2021); Vlaamse Overheid (2022).
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Die Ergebnisse dieser Studie sind vor dem Hintergrund einer wirtschaftlich  
anspruchsvollen Lage und Entwicklung Deutschlands einzuordnen. Das vergangene 
Jahrzehnt war durch das Zusammenwirken anhaltender konjunktureller Schwäche, 
Energie- und Rohstoffkrisen, geopolitischer Unsicherheiten und demografisch bedingte 
Fachkräfteengpässe geprägt.

Als Proxy für die wirtschaftliche Ent-
wicklung und Divergenz auf der Kreisebene 
wird dafür das IW-Regionalranking heran-
gezogen. Es bewertet seit 2016 anhand  
eines einheitlichen Sets an Indikatoren  
den regionalen Erfolg der 400 Landkreise 
und kreisfreien Städte in Deutschland.  
Der Erfolgsindex berücksichtigt dabei den  
Einfluss auf Kaufkraft und Arbeitslosigkeit 
der Regionen durch Indikatoren aus den  
Bereichen Wirtschaftsstruktur, Arbeits-
markt und Lebensqualität. Die Ergebnisse 
ermöglichen eine Einordnung der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen, unter 
denen sich die in dieser Studie betrachte-
ten Wohnraumpotenziale realisieren lassen 
könnten. 

Das IW-Regionalranking 2026 (IW  
Consult, 2026) verdeutlicht, dass die wirt-
schaftliche Entwicklung zwischen 2016 
und 2026 regional deutlich auseinander-
läuft. 104 der 400 Kreise und kreisfreien 
Städte konnten ihre Position im Niveau

                                                  Diese Entwicklungen verändern die wirt­
schaftlichen Perspektiven der Regionen in Deutschland und damit auch die 
Voraussetzungen für die Wohneigentumsbildung. Denn ein rechnerisches 
Matching zwischen jüngeren Mieterhaushalten und älteren Eigentümer­
haushalten kann nur dann in tatsächliche Wohnraummobilität übersetzt 
werden, wenn die betreffenden Regionen ausreichend Nachfrage erzeugen, 
Einkommen sichern und als Wohn- und Arbeitsstandorte attraktiv bleiben. 
Die wirtschaftlichen Belastungen wirken sich jedoch nicht in allen Regionen 
gleichermaßen aus.

ranking um mindestens 25 Ränge verbes-
sern, während 107 Regionen mindestens  
25 Plätze verloren (Abbildung 7-1) (Seite 97). 
189 Regionen blieben in ihrer relativen Po
sition weitgehend konstant. Die wirtschaft­
lich anspruchsvolle Lage führt somit nicht zu 
einer einheitlichen Entwicklung, sondern ver­
stärkt die Unterschiede zwischen regionalen 
Entwicklungspfaden.

Die regionalen Verschiebungen stehen 
auch mit den unterschiedlichen Wirtschafts
strukturen der Bundesländer in Zusammen-
hang. Besonders die stark industriegepräg-
ten Regionen Süddeutschlands stehen  
unter Anpassungsdruck. In Baden-Würt-
temberg wirken sich unter anderem die 
Herausforderungen der Automobilindustrie 
auf die wirtschaftlichen Perspektiven aus. 
Zusammen mit hohen Kosten, zunehmen-
den Bürokratieanforderungen und anhal-
tenden Zollkonflikten belasten diese Ent-
wicklungen insbesondere die beiden am 
stärksten industriegeprägten Bundesländer 

Die Unterschiede zwischen 
regionalen Entwicklungs-
pfaden werden verstärkt – 
aufgrund der wirtschaftlich 
anspruchsvollen Lage sie 
sind aber 

keineswegs  
einheitlich.
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Quelle: IW Consult (2026)

Abbildung 7-1: 
	❚ Veränderung im IW-Regionalranking 2016 bis 2026 nach Kategorien

Rangveränderungen im Niveauvergleich des IW-Regionalrankings von 2016 bis 2026; 
Werte der 400 Vergleichsregionen

Deutschlands. Gleichzeitig entstehen in 
Teilen Nord- und Ostdeutschlands neue 
wirtschaftliche Impulse, etwa durch den  
beschleunigten Ausbau erneuerbarer  
Energien. 

	 Verlierer: 	 mindestens 25 Ränge verloren 	 (107 Regionen)

	 Konstante: 	weniger als 25 Ränge verloren bis 
	 weniger als 25 Ränge gewonnen 	 (189 Regionen)

	 Gewinner: 	 mindestens 25 Ränge gewonnen 	 (104 Regionen)

Legende: 
Veränderung im Niveau 2016 bis 2026 
Regionen nach Rangveränderungen  
(Anzahl der Regionen in Klammern) 

Besonders deutlich zeigt sich die  
unterschiedliche Entwicklung in Baden-
Württemberg und Brandenburg. Baden-
Württemberg weist unter allen Bundeslän- 
dern den höchsten Anteil an Regionen auf,  
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der Regionen in Baden- 
Württemberg zählen zu 
den größten Absteigern 
im Ranking – kein anderes 
Bundesland verzeichnet 
einen höheren Anteil.

die zwischen 2016 und 2026 mindestens 25 
Rangplätze verloren haben. Dies betrifft 27 von 
44 Regionen beziehungsweise 61,4 Prozent. 
Lediglich zwei Regionen des Landes zählen 
zu den Gewinnern. Diese Ergebnisse sind 
nicht mit einem flächendeckenden wirt-
schaftlichen Bedeutungsverlust Baden-
Württembergs gleichzusetzen. Das Land 
verfügt weiterhin über zahlreiche leistungs-
fähige Wirtschaftsstandorte. Sie verdeut
lichen jedoch, dass auch Regionen mit einer 
traditionell starken wirtschaftlichen Aus-
gangslage unter veränderten Rahmen
bedingungen an relativer Stärke verlieren 
können. 

Ein gegenläufiges Bild zeigt sich in 
mehreren anderen Flächenländern. In Nie-
dersachsen, Bayern, Brandenburg, Nord-
rhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Schles-
wig-Holstein und Sachsen ist die Zahl der 
Gewinnerregionen höher als die Zahl der 
Verliererregionen. Besonders ausgeprägt  
ist diese Entwicklung in Brandenburg.  
Dort konnten 14 der 18 Landkreise und kreis­
freien Städte – und damit 77,8 Prozent der  

Regionen – ihre Position im Niveauranking um 
mindestens 25 Plätze verbessern. Brandenburg 
weist damit den höchsten Anteil an Gewinner­
regionen unter den Flächenländern auf. 

Die Befunde des Regionalrankings  
ergänzen die bisherigen Ergebnisse dieser 
Studie um eine wirtschaftliche Perspektive. 
Ob das in den Kapiteln 4 und 5 aufgezeigte 
Potenzial für die Wohneigentumsbildung 
tatsächlich wirksam werden kann, hängt 
zusätzlich von der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und den Zukunftsperspektiven 
der jeweiligen Region ab. Im Durchschnitt 
haben sich die Städte, in denen das demo-
grafische Potenzial in Kernstadt und Um-
land über der potenziellen Nachfrage liegt, 
schlechter entwickelt als die Städte, in de-
nen die Nachfrage über dem latenten Ange-
bot liegt. In Salzgitter oder Ludwigshafen 
ist das demografische Potenzial in Kern-
stadt und Umland zwar besonders hoch, 
die Städte haben jedoch in den letzten 
zehn Jahren wirtschaftlich im relativen Ver-
gleich in Deutschland an Boden verloren.

Neue wirtschaftliche Impulse, etwa durch den  
beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energien, zeigen 
sich in Teilen Nord- und Ostdeutschlands

Brandenburg verzeichnet 
den höchsten Anteil an  
Gewinnerregionen unter 
den Flächenländern: 

77,8 %

61,4 % 

der Regionen verbesser-
ten sich um mindestens 
25 Plätze. 
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Regionale wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen  
beeinflussen, ob aus  
rechnerischen Wohn
eigentumspotenzialen 
tatsächlich Nachfrage 
und Wohnraummobilität 
entstehen.

In Regionen mit wirtschaftlichem 
Anpassungsdruck kann die potenzielle 
Nachfrage jüngerer Haushalte hinter ihrem 
rechnerischen Umfang zurückbleiben. Un-
sichere Beschäftigungs- und Einkommens-
perspektiven sowie bundesweit erschwerte 
Finanzierungsbedingungen (gestiegene 
Bauzinsen) können dazu führen, dass Haus-
halte einen bestehenden Wunsch nach 
Wohneigentum nicht oder erst zu einem 
späteren Zeitpunkt realisieren. Aus einem 
rechnerischen Nachfrageüberhang ergibt 
sich deshalb nicht automatisch eine reali-
sierbare Nachfrage.

Umgekehrt können wirtschaftlich dy-
namische Regionen zusätzliche Nachfrage 
erzeugen oder bestehende Nachfrage sta-
bilisieren. Neue Arbeitsplätze, steigende 
Einkommen, Investitionen und eine ver-
besserte Standortqualität können dazu 
beitragen, dass jüngere Haushalte in einer 
Region bleiben, zuziehen oder ihren Wunsch 
nach Wohneigentum tatsächlich umsetzen. 
Die im Regionalranking sichtbaren Aufhol-
prozesse in Brandenburg stehen dabei in 
einem räumlichen Zusammenhang mit den 
in dieser Studie beobachteten Wanderungs-
gewinnen mehrerer Brandenburger Umland-
kreise. So verzeichneten unter anderem die 
Landkreise Havelland, Barnim und Potsdam-
Mittelmark deutliche Wanderungsgewinne 
in der Altersgruppe von 30 bis 49 Jahren. 

Für die Interpretation der Wohnraum-
potenziale folgen daraus zwei Implikationen. 

Erstens ist latenter Wohnraum nicht 
automatisch kurzfristig verfügbar. 
Verkaufs- und Umzugsbereitschaft, 

der Zeitpunkt einer möglichen Freisetzung, 
der Zustand und die Größe der Immobilie 
sowie deren Preis bleiben auch unter  
günstigen wirtschaftlichen Bedingungen 
entscheidend. 

Zweitens ist ein rechnerischer Ange-
botsüberhang nicht in jeder Region 
gleichermaßen wohnungspolitisch 

nutzbar. In wirtschaftlich schwächeren  
Regionen kann er auf eine begrenzte Nach-
frage, geringe Zahlungsfähigkeit oder  

steigende Leerstandsrisiken treffen. In wirt-
schaftlich dynamischen, aber stark nach
gefragten Regionen kann dagegen selbst 
ein relevantes latentes Angebot hinter der 
potenziellen Nachfrage zurückbleiben.

Die wirtschaftliche Entwicklung ist damit 
eine wichtige zusätzliche Rahmenbedingung 
für die Realisierung demografischer Wohn­
eigentumspotenziale. Sie entscheidet nicht 
allein darüber, ob ältere Haushalte ihren 
Wohnraum freisetzen oder jüngere Haus-
halte Eigentum bilden. Sie beeinflusst je-
doch, ob ein freigesetztes Objekt auf eine 
ausreichende Nachfrage trifft und ob sich 
aus einem rechnerischen Matching tat-
sächlich Wohnraummobilität entwickelt. 
Die regionale Differenzierung der wirt-
schaftlichen Entwicklung spricht daher  
dafür, Maßnahmen zur Aktivierung des 
Wohnungsbestands eng mit den jeweiligen 
regionalen Nachfrage- und Entwicklungs-
perspektiven zu verknüpfen.

1.

2.

Brandenburgs 
Aufholprozesse 
im Ranking gehen mit Wanderungsgewinnen der 
30- bis 49-Jährigen in den Umlandkreisen Berlins 
einher.
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Fazit und  
Empfehlungen



Der demografische Wandel eröffnet relevante Potenziale für die Wohneigen­
tumsbildung, führt aber nicht zu einem flächendeckenden „Silver Tsunami“. 
Zwar stehen sich die Zahl jüngerer Mieterhaushalte und das latente Wohn­
raumpotenzial älterer Eigentümerhaushalte bundesweit in einer ähnlichen 
Größenordnung gegenüber. Entscheidend ist jedoch das räumliche Matching: 
Potenzielles Angebot und potenzielle Nachfrage befinden sich häufig nicht 
in denselben Regionen.

Besonders deutlich wird dies auf Kreis-
ebene. In der weiten Abgrenzung übersteigt 
die Zahl der älteren Eigentümerhaushalte 
zwar in 300 der 400 Kreise die Zahl der jün-
geren Mieterhaushalte. Die rechnerischen 
Angebotsüberhänge konzentrieren sich  
jedoch häufig auf kleinere und ländlich  
geprägte Regionen, während große Nach-
frageüberhänge vor allem in Großstädten 
und dynamischen Zentren auftreten. Wird 
das latente Angebot enger auf ältere Haushalte 
ab 75 Jahren begrenzt, verbleibt nur noch in  
91 Kreisen ein rechnerischer Überhang. Je 
stärker auf potenziell eher zeitnah verfügba­

ren Wohnraum abgestellt wird, desto weniger 
trägt somit die Vorstellung eines umfassenden 
demografischen Angebotszuwachses.

Das direkte Umland erweitert die Spiel
räume vieler Großstädte erheblich. Unter 
Berücksichtigung der Konkurrenz zwischen 
benachbarten Städten reicht das Potenzial 
in Kernstadt und Umland bei 36 der 70 be-
trachteten Großstädte rechnerisch aus. In 34 
Städten verbleibt dagegen eine Unterde-
ckung. Besonders ausgeprägt ist sie in den 
großen Metropolen. Unter den Top-7-Städten 
erreicht nur Stuttgart knapp ein ausgegli-

91 von  

400
Kreise weisen bei Be-
trachtung der Haushalte 
ab 75 Jahren noch einen 
rechnerischen Angebots-
überhang auf.

Je stärker zeitnah ver-
fügbarer Wohnraum 
zählt, desto weniger 
lässt sich die Annahme 
eines umfassenden 
demografischen  
Angebotszuwachses 
aufrechterhalten.
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chenes Verhältnis; in Köln, Hamburg, Düs-
seldorf, Frankfurt am Main, München und 
Berlin bleibt das Potenzial deutlich hinter 
der potenziellen Nachfrage zurück. 

Die Auswertung der subjektiven Ein-
schätzung der Wohnungsgröße zeigt zudem, 
dass auch aufseiten der Haushalte grund-
sätzlich Anknüpfungspunkte für freiwillige 
Veränderungen bestehen: 

wechsel und eine bessere Nutzung des Be-
stands erleichtern. Besonders relevant sind:

	� der Bau kleinerer, barrierearmer 
Wohnungen im vertrauten Wohnumfeld,

	� unabhängige Beratung sowie  
organisatorische Unterstützung bei Umzug, 
Umbau oder Teilung,

	� die Verringerung von Transaktions- 
und Lock-in-Effekten,

	� Modelle zur Teilung, Unterver
mietung oder abgesicherten Vermietung 
größerer Immobilien,

	� eine stärkere gemeinsame Planung 
von Kernstadt und Umland.

Die Maßnahmen sollten regional diffe-
renziert eingesetzt werden. In Regionen mit 
großen demografischen Potenzialen kann 
die Aktivierung des Bestands die Wohn-
eigentumsbildung jüngerer Haushalte wirk-
sam unterstützen. In stark nachgefragten 
Metropolen reicht sie dagegen nicht aus. 
Dort bleiben Neubau, Nachverdichtung und 
eine bessere verkehrliche Anbindung ge-
eigneter Umlandstandorte unverzichtbar. 
Bestandsaktivierung und Neubau sind daher 
keine Alternativen, sondern komplementäre 
Bausteine einer langfristig tragfähigen Woh­
nungspolitik.

Eine  bessere 
Wohnraum-
verteilung 
könnte Bedürfnissen bes-
ser entsprechen und den 
Bestand effizienter nutzen.

Bestandsaktivierung 
und Neubau ergänzen 
sich als Bausteine einer 
langfristig tragfähigen 
Wohnungspolitik.

37 Prozent der Eigentümer­
haushalte ab 65 Jahren bewerteten 
ihre Wohnung als zu groß, während 
35 Prozent der jüngeren Mieterhaus­
halte ihre Wohnung als zu klein ein­
schätzten. 

Dies belegt zwar noch keine kon- 
krete Umzugsbereitschaft, deutet aber  
darauf hin, dass eine bessere Verteilung des 
Wohnraums nicht nur mit Blick auf eine effi­
zientere Nutzung des bestehenden Wohnungs­
bestands sinnvoll wäre, sondern auch den 
Wohnbedürfnissen eines relevanten Teils  
beider Gruppen entsprechen könnte.

Wohnungspolitik sollte deshalb nicht 
auf einen automatischen Angebotszuwachs 
warten, sondern freiwillige Wohnungs-
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